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Die  JakbäGkr  für  Itioilökonoie  und  Slatisfik 

erscheioen  seit  dem  I.  Bande  der  ^,Dritten  F«lge^^  und  dem  LYI.  der  ganiea 
Reihe  in  einem  neuen  Gewände.  Die  gegenwärtige  -wirtschaftliche  und 
soziale  Bewegung  stellt  der  Nationalökonomie  immer  neue  Aufgaben, 
welche  die  ganze  civilisierte  Welt  beschäftigen.  In  allen  Kulturländern 
wird  an  der  ^wirtschaftlichen  und  sozialpolitischen  Gesetzgebung  mit 
bisher  ungeahntem  Eifer  gearbeitet.  Die  Statistik  liefert  fortdauernd 
neues  Material  zur  Beurteilung  unserer  Verhältnisse,  welches  wissen- 
schaftlicher Verwertung  harrt.  Der  bisherige  Umfang  der  Jahrbücher 
reichte  nicht  aus,  um  diesen  Aufgaben  einer  nationalökonomischen  Zeit- 
schrift genügen  zu  können.  Die  Verlagsbuchhandlung  hat  daher,  in  dem 
Wunsche,  ein  Organ  zu  schaffen,  welches  den  Leser  über  alle  in  Betracht 
kommenden  Fragen  unterrichtet^  sich  entschlossen,  den  Umfang  der  Jahr- 
bücher für  den  Band  von  40  bis  zu  60  Bogen  zu  erhöhen  und  zwar 
ohne  den  Preis  derselben  zu  steigern. 

Die  Haltung  der  Jahrbücher  ist  durch  diese  Er- 
weiterung in  keiner  Weise  modifiziert  worden.  Nach 
wie  vor  sind  sie  ein  rein  wissenschaftliches  Organ,  welches  sich  in 
erster  Linie  zur  Aufgabe  stellt,  „auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie 
und  Statistik  die  Fortschritte  wissenschaftlicher  Erkenntnis  in  steter 
Folge  zu  begleiten  und  zu  fördern"  und  zugleich  „die  großen  volkswirt- 
schaftlichen Bewegungen  und  Umgestaltungen,  die  sich  im  europäischen 
Völkerleben  vollziehen,  in  ihrem  historischen  Zusammenhange  und  ihrer 
wissenschaftlichen  Berechtigung  zu  prüfen."  Nach  wie  vor  halten  sie 
sich  ferne  von  jeder  einseitigen  Stellungnahme  zu  bestimmten  politischen 
sowie  wissenschaftlichen  Parteibetrebungen.  Sie  lassen  vielmehr  alle 
Richtungen  zu  Worte  kommen,  soweit  dieselben  wissenschaftlich  ver- 
treten werden. 

Die  Jahrbücher  tragen  in  ihrer  Tergrösserten  Form  mehr  als  bisher  den 
praktischen  Bedurfnissen  des  Beamten^  Folitiliers  nud  <ieschäftsmannes  Rechnung. 
Der  neu  hinzugekommene  Raum  wird  benutzt^  um  die  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Tagesfragen  zu  behandeln,  und  namentlich  die  Diskussion  aber  die 
Gesetzgebung  nicht  nur  zu  ferfolgen^  sondern  durch  eigene  kritische  Abhand- 
lungen zu  unterstützen. 

War  es  den  Jahrbüchern  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  ge- 
lungen, die  Litteratur  des  In-  und  Auslandes  mit  ausreichender  Voll- 
ständigkeit zu  bringen,  so  bestreben  sie  sich  immer  mehr,  in  gleicher 
Weise  die  bezüglichen  Gesetze  teils  vollständig  zum  Abdruck  zu  bringen, 
teils  in  ihrem  wesentlichen  Inhalte  und  unter  historisch-kritischer  Be- 
leuchtung vorzuführen,  und  hierbei  ebenso  die  Arbeiterfrage  wie  das 
Finanzwesen,  die  landwirtschaftlichen  und  Handelsfragen  der  Zeit  ausfuhrlich 
zu  bearbeiten. 

Aber  auch  darüber  hinausliegende  Gebiete,  wie  das  Staats-  und 
Verwaltungsrecht,  das  Unterrichtswesen,  die  öffentliche  Gesundheits- 
pflege etc.,  welche  bisher  ganz  unberücksichtigt  geblieben  sind,  müssen 
dem  neuen  Programm  gemäß  in  den  Kreis  der  Behandlung  gezogen 
werden,  soweit  sie  mit  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fragen  in  un- 
mittelbarer Beziehung  stehen. 

Die  Jahrbücher  haben  noch  eine  weitere  Aufgabe  übernommen, 
indem  sie  in  engste  Beziehung  zu  dem  in  demselben  Verlage  er- 
scheinenden „Hand  wörterbuche  der  Staats  Wissenschaften" 
treten  und  fortlaufend  eine  Fortsetzung  und  Ergänzung  zu  demselben 
liefern. 

Fortsetzung  auf  Seite  3  des  Umschlags. 
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Wilhelm  Stieda, 


XI. 

Zur  Reform  des  Apotheken weseos  in 

Deutschland. 

Ein  dem  Großherzoglich-Mecklenburgischen  Ministerium  der  Justiz 

erstattetes  Gutachten. 

Von 

Wilhelm  Stieda. 
•%     »-•»f'!'       !••       • 

1.  Die  gegenVSi^g«  VeWassiiig'  dt^  Ipothekenwesens. 


Gesetzgebung   für   die   Errichtung    ,„u   «uumeKeii.    aie   im 
ganzen    Reiche    gilt.,    .Vielmehr    v-efst  dife    Landesgesetzgebung    der 
einzelnen  deutschen. Staaten  MEsiclitÜcb  .des  Rechts  über  Erwerb  und 
Besitz  der  Apotheken  eine  große  Mannigfaltigkeit  auf.    Nur  in  dem 
Grundsatze  stimmen  sie  überein,  daß  die  Eröffnung  einer  neuen  Apotheke 
eret  auf  Grundlage   einer  staatlicherseits  zu  gewährenden  Konzession 
erfolgen   kann.     Die   Natur   dieser   Konzession    aber   ist   verschieden. 
h!,£T.  ^S:  ^1^^^"'  Württemberg,  Baden,  Hessen  und  Braunschweig 
herrscht   die  Person  aikonzession,   d.   h.   im  Todesfall   oder  bei  frei- 
williger Geschäftsniederlegung  des  Konzessionars  fällt  die  Konzession 
an  den  Staat  zurück.    Im  Königreich  Sachsen  ist  die  Konzession  in 
der  Regel  auch   persönlich,  doch  ist  die  Erteilung  eines  Realrechts 
nicht  ausgeschlossen,  d.  h.  daß  das  Recht  zum  Apothekenbetrieb  durch 
entgeltliches  Rechtsgeschäft,    wie  Kauf,  Tausch,  Erbgang  auf  eine 
andere  Person,  die  allerdings  die  allgemeinen  wissenschaftlichen  Vor- 
bedingungen erfüllt  hat,  übertragen  werden  kann.    Auch  können  nach- 
träglich personliche  Konzessionen   in  Realrechte  umgewandelt  werden 
wenn   der  Nachweis    der  dauernden  Bestandsfähigkeit  der  Apotheke 
und  der  Brauchbarkeit  des  betreffenden  Gruodstücks  erbracht  ist    In 
einigen  mitteldeutschen   Staaten,  wie   Sachsen-Weimar  und  Schwarz- 
burg-Sondershausen ist  der  Betrieb  einer  Apotheke  nur  auf  Grund 
eines    Realpnvilegiums    gestattet,    das    teilweise    ein    Verbietungs- 
recht  gegen   die    Errichtung   neuer   Apotheken   in   sich    schließt,    in 
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anderen  sind  teils  Realprivilegien,  teils  persönliche  Konzessionen  vor- 
handen. Ueberall,  wo  neuerdings  der  Grundsatz  der  Personalkonzession 
gilt,  bestehen  doch  noch  Apotheken  aus  älterer  Zeit  auf  Grund  von 
Realprivilegien,  die  verpfändet,  veräußert  und  vererbt  werden  können. 
In  Mecklenburg-Schwerin,  wo  sowohl  Realprivilegien  als  Personal- 
konzessionen verliehen  werden,  werden  die  letzteren  thatsächlich  wie 
Realprivilegien  behandelt  und  sind  demnach  auch  veräußerlich.  Aehn- 
lich  können  sich  in  Hessen  die  Kinder  eines  persönlich  konzessionierten 
Apothekers  den  Besitz  der  Apotheke  erhalten,  wenn  ein  Sohn  bis  zum 
25.  Jahre  die  nötige  Qualifikation  zum  Betrieb  der  Apotheke  erwirbt, 
oder  wenn  eine  Tochter  sich  an  einen  Apotheker  verheiratet. 

Es  liegt  weniger  an  dieser  Buntscheckigkeit  der  Gesetzgebung, 
daß  schon  seit  Jahren  Reformvorschläge  zu  einer  einheitlichen  Ge- 
staltung derselben  im  Reich  laut  geworden  sind.  Vielmehr  sind  es 
andere  üebelstände,  die  auf  jenen  Gedanken  geführt  haben.  Es  dürfte 
kaum  ein  zweites  Gewerbe  geben,  in  dem  die  ursprünglichen  Ver- 
waltungsgrundsätze, unter  die  man  seinen  Betrieb  zu  stellen  für  zweck- 
mäßig erachtete,  so  siegreich  dem  Zahn  der  Zeit  und  der  sich  ändern- 
den Auffassung  widerstanden  haben  als  gerade  das  deutsche  Apotheker- 
wesen. Schon  die  ältesten  Apotheken  —  und  wir  dürfen  ihre  Anlage 
in  Deutschland  etwa  seit  dem  14.  Jahrhundert  datieren  —  entstanden 
auf  Grund  eines  Privilegs.  Die  Befugnis,  eine  Apotheke  zu  betreiben, 
wurde  im  Sinne  der  mittelalterlichen  Feudalanschauung  wie  ein  Lehn 
erteilt.  Eine  ständische  oder  landesherrliche  Autorität  verlieh  gegen 
Entgelt  die  Konzession,  die  vererblich  und  mit  Sonderrechten  und 
-pflichten  ausgestattet  war.  Diese  Einrichtung  hat  sich  bis  in  unsere 
Tage  erhalten  und  kehrt  in  der  Realkonzession  wieder.  Nur  daß  diese 
unentgeltlich  verabfolgt  wird,  während  man  für  die  Privilegierung 
in  älterer  Zeit  sich  gerne  bezahlen  ließ.  Daß  von  diesem  Modus  eine 
Abweichung  getroffen  wird,  meldet  uns  die  Geschichte  des  Gewerbe- 
wesens nur  selten.  Es  war  im  Herzogtum  Piemont,  wo  der  Staat  in 
den  Jahren  1600—1615  alle  Apotheken  nach  und  nach  aufgekauft 
hatte,  ihre  zulässige  Zahl  dann  feststellte  und  ihren  Sitz  bestimmte. 
Man  blieb  jedoch  nicht  bei  diesem  sicher  heilsamen  Systeme.  Herzog 
Victor  Amadeus  IL  geriet  in  schwierige  finanzielle  Lage  und  verkaufte 
seine  sämtlichen  Apotheken  wieder  als  Privilegien. 

Ebenso  kaufte  in  Braunschweig  in  den  Jahren  1747—1750  die 
Regierung  sämtliche  Privatapotheken  des  Landes  auf  und  verleibte 
sie  dem  fürstlichen  Domanium  ein.  Indes,  die  Verordnung  war  mit 
so  viel  Nachteil  verknüpft,  daß  die  Apotheken  zu  Anfang  der  1770er 
Jahre  wieder  verkauft  wurden  und  zwar  als  privilegia  exclusiva^). 

Während  man  nun  aber  in  den  wesentlichsten  älteren  Kultur- 
staaten, wohl  mit  unter  dem  Einflüsse  der  von  Frankreich  aus  sich 
verbreitenden  Ideen  des  Revolutionszeitalters,  nach  und  nach  zur  Ab- 
schaffung der  Privilegien  überging,  hielt  man  in  Deutschland  an  diesem 
Systeme  fest.    Eine  ähnliche,  auf  dem  Konzessionsgrundsatze  wie  in 

1)  Böttger,  Die  deutsche  Apothekenreformbeweguog,  1872,  S.  7. 
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Ät    •      ^^'f^""^^   Gesetzgebung    haben   Oesterreich,  Rußland, 

fn  Än/"!,"?*^  Rumänien.     Dagegen  herrscht  in  der  Schweiz  und 

fnr  H?i  Wi«;»  Y'""'  ^'«"^'•««^  und  England  vollkommenste  Freiheit 

o-,«f   H^i    "'^l'"ü^  ™°  Apothekern.    Nur  ist  allerdings  der  Bildungs- 

ffit.r  «Ä^'^D  *"«'™  «»»ß.  vorgeschrieben  und  darf  erst  nach 

n^^i°  Ipr  A  "^r/'"^?^^  ^''  Kenntnisse  des  Bewerbers  die  Eröff- 
nung  einer  Apotheke  erfolgen. 

stehpnl*^![,Jhi''l'^  '^^-^^  '""S®  ^"  '"  einzelnen  Kantonen  be- 
stehende Apothekenkonzessionswesen    erst    durch    die    neue  Bundes- 
verfassung  vom  Jahre   1874  und  einen  Zusatz  von   1877   beseitet 
vrorden      Jedoch   regelt  eine  Prüfungsordnung  vom   19    Märe  Tsls 
genau  die  Ausbildung.    Es  ist  erforderiich  für^die  Niederlassung: 
1)  Maturitätszeugnis  von  einer  schweizerischen  Anstalt: 
il  ?,wfja'""i8e  Lehrzeit  bei  einem  geprüften  Apotheker: 
o)  OienilfenprüfuDg; 

4)  einjährige  Konditionszeit; 

5)  vollständig  absolviertes  Universitätsstudium  von  4  Semestern, 
o;  Apothekerprüfung. 

1.^,Jl  'St  demnach  eine  5-jährige  Lernzeit  erforderlich,  von  der  drei 
Jahre  der  Praxis  und  zwei  der  Wissenschaft  gewidmet  sein  müssen. 
1  /  r"'u-.^"°  ®^®'"  °*°  **'«  Pharmaceuten  bezüglich  der  ver- 
engten Ausbildung  den  Aerzten  gleich.    Der  pharmaceutlsche  Kandidat 

un^lT  ^^^  ^"J'>i°ft'Sl  ^'^t  ein  naturwissenschaftliches  Examen 

."„  cJ        ^^^""u   **^"  Nachweis  einer  2-jährigen  praktischen  üebung 

Lhtn^"'H^'''\f'"'u^*''S,''.P'""^'"'g   zugelassen,   die  in  einen  theore- 

schen  und  praktischen  Teil  zerfällt.    Das  zweite  naturwissenschaft- 

flrt  mIT;  k*^  "^^l^'^i  abzulegen  hat,  fällt  für  den  Apotheker 
fort.  Man  hat  aber  nach  anderer  Richtung  den  Stand  zu  heben  und  ihn 
iT«ntn^„?*^  H  «'^'«^^'pstellen  gesucht,  indem  den  Apothekenbesitzern 
sogenannte    Handverkäufer    oder     Apothekenbedienstete     beigegeben 

vS,  ^^''^^"^  ^''.  •*'■■  ^"}  e'-'e»  Chirurgen  oder  Heildiener  zu? 
Verrichtung  der  niederen  ärztlichen  Dienste  zu  seiner  Verfügung  hat. 
Merkwürdigerweise  ist  aber  in  Holland  trotz  dieser  Anordnungen  die 
heigung  Apotheken  zu  eröffnen  in  Abnahme  begriffen,  so  daß  man 
seit  Jahren  darüber  klagt.  Dies  hat  dazu  geführt,  daß  auf  der  1894er 
Hauptversammlung  der  Niederländischen  Gesellschaft  zur  Beförderung 
«hpr  nfoTr'**  «'"Ausschuß  eingesetzt  wurde,  um  eine  Denkschrift 
über  die  Mangel  der  jetzigen  und  die  Anforderungen  an  eine  zu- 
künftige   pharmaceutlsche    Gesetzgebung   auszuarbeiten.     Die    beauf- 

vÄ5*""°"'T  T^°J''®  ^'<=^  *"  «"e  Apothekenbesitzer  mit  einem 
1- ragebogen    und    erhielt   im    ganzen    215    Antworten.      Von    diesen 

sä'"unT  4^ n  ^'-  ^T  Niederlassung,  39  für  das  KonzessiW 
sjstem  und  41  für  die  Verstaatlichung  aus.  Bei  9  Antworten  war 
die  Aeußerung  undeutlich.  Geltend  gemacht  sind  namentlich  die  Er- 
.„1T?^^°<J-  '®  •'"*".>"'  anderen  Ländern  mit  dem  Konzessionssystem 
mache.  Sie  seien  danach,  daß  man  dasselbe  nicht  über  die  freie 
Niederlassung  stellen  könne»). 

1)  Apotbeker-Zeitasg,  1895,  No.  39. 
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Italien  hat  eine  einheitliche  Neuordnung  seines  Apotheken- 
i»resens  seit  1874  angestrebt  und  sich  zunächst  für  Personalkonzessionen 
entschieden.  Der  neue  Sanitätscodex  von  1889  jedoch  hat  sich  für 
Niederlassungsfreiheit  im  ganzen  Gebiete  des  Königreichs  ausge- 
sprochen. Der  vorgesehene  Bildungsgang  besteht  in  einer  Lernzeit 
von  4  Jahren,  von  denen  eins  auf  die  Praxis  in  einer  Apotheke  und 
drei  auf  das  Studium  der  Wissenschaft  an  einer  Universität  entfallen. 
Auch  hier  besteht,  wie  in  Holland,  neben  den  gelehrten  Apothekern 
ein  Hilfspersonal  von  geringerer  Ausbildung^).  Die  gesellschaftliche 
Stellung  des  Apothekers  wird  als  eine  geachtete  gerühmt  und  es  ist 
leicht  für  ihn,  nach  Ablegung  der  vorgeschriebenen  Examina  sich  eine 
selbständige  Existenz  zu  gründen.  Die  Zahl  der  Apotheken  an  einem 
Orte  bestimmt  sich  durch  das  Bedürfnis  und  wo  eben  nur  ein  karges 
Brot  zu  verdienen  ist,  läßt  sich  ein  zweiter  oder  dritter  Konkurrent 
nicht  nieder. 

Aeußerlich  nehmen  die  italienischen  Apotheken  wenigstens  in  den 
Großstädten  sich  würdig  und  gediegen  aus  und  halten  in  ihrer  Ein- 
richtung die  Mitte  zwischen  den  mit  großem  Prunk  ausgestatteten 
nordamerikanischen  Apotheken  und  den  einfacher  gehaltenen  Offizinen 
in  Deutschland.  Schaufenster  sind  selten  vorhanden  oder  es  wird 
doch  auf  ihre  Dekorierung  keine  große  Mühe  verwandt.  An  den 
Wänden  der  Offizin  finden  sich  wie  in  Deutschland  teils  die  Repo- 
sitorien  für  die  oft  sehr  feinen  Standgefäße,  teils  die  Spezialitäten- 
schränke,  an  einer  Seite  auch  wohl  meist  Sessel  oder  Stühle  vor 
einem  Tisch  mit  Schreibzeug.  Die  Apotheke  ist  täglich,  selbst  am 
Sonntage,  von  früh  7  Uhr  bis  11  Uhr  abends  geöffnet,  doch  ist 
zwischen  12  und  5  Uhr  oft  nichts  zu  thun.  Während  der  Nacht  steht 
in  jedem  Stadtteil  immer  nur  ein  Geschäft  zur  Verfügung,  wo  aber 
dann  gleichzeitig  ein  Arzt  zu  finden  ist.  Ueberhaupt  verkehren  die 
italienischen  Aerzte  gern  am  Tage  in  den  Apotheken,  teils  um  Rezepte 
zu  verschreiben,  teils  um  zu  ordinieren.  Das  Publikum  ist  bereits 
daran  gewöhnt,  die  Aerzte  in  der  Apotheke  zu  suchen. 

Die  Arzneitaxe  ist  behördlich  festgestellt  und  darf  nicht  über- 
schritten werden.  Auch  die  Anzahl  der  vorrätig  zu  haltenden  Medi- 
kamente ist  gesetzlich  vorgeschrieben.  Durch  regelmäßige  Revisionen 
wird  der  Betrieb  überwacht.  Die  italienischen  Apotheker  stehen  im 
Rufe,  recht  gute  Geschäfte  zu  machen,  was  zum  Teil  mit  dem  Fremden- 
verkehr zusammenhängen  mag  2). 

In  Frankreich  bestimmt  das  Dekret  vom  25.  Juli  1885  die 
Ausbildung  für  die  approbierten  Apotheker.  Man  kennt  dort  zwei 
Klassen  von  Apothekern.  Die  Bewerber  um  ein  Diplom  erster  Klasse 
müssen  das  Baccalaureat  —  das  deutsche  Maturitätszeugnis  —  auf- 
weisen können;  für  die  Bewerber  um  das  Diplom  zweiter  Klasse 
genügt  ein  Schulzeugnis  mit  bestimmten  Minimalforderungen.  Die 
Kandidaten   beider  Klassen   haben   drei  Jahre  zu  lernen  und  müssen 


1)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bd.  I,  S.  370 — 371. 

2)  Pharmaceutlsche  Zeitung,  1896,  No.  78. 

DriUe  Folge  Bd.  XI  (LXYI).  ßß 


I 


h 


t 


I 


fi 


Ö62 


Wilhelm  Stieda 


1  ;• 


sich  dann  einer  Prüfung  unterziehen,  nach  deren  Ablegung  sie  sofort^ 
ohne  Servierzeit,  die  Universität  zu  beziehen  berechtigt  sind.  Das 
Studium  ist  auf  drei  Jahre  berechnet.  Nach  Beendigung  desselben 
dürfen  die  Apotheker  erster  Klasse  sich  überall  in  Frankreich  nieder- 
lassen; die  der  zweiten  Klasse  können  dagegen  ihren  Beruf  nur  in 
dem  Bezirk  derjenigen  Pharmacieschule  ergreifen,  von  der  sie  appro- 
biert sind.  Es  scheint,  daß  man  mit  dieser  Gesetzgebung  nicht  zu- 
frieden ist  und  für  eine  Beschränkung  der  Apotheken  sich  zu  interes- 
sieren anfängt^). 

Ebenfalls  zwei  Klassen  von  Apothekern  unterscheidet  man  in 
England.  Die  Angehörigen  der  ersten  Klasse,  die  Pharmaceutical 
Chemists,  müssen  eine  Schulprüfung  (Latein,  Englisch,  Rechnen)  be- 
standen haben  und  sich  behufs  vollständiger  Ausübung  ihres  Berufs 
einer  Fachprüfung,  der  sog.  „major  examination"  unterziehen.  Die  Apo- 
theker zweiter  Klasse,  die  „Chemist's  und  Druggist's"  genannt  werden, 
haben  nur  die  „minor  examination*'  abzulegen.  Das  Examen  besteht 
in  Nachweis  gewisser  Kenntnisse  in  Botanik,  Materia  medica,  pharma- 
ceutischer  und  allgemeiner  Chemie,  Toxikologie,  Droguenkunde,  sowie  in 
üebersetzung  und  Anfertigung  von  Rezepten.  Wo  man  die  zur  Prü- 
fung erforderlichen  Kenntnisse  erworben  hat,  ist  gleichgiltig.  Eine 
Lehr-,  Servier-  oder  üniversitätszeit  fordert  man  nicht.  Dabei  aber 
schützt  man  die  Apothekertitel,  indem  keiner  die  erwähnten  Bezeich- 
nungen seinem  Namen  beilegen  darf,  der  nicht  die  Prüfung  bestanden 
hat.  Die  Aerzte  haben  daneben  volle  Dispensierfreiheit,  wovon  zum 
Teil  sehr  ausgiebig  Gebrauch  gemacht  wird.  Zu  alle  diesem  kommt 
Freiheit  in  der  Einrichtung  und  Ausstattung  von  Apotheken,  sowie 
im  Verkauf  von  Arzneimitteln  und  Spezialitäten ;  eine  Arzneitaxe  kennt 
man  nicht.  Das  Wort  „Revision"  ist  ein  unbekannter  Begriff,  abge- 
sehen von  gelegentlicher  Giftkontrolle.  Die  ganze  Gesetzgebung  be- 
steht in  einem  „Pharmacy  Act",  der  die  Rechte  der  anerkannten 
Körperschaft,  der  Pharmaceutical  Society,  regelt,  und  in  einem  Gesetz 
über  den  Handel  mit  Giften. 

Aeußerlich  betrachtet,  erscheint  ein  englischer  „chemist  shop" 
wesentlich  anders  als  eine  deutsche  Apotheke.  Die  englischen  Apo- 
theken sind  Kaufläden  wie  unsere  Droguenhandlungen.  Ihr  Wahr- 
zeichen ist  kein  Adler,  Hirsch  u.  dgl.,  sondern  eine  grün-rot  gefensterte 
Laterne  über  der  Eingangsthür.  Dazu  kommen  in  den  Schaufenstern 
meterhohe  mit  farbigen  Flüssigkeiten  gefüllte,  birnenförmige  Flaschen, 
ohne  die  eine  englische  Apotheke  schlechterdings  nicht  denkbar  ist. 
Sie  halten  nicht  nur  Medicinen,  Pillen  und  Tabletten  jeder  Art  und 
Form,  bezw.  die  Rohstoffe  und  Droguen  feil,  sondern  auch  Seifen,  Par- 
füms, Schminken,  Schönheitswasser,  Pomaden,  Haarwässer  und  Farben, 
alle  kosmetischen  Artikel,  Zahn-,  Haar-,  Nagelbürsten,  Kämme  u.  s.  w. 
Auch  alle  Arten  Glaswaren,  wie  Medizinflaschen  in  gedrechselten  Holz- 
etuis, Riechfläschchen,  Einmachegläser,  Nachtlampen,  Kinderflaschen 
mit  allem  Zubehör,  Bandagen  und  Gummiartikel,  auch  Filzsohlen  zum 

1)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bd.  I,  S.  371. 
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Schutz  gegen  kalte  Füße  und  selbst  strohgeflochtene  Sandalen,  wie 
man  sie  in  Badeanstalten  nötig  hat,  werden  feilgeboten. 

Das  englische  Apothekenwesen  bedeutet  demnach  einen  vollstän- 
digen Gegensatz  zum  deutschen.  Dort  die  absolute  Freiheit,  bei  uns 
ein  weitreichendes  obrigkeitliches  ßevormundungssystem.  Bei  uns 
ziehen  die  Apotheker  ihre  Einnahmen  wesentlich  aus  der  Receptur, 
in  England  zum  allergrößten  Teil  aus  dem  Handverkauf.  Für  das 
Publikum  hat  dies  System  den  Nachteil,  daß  es  alles  teurer  bezahlen 
muß.  Wenn  man  bei  uns  in  großstädtischen  Apotheken  oft  dem 
Grundsatz  begegnet,  „unter  10  Pfg."  nichts  zu  verkaufen,  so  wird  das 
wohl  als  unkaufmännisch  getadelt.  In  England  findet  man  es  aber 
nicht  mehr  profitabel,  etwas  unter  50  Pfg.  (6  d)  zu  verkaufen.  In  vielen 
Fällen,  bei  abgefaßten  Sachen,  aber  beginnt  die  Preisleiter  mit  1  sh  und 
1|  sh  und  steigt  über  2  sh  6  d,  2  sh  9  d,  4^  sh,  11  sh  auf  21  sh.  Der 
Engländer  bezahlt  diese  höheren  Preise  ruhig,  weil  er  eben  weiß,  daß  er 
im  Apotheker  nicht  einen  gewöhnlichen  Verkäufer  einer  Ware,  sondern 
einen  Mann  vor  sich  hat,  der  zur  Ausübung  seines  Berufs  einer  wissen- 
schaftlichen Vorbildung  bedurfte.  Geistige  Arbeit  aber  steht  in  Eng- 
land sehr  hoch  im  Preise^). 

Es  scheint  indessen,  als  ob  diese  höheren  Preise  auf  dem  Kon- 
tinent weniger  mit  dem  System  der  Freiheit  zusammenhängen  als  viel- 
mehr überhaupt  auf  den  großartigeren  Zuschnitt  des  Lebens  zurück- 
zuführen sind.  In  England  ist  das  Leben  im  allgemeinen  teurer,  der 
Arbeitslohn  höher.  Die  Konkurrenz  der  Apotheker  müßte  eigentlich 
für  niedrigere  Preise  sorgen,  aber  dazu  kommt  es  nicht  bei  dem  all- 
gemeinen hohen  Preisniveau  für  sämtliche  Dinge. 

Gerade  diese  mit  der  Gewerbefreiheit  verbundene  Konkurrenz 
macht  dem  englischen  Apotheker  das  Leben  sauer.  Der  deutsche 
Apotheker  erschrickt  über  die  große  Zahl  der  Shops  in  den  belebteren 
Straßen  und  über  die  vielfach  traurige  Verfassung,  in  der  dieselben 
in  den  entlegeneren  Straßen  sich  befinden.  Wo  immer,  sagt  Capelle, 
sich  eine  passende  in  die  Augen  springende  Straßenecke  bietet,  ein 
Chemist  wird  sich  dort  etablieren.  Hat  einer  irgendwo  sein  Brot  ge- 
funden, entwickelt  sich  die  Apotheke  und  kommt  er  vorwärts,  so  giebt 
es  genug  etablierungslustige  Kollegen,  die  zufällig  in  der  Nachbarschaft 
konditionieren ,  jedes  Detail  seiner  Geschäftsführung  auskundschaften 
und  wenn  jener  eines  Morgens  erwacht,  sieht  er  unerwartet  im  Neben- 
laden oder  gegenüber  eine  neue  Apotheke,  deren  Inhaber  sich  zu 
Nutzen  zu  machen  sucht,  was  er  selbst  in  langen  mühevollen  Arbeiten 
geschaffen.  Dem  entsprechend  ist  die  Lage  der  Gehilfen  keine  glän- 
zende. In  Deutschland  kennt  man  unter  den  konditionierenden  Ge- 
hilfen einen  Notstand  eigentlich  nicht.  In  England  ist  ein  solcher 
nicht  hinwegzuleugnen  und  tritt  nur  zu  oft  durch  Stellenlosigkeit  zu 
Tage.  Der  geringe  Umfang  vieler  Apotheken  erlaubt  dem  Besitzer 
nicht,   sich  einen  Gehilfen  zu  halten,  man  behilft  sich  vielmehr  mit 
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einem  Lehrling,  und  da  die  Zahl  der  ausgebildeten  jungen  Leute  nicht 
im  Verhältnis  steht  zum  Bedarf  an  Gehilfen,  entsteht  leicht  eine 
Notlage. 

2)  Uebelstände  im  Apothekenwesen  Deutschlands. 

Alle  Systeme,  die  wir  vorstehend  betrachtet  haben,  haben  ihre 
Licht-  und  Schattenseiten.  Sie  sind  erwachsen  auf  einem  bestimmten 
Boden  im  Zusammenhange  mit  gewissen  Neigungen  und  Eigenartig- 
keiten der  Bevölkerung,  der  sie  dienen  und  dadurch  gerechtfertigt. 
Ob  die  italienischen  oder  gar  die  englischen  Zustände  so  ohne  weiteres 
auch  auf  deutschem  Boden  sich  entwickeln  würden,  ist  mehr  als  frag- 
lich. Bei  alledem  hat  nun  doch  auch  die  deutsche  Apothekenverfassung 
ihre  entschiedenen  Mängel,  die  je  länger,  je  mehr  in  weiten  Kreisen 
als  solche  empfunden  werden  und  Unzufriedenheit  bei  den  Apothekern 
wie  beim  Publikum  hervorgerufen  haben. 

Die  Uebelstände,  die  heute  wiederholt  beklagt  werden,  zeigen  sich 
im  wesentlichen  in  folgendem: 

1)  Es  ist  üblich  geworden,  für  Apotheken  beim  Uebergange  aus 
einer  Hand  in  die  andere  sehr  hohe  Preise  zu  zahlen.  Daraus  hat 
sich  ein  sogenannter  „Apothekenschacher"  und  die  Schwierigkeit  für 
die  Gehilfen  entwickelt  je  einmal  ein  eigenes  Geschäft  zu  erlangen. 

2)  Es  sind  nicht  der  Zunahme  der  Bevölkerung  entsprechend  ge- 
nügend viel  neue  Apotheken  begründet  worden  und  dieselben  sind  un- 
gleich verteilt. 

3)  Die  Preise  der  Arzneien  sind  zu  hoch. 

Wir  werden   diese  Behauptungen   im  einzelnen  zu  prüfen  haben. 

1)  Das  Realkonzessionssystem  bedingt,  daß  keiner  sich  niederlassen 
kann,  ohne  sich  mit  dem  Besitzer  eines  Privilegs  abgefunden  oder  von  der 
Obrigkeit  eine  neue  Konzession  erlangt  zu  haben.  In  beiden  Fällen  muß 
der  Apotheker  gewisse  Beträge  für  den  Erwerb  zahlen,  sei  es  auf  dem 
Wege  gütlicher  Vereinbarung  oder  der  Versteigerung  einer  Konzession, 
die  von  Jahr  zu  Jahr  drückender  und  unerschwinglicher  werden.  Real- 
konzessionen aber  wurden  in  den  letzten  Jahren  nur  selten  noch  er- 
teilt und  so  hatte  demnach  ein  Gehilfe,  der  selbständig  werden  wollte, 
sich  entweder  mit  einem  Apothekenbesitzer,  der  zurücktreten  wollte, 
zu  verständigen  oder  den  Erben  eines  Apothekenbesitzers  das  Geschäft 
abzukaufen.  Hierbei  sind  nun  notorisch  nicht  so  sehr  Grundstück, 
Haus  oder  Inventar  hoch  veranschlagt  worden,  als  vielmehr  die 
Konzession,  die  dem  ersten  Erwerber  unentgeltlich  oder  gegen  eine  geringe 
Gebühr  verabfolgt  worden  war,  teuer  bezahlt  werden  mußte.  Nach 
den  württembergischen  Medizinalberichten,  in  denen  die  Verkaufspreise 
der  Apotheken  des  Landes  seit  den  60er  Jahren  genau  gebucht  sind, 
beträgt  der  Wert  des  Rechtes  54—56  Proz.  vom  Gesamtpreise.  Dabei 
ißt  zu  berücksichtigen,  daß  die  Konzession  den  Wert  des  Grundstücks 
erhöht,  für  welches  mit  allen  seinen  Gebäuden,  Einrichtungen  u.  dergl.  m. 
kaum  die  Summen  erlangt  werden  könnten,  die  faktisch  bei  Besitz- 
wechseln vorkommen,  wenn  eben  nicht  eine  Apothekenkonzession  an 
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ihnen  hinge.  Man  geht  bei  der  Veräußerung  so  vor,  daß  ein  Ideal- 
wert  der  Apotheke  berechnet  wird,  der  sich  nach  dem  Umsatz  des 
Geschäfts,  nach  der  Größe  des  Absatzgebietes  richtet,  ein  Wert,  der 
sich  jeden  Augenblick  ändern  kann.  Und  nicht  nur  das,  so  ist  zu 
fürchten,  daß  nicht  selten  viele  Apothekenbesitzer  außerdem  die  Dring- 
lichkeit der  Neigung  des  Bewerbers  selbständig  zu  werden,  ausnutzen 
und  sich  dafür,  daß  sie  einem  Anderen  den  Platz  räumen,  eine  ange- 
messene Entschädigung  in  Rechnung  stellen.  Ja  noch  mehr,  es  finden 
sich  Vermittler  ein,  die  gewerbsmäßig  die  Veräußerung  betreiben,  die 
auskundschaften,  wo  Apotheker  sitzen,  die  ihre  Anstalt  mit  Gewinn 
heute  verkaufen  wollen,  um  morgen  eine  neue  zu  erstehen,  und  mit 
diesen  die  Aspiranten  auf  eine  Stelle  bekannt  machen.  Es  sind  auf 
diese  Weise  nicht  selten  Apotheken,  wenigstens  in  großen  Städten  und 
Verkehrscentren,  schwinde! hafte  Verkaufsobjekte  geworden,  die  immer 
wieder  ausgeboten  und  verkauft  werden.  Die  Pharmaceutische  Zeitung 
bietet  allwöchentlich  3—4  Seiten  solcher  Inserate,  aus  denen  einmal 
sehr  hohe  Preise  für  die  einzelnen  Apotheken  erhellen  und  deren 
Häufigkeit  andererseits  anzudeuten  scheint,  daß  nicht  in  normaler  Ver- 
anlassung der  Besitzwechsel  sich  vollziehen  soll,  sondern  eben  Speku- 
lationsverkäufe angestrebt  werden.  Für  die  Höhe  der  Forderungen 
zeigen  Angebote  von  Apotheken  in  Gymnasialstädten  Hannovers  zum 
Preise  von  225  000  bis  400  000  M.,  in  ähnlich  großen  Städten  der 
Rheinprovinz  zum  Preise  von  320000  bis  460  000  M.,  in  Westpreußeu 
zu  315  000  Mark,  im  Königreich  Sachsen  zu  390000  M.   u.  s.  w.  i). 

Nach  einem  Berichte  der  Medizinalbehörde  des  Regierungsbezirkes 
Liegnitz  aus  den  Jahren  1884—88  wurde  in  dem  Städtchen  Greiffen- 
berg  mit  3000  Einwohnern  eine  Apotheke  für  160000  M.  verkauft,  im 
Städtchen  Lüben  mit  5000  Einwohnern  eine  Apotheke  für  155000  M., 
in  Landeshut  mit  7000  Einwohnern  eine  Apotheke  für  255  000  M.,  in 
Glogau  die  Hofapotheke  für  266000  M.  In  Haibau,  im  Kreise  Sagan 
stieg  in  drei  Jahren  der  Preis  der  dortigen  Apotheke  von  80000  auf 
120000  M.,  in  Marklissa,  einem  ebenfalls  unbedeutenden  Städtchen  in 
der  gleichen  Zeit  von  88  500  M.  auf  128  000  M.  In  Görlitz  wurde 
die  DunkeFsche  Apotheke  im  Jahre  1884  mit  315  000  M.,  4  Jahre 
später  für  384  000  M.  verkauft.  In  Nerchau  in  Sachsen  kostete  im 
Jahre  1883  die  Apotheke  22  000  M,,  im  Jahre  1891  70000  M.  Nach 
der  Aussage  eines  Apothekers  in  Hanau  hätte  in  seinem  Heimatsort, 
den  er  leider  nicht  nennt,  in  13  Jahren  die  Apotheke  5mal  ihren  Be- 
sitzer gewechselt  und  sei  dabei  im  Preise  immer  höher  gekommen: 
1876  kostete  sie  54000  M.,  1884:  65000  M.,  1885:  72  000,  1888: 
88000,  1889:  106000  M.«). 

In  Mecklenburg-Schwerin  sind  ebenfalls  bei  den  Verkäufen  der 
letzten  Jahre  recht  hohe  Preise  erzielt  worden,  z.  B.  in  Boizenburg 
1890:   95000   M.,   in   Bützow   1893:   120000  M.,   in  Doberan  1891: 


1)  Bremer,  Die  Apothekerfrage,  1893,  S.  23. 

2)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstages,  1890/92,  Bd.  7, 
S.  4501. 
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136500  M.,  in  Hagenow  1889:  157000  M.,  in  Krakow  1892:  115000 M., 
in   Parchim    1885:   190000  M„  in   Teterow  225000  M.    Da   es  sich 
hier  doch  um    kleinere  Städte  handelt,  sind  die  Preise  erhebliche  zu 
nennen.     Soweit  eine   Statistik   über  den   Besitzwechsel   von   einigen 
60  Apotheken   in   ca.  50  Städten   seit  etwa  35  Jahren  erkennen  läßt, 
sind  bei    fast    allen  Apotheken  im   Laufe   der  letzten   Jahre  Preis- 
steigerungen  und  zum   Teil  ganz    beträchtlicher  Art    nachzuweisen. 
Eine  Ausnahme  bilden:  1)  Hagenow,  wo  eine  Apotheke,  die  im  Jahre 
1889  mit  157000  M.  verkauft  wurde,   2  Jahre  später  für  150000  M. 
weiter  gegeben  wurde.     2)  Lübz,  wo  eine  Apotheke,  die  1868  70530  M. 
gekostet  hatte,   10  Jahre   später  für  40 100  M.  abging.     3)  Schwerin, 
wo  die  Francke'sche  Apotheke,  die  1863  in  einer  Erbschaft  zu  159  000  M. 
angesetzt  war,   1879  für  140000  M.  verkauft  wurde.    4)  Waren,  wo 
die  Möller  sehe  Apotheke,  die   1887  mit  156000  M.   bezahlt   worden 
war,  im  folgenden  Jahre  für  150000  M.  veräußert   wurde.    5)  Warin, 
wo   eine  1849   für  53000  M.   gekaufte  Apotheke  1882  für  48000  M. 
verkauft  wurde.    Den  Rückgang  im  Preise  bei  der  Apotheke  in  Neu- 
buckow  von  117000  M.  im  Jahre  1869  auf  90000  M.  im  Jahre  1873 
wird   man   wohl  daraus  erklären  können,   daß  der  Besitz  vom  Vater 
auf  den  Sohn  überging.    In  den  anderen  Fällen   wird  vermutlich  der 
geringere  Preis  schon  eine  Reaktion  gegen  den  zu  hoch  geschraubten 
der   Vorjahre   gewesen   sein.     Der   umstand,   daß   die   Apotheken   in 
Hagenow  und  Waren  sehr  rasch  ihre  Besitzer  wechselten,  läßt  darauf 
schließen.    Jedenfalls  hat  auch  in  Mecklenburg  der  „Schacher"  eine 
Rolle  gespielt.    In   Boizenburg  z.   B.  ist  die  Apotheke  in  12  Jahren 
(1878—1890)  durch  4  Hände  gegangen   und  dabei  von  63000  M.  auf 
95000  M.  im  Preise  gestiegen.    In  Doberan  verkaufte  der  Apotheker 
seine  Anstalt,  die  er  nur  7  Jahre   besessen  hatte,  mit  einem  Vorteil 
von  20500  M.;   er  hatte  1884  116000  M.  gegeben  und  bekam  1891 
136500  M.     In  Hagenow   wechselte  die  Apotheke  in  19  Jahren  4mal 
ihren  Besitzer  und  stieg  von  60000  M.  auf  150000  M.  (1872—1891)  im 
Preise.    In  Ludwigslust  verkaufte  der  Apotheker  nach  einjährigem  Be- 
sitze  seine  Apotheke  mit  einem  Gewinn  von  4000  M.  (1881:  120000, 
1882:   124000).    In  Neustadt  ging  in   15  Jahren   (1879—1894)   die 
Apotheke  durch  6  Hände  und  stieg  von  42  981  M.  auf  95000  M.  im  Preise. 
In  Parchim   wechselte  die  Apotheke  in  4  Jahren   (1881—1885)  3mal 
den  Besitzer,    Der  erste  zahlte  147000  M.,  der  dritte  bereits  190000  M. 
In  Röbel  stieg  in  6  Jahren  (1887—1893)  der  Preis  der  Apotheke  um 
25000    M.    von    115000   auf    140000   M.,    in   Rehna   in   13  Jahren 
(1873—1886)   um  21200  M.,   von   55  800  auf  77000,  in  Schwerin  in 
10  Jahren  um  39000  M.  (1883:  150000,  1893:   189000).    In  Waren 
wurde  die  eine  Apotheke   im  Laufe  von  2  Jahren  3mal  verkauft  und 
stieg  von  85000  auf  91000  M.  im  Preise.    Der  zweite  Besitzer  ver- 
kaufte die  Apotheke  in  demselben  Jahre,  indem  er  sie  erworben  hatte, 
mit  einem  Gewinn    von   3000   M.    Die    andere   Apotheke    wurde    in 
6  Jahren   (1882—1888)  3mal  verkauft  mit  einer  allmählichen  Preis- 
steigerung von  70280  M.  auf  150000  M. 

Vielleicht  könnte  man  meinen,  daß  Mecklenburg  ein  zu  geringes 
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Beobachtungsfeld  biete,  und   die  oben  berührten  Besitzwechsel  durch 
Zufall  bedingt  gewesen  seien.    Das  wäre  nicht  von  der  Hand  zu  weisen, 
wenn    an   anderen    Orten    nicht  die   gleichen    Erfahrungen    gemacht 
worden   wären.      Besonders  der  oftmalige   Verkauf,  wie  man   ihn  in 
Boizenburg,    wo    jeder   Besitzer    im   Durchschnitt  die  Apotheke  nur 
3  Jahre  bewirtschaftete,   in  Ludwigslust,  in  Parchim,   wo  jeder   Be- 
sitzer  die  Apotheke  durchschnittlich   nur  ^U  Jahre  besaß,   in  \Varen 
deuten   auf  entschiedene  Uebelstände.    Den  gelegentlichen   Ruckgang 
zu  hoch  bezahlter  Apotheken  beobachtet  man  übrigens  auch  m  anderen 
Städten,  wie  z.  B.  am  8.  September  v.  J.   die  königliche  privilegierte 
Apotheke    in   Friedrichstadt    in    Schleswig,    die    vor    3   Jahren    für 
155000  M.  verkauft   wurde,   für  142000  M.  erworben  werden  konnte. 
In  10  Jahren  ging  die  Apotheke   dort  zum  3.  Male  in  andere  Hände 
überi).    Aehnlich  heißt  es  aus  Elsaß- Lothringen,  daß  die  Apotheken- 
preise viel  zu  hoch  in  die  Höhe  getrieben  seien.     Bereits  1891  schrieb 
der   Medizinalreferent  im  Ministerium   für  die  Reichslande,   daß   alt- 
deutsche Apotheker  ohne  Kenntnis  der  hiesigen  Verhältnisse  viel  zu 
teuer  gekauft  hätten.   Es  könne  nicht  dringend  genug  vor  den  schwindel- 
haften Preisen,  den   die  Apotheken   erlangt  hätten,   gewarnt   werden. 
Eine  <^roße  Anzahl  von  Geschäften  seien  eben  die  Preise  nicht  wert,  zu 
denen^'sie  ausgeboten  und  verkauft  würden.    Der  unglückliche  Käufer 
merke  bald,  daß  er  aus  dem  Verdienst,  den  die  Apotheke  abwerfe,  kaum 
leben,  geschweige  die  Zinsen  des  Kapitals  bezahlen  könne  und  wende  sich 
dann  mit  Eingaben  aller  Art  an  die  Behörden,  welche  in  der  Regel  nicht 
helfen  können  2).    Das  wiederholt  sich  schon  seit  Jahren  und  auch  für 
1894  haben  die  Bezirksregierungen  wieder  hervorgehoben,  daß  die  Preise 
in   der  Regel  viel   zu  hoch   seien.    „Die  hohen  Kaufspreise"  heißt  es 
in  den  Berichten  „sind  um  so  weniger  berechtigt,  als  jeder  Apotheker 
mit  der  Möglichkeit  rechnen  muß,  daß  für  den  Bereich  seines  Absatz- 
gebietes bei  zunehmendem  Verkehr  von  der  Verwaltung  das  Bedürfnis 
^ur  Errichtung  einer  neuen  Apotheke  anerkannt  wird  3)". 

Dem  gegenüber  stehen  freilich  aus  anderen  Teilen  des  Reichs  an- 
scheinend günstigere  Nachrichten.  Ueber  die  im  Regierungsbezirk 
Liegnitz  stattgehabten  Apotheken  verkaufe  konnte  Apotheker  Schneider 
auf  der  Kreisversaramlung  in  Liegnitz  am  11.  Juni  1895  wie  folgt  be- 
richten: In  dem  Zeiträume  von  1811—1845  kamen  auf  34  Apotheken 
67  Verkäufe,  also  auf  jede  Apotheke  binnen  34  Jahren  durchschnitt- 
lich noch  nicht  2  Verkäufe  oder  eine  Besitzdauer  von  je  17  Jahren. 
In  der  Periode  von  1845—1895  kamen  auf  52  Apotheken  158  Ver- 
käufe, d.  h.  jede  Apotheke  wurde  innerhalb  50  Jahren  durchschnitt- 
lich etwa  dreimal  verkauft,  was  eine  durchschnittliche  Besitzdauer 
von  je  I6V3  Jahren  ergiebt*).  Indes  ist  es  doch  fraglich,  inwieweit 
derartige  Durchschnittszahlen  zum  Beweise  für  zufriedenstellende 
Zustände  herangezogen    werden    dürfen.     Viel  überzeugender  klingt, 

1)  Pharmaceutische  Zeitung,  1895,  Nr.  74,  S.  662. 

2)  Jahrbuch  der  Medizinalverwaltung  in  Elsafs-Lothringen,  1891. 

3)  Pharmaceutische  Zeitung,  1895,  Nr.  12,  8.  91. 

4)  Apothekerzeitung,  1895,  Nr.  49. 
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was  Andr^e  von  dem  Apothekenwesen  der  Provinz  Hannover  sagt, 
das  er  als  mustergiltiges  bezeichnet :  „Die  Apotheken  sind  gleichmäßig 
über  das  Land  verteilt,  zum  großen  Teil  in  festen  Händen,  meist  in 
langjährigem  Familienbesitz,  sind  deshalb  den  Besitzern  meist  zu 
mäßigen  Preisen  überlassen  worden".  Aber  selbst  bei  diesen  be- 
friedigenden Zuständen  hat  der  „Apothekerschacher",  wenn  auch  nur 
ganz  vereinzelt,  nicht  verfehlt  sich  bemerklich  zn  machen  i). 

Der  hohe  Preis  der  Apotheken  bedeutet  die  Erschwerung  des 
Erwerbs  eines  Geschäfts  für  alle  jüngeren  Apotheker.  Diese  können 
weder  Besitzer  werden,  noch  erhalten  sie  nach  Ablegung  ihrer 
Prüfungen  geeignete,  ausreichend  besoldete  Stellen.  Wenn  sie  Unter- 
kunft finden,  müssen  sie  sich  mit  geringem  Salair  begnügen,  wie  den» 
z.  B.  examinierte  Assistenten  durchschnittlich  100  Mark  monatlich  be- 
kommen, dazu  lange  Dienstzeiten,  kurze  Erholungspausen,  schlechte 
Wohnungen  und  gesundheitsgefährliche  Nachtwachzimmer  sich  gefallen 
lassen  ^),  Es  liegt  eben  in  der  Natur  der  Dinge,  daß  diejenigen,  die 
zu  hohen  Preisen  Apotheken  erworben  haben,  die  Mehrausgabe  nach 
anderer  Richtung  wieder  einbringen  wollen.  Sie  sparen  überhaupt 
an  Personal,  überbürden  dasselbe  mit  Arbeit  und  treiben  Lehrlings- 
züchterei,  die  billiger  zu  bewerkstelligen  ist.  Auch  ist  es  für  das 
Nationalvermögen  nicht  gleichgiltig,  derartige  Werte  entstehen  zu 
sehen,  die  nicht  eigentlich  der  Wirklichkeit  entsprechen,  sondern  bei 
Gelegenheit  wie  Kartenhäuser  wieder  einstürzen.  Künstlich  sind  in 
manchen  Fällen  die  Geldwerte  hinaufgeschraubt  worden. 

Indes  muß  man  unbefangener  Weise  zugeben,  daß  auch  noch 
andere  Ursachen  als  das  Mißverhältnis  zwischen  Angebot  und  Nach- 
frage auf  die  Steigerung  der  Apothekenpreise  eingewirkt  haben.  Ein- 
mal hat  der  Zinsfuß  die  Tendenz  zu  sinken,  so  daß  für  die  Kapitalien 
ein  geringerer  Ertrag  als  bisher  gefunden  wird.  Es  ist  überhaupt  der 
Geldwert  im  Laufe  der  Jahre  gesunken.  Femer  hat  die  starke  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  eine  Uebersetzung  des  Apothekerberufes 
wie  in  so  manchen  anderen  Berufen  herbeigeführt.  Vom  Prüfungs- 
jahr 1875/76  an  bis  1893/94  wurden  im  Deutschen  Reiche  approbiert 
in  den  einzelnen  Jahren:  233,  337,  349,  371,  364,  365,  327,  315,  393. 
420,  444,  454,  560,  548,  512,  547,  609,  594,  672.  Den  im  letzt- 
genannten Jahre  approbierten  672  Apothekern  stehen  gegenüber  die  in 
derselben  Zeit  verliehenen  Apotheken konzessionen  in  Preußen  mit  68, 
in  dem  übrigen  Deutschland  mit  noch  nicht  10.  Diese  Leute  streben 
nun  nach  Selbständigkeit  und  da  sie  vielfach  selbst  in  abhängiger 
Stellung  in  den  Apotheken  kein  Unterkommen  finden  können,  tragen 
sie  durch  den  lebhaft  geäußerten  Wunsch,  den  sie  mitunter  durch 
Opfer  zu  erfüllen  suchen,  dazu  bei,  daß  die  Preise  für  die  zu  ver- 
gebenden Geschäfte  so  enorm  steigen.  Daß  der  Beruf  so  stark  über- 
füllt worden  ist,  ist  freilich  wieder  die  Ursache  des  Haltens  von  zahl- 

1)  Ad.  Andr^e,    Die   Apotheken    der  Provinz   Hannoyer.     Schmoller's   Jahrbuch  für 
Gesetzgebung,  1895,  S.   502—503. 

2)  Bremer  a.  a.  O.  S.  20. 
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reichen  Lehrlingen,  deren  Zahl   sich  von  1877—1892  vielleicht  ver- 
doppelt hat^). 

Vor  allen  Dingen  aber  muß  darauf  hingewiesen  werden,  daß 
der  Arzneiverbrauch  in  Deutschland  gegen  früher  sehr  erheblich  zu- 
genommen hat.  Nicht  nur,  weil  die  Bevölkerung  ansehnlich  gewachsen 
ist,  sondern  weil  durch  die  im  Jahre  1885  eingeführte  Zwangskranken- 
versicherung jetzt  glücklicherweise  sehr  viel  mehr  Menschen  als  früher 
ärztlicher  Zuspruch  und  Medikamente  zu  teil  werden.  Wenn  man 
sich  die  Folgen  des  Versicherungszwanges  von  vornherein  klar  ge- 
macht hätte,  so  hätte  man  gleich  beim  Zustandekommen  des  Gesetzes 
eine  Reihe  von  neuen  Apotheken  schaffen  müssen.  Man  hätte  sich 
sagen  können,  daß  bei  der  ohnehin  glücklichen  Lage,  in  der  die 
Apotheker  als  Kaufleute  sind,  ihre  Erzeugnisse  stets  nach  einer  hoch 
bemessenen  Taxe  absetzen  zu  können,  ihre  Einnahmen  sich  gewaltig 
erhöhen  mußten,  wenn  ungefähr  5  Mill.  Menschen  mehr  als  früher  — 
die  Arbeiterbevölkerung  —  zum  rechtzeitigen  Gebrauch  von  Medi- 
kamenten angehalten  werden.  Wie  die  von  den  Gemeinden  und  den 
Krankenkassen  für  Arznei  und  sonstige  Heilmittel  verausgabten  Be- 
träge von  Jahr  zu  Jahr  wachsen,  zeigt  folgende  Zusammenstellung  2): 


1885 

7  072  016  Mark 

1886 

8  128  401 

1887 

8591  129 

1888 

9  946  684 

1889 

"775  335 

1890 

14  187  242 

1891 

14  894  070 

1892 

16039356 

1893 

17  693  412 

Für  das  Jahr  1863  berechnete  Geheimrat  Dr.  Brefeld  ^)  den  Be- 
trag an  Arzneimitteln  pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf  12  Silbergroschen 
im  Jahre.  Nach  der  vorliegenden  Statistik  entfallen  im  Jahre  1893 
auf  den  Kopf  der  in  den  Krankenkassen  Versicherten  (7 106  804) 
allein  2^/^  M.  für  Arznei,  und  Bremer  schätzt  kaum  zu  hoch, 
wenn  er  die  Arzneikosten  pro  Kopf  der  Gesamtbevölkerung  auf 
2,40  M.  im  Jahre  annimmt,  d.  h.  doppelt  so  hoch,  als  vor  30  Jahren  *). 
Bei  der  Bevölkerung  von  49428490  des  Jahres  1890  bedeutet  das 
einen  Arzneiverbrauch  von  ca.  II8V2  Mill.  M.  Erwägt  man  nun 
noch,  daß  im  Zusammenhange  mit  der  Verbreitung  der  Gewohnheit 
unter  der  versicherten  Arbeiterbevölkerung  Medikamente  zu  brauchen, 
für  die  unversicherten  Frauen  und  Kinder  zweifellos  ebenfalls  besser 
gesorgt  worden  ist,  so  begreift  man,  daß  bei  den  größeren  Einnahmen 
der  Apotheken  ihre  Preise,  die  ja  nach  dem  Umsatz  berechnet 
werden,  sich  heben.  Es  liegt  also  ein  Volkswirtschaft  lieh  berechtigtes 
Moment  dem  Steigen  der  Apothekenpreise  zu  Grunde.    Nur  kann  man 

1)  Bremer  a.  a.  O.  S.  20. 

2)  Nach  Statistik  des  Deutschen  Reiches  N.  F.  Bd.  24,  31,  38,  46,  53,  59,  65,  72 
und  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  1895. 

3)  Die  Apotheke.     Schutz  oder  Freiheit. 

4)  a.  a.  O.  S.  25. 
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der  Reichsregierung,  die  ja  schon  seit  den  70er  Jahren  mit  der 
Apothekenreform  sich  befaßte,  den  Vorwurf  nicht  ersparen,  daß  sie 
diese  Zustände  verschuldet  und  nichts  gethan  bat,  sie  einzuschränken. 
Eine  Reform  wäre  angesichts  der  Zwangskrankenversicherung  um 
80  notwendiger  gewesen. 

2)  Hinsichtlich  der  Anzahl  der  Apotheken  und  ihrer  Verteilung 
wird  darüber  geklagt,  daß  bereits  das  ganze  Jahrhundert  hindurch  die 
Vermehrung  der  Apotheken  nicht  mit  der  Bevölkerungszunahme  fort- 
geschritten sei.  Zunächst  ist  die  Bevölkerung  in  den  letzten  30  Jahren 
überhaupt  sehr  stark  gewachsen:  von  37,7  Mill.  im  Jahre  1860  auf 
49,4  Mill.  im  Jahre  1890.  Ferner  hat  dabei  eine  sehr  wesentliche 
Verschiebung  in  der  Verteilung  zwischen  Stadt  und  Land  statt- 
gefunden. Im  Jahre  1871  wohnten  in  Großstädten  über  100000  Ein- 
wohner 1908  537,  im  Jahre  1885  4446  381,  im  Jahre  1890  5631014, 
d.  h.  im  letzten  Jahre  bald  dreimal  so  viel  als  vor  20  Jahren  und 
in  Kleinstädten  (von  5000—10000  Einwohner)  1871:  4  V2  Mill., 
1885:  6  Mill,  1890:  5  674487  i).  Die  Bevölkerung  aller  Wohnorte 
im  Deutschen  Reiche  von  mindestens  2000  Einwohnern  betrug  im 
Jahre  1871:  14790000,  im  Jahre  1890:  23  243229  Köpfe. 

Das  bedeutet  an  und  für  sich  eine  erhebliche  Zunahme  des 
Arzneibedarfes  in  den  Städten,  und  da  in  diesen  als  industriellen  und 
kommerziellen  Mittelpunkten  der  Verkehr  der  ab-  und  zugehenden 
Menschenmassen  ein  lebhafterer  als  vor  20  Jahren  geworden  ist,  eine 
abermalige  Steigerung  des  Arzneibedarfs. 

Dagegen  waren  im  Deutschen  Reiche  im  Jahre  1861:  3814, 
1876:  4416  und  1887  etwa  4680  Apotheken.  Die  Vermehrung  betrug 
von  1861—1876  15  Proz.,  von  1876—1887  6  Proz.,  im  ganzen  von 
1861—1887  23  Proz.,  während  die  Bevölkerung  in  demselben  Zeit- 
räume um  36  Proz.  anwuchs.  Speziell  im  Zeiträume  von  1875—1885 
hat  sich  die  Bevölkerung  um  9,7  Proz.  vermehrt.  Im  Durchschnitt 
kam  1876  auf  9734  Einwohner  und  gegenwärtig  etwa  auf  10000  Ein- 
wohner eine  Apotheke,  während  nach  der  Ansicht  Sachverständiger 
eine  Apotheke  auf  dem  Lande  bei  5000,  in  den  Städten  bei  4000  Ein- 
wohnern und  sogar  noch  darunter  existieren  kann  2).  Allerdings 
stimmen  die  Ansichten  der  Apotheker  hier  nicht  überein.  Denn 
Andree  ^)  z.  B.  meint,  daß  man  in  Stadtkreisen  auf  10000  Einwohner 
und  in  Landkreisen  auf  6—10000  Einwohner  eine  Apotheke  rechnen 
müsse.  Doch  führt  er  für  die  erstere  Zahl  keine  anderen  Gründe 
an,  als  „um  die  großen  Geschäfte  im  allseitigen  Interesse  zu  er- 
halten" und  bezüglich  der  letzteren  Grenzen  meint  er,  daß  innerhalb 
derselben  jede  Bezirksregierung  die  der  Wohlhabenheit  und  Dichtig- 
keit der  Bevölkerung  angemessenen  Zahlen  feststellen  mußte. 

Im  Vergleich  mit  Deutschland  erscheint  in  außerdeutschen  Ländern 
die  Zahl  der  Apotheken  sehr  viel  größer.    Es  bestehen  Apotheken:  - 


1)  Statistik  des  Deutschen  Reiches  N.  F.  Bd.  32,  S.  29;   Bd.  68,  S.  20. 

2)  Bremer  a.  a.  O.  S.  29. 

3)  Schmollers  Jahrbuch,  Bd.   10,  S.  243. 
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,,  Frankreich 
„  Belgien 
„  HoUand 
„  Nordamerika 
„  Italien 

5357 
5455 
4973 

2770        „ 
2860        „ 

„  England 

2300        „ 

Nicht  minder  giebt  zu  Bedenken  Veranlassung  die  räumliche  Ver- 
teilung der  Apotheken  nach  Stadt  und  Land,  wie  sie  aus  nachstehen- 
der statistischen  üebersicht  nach  dem  Stande  des  Jahres  1887  er- 
hellt und  offenbar  bis  heute  sich  gar  nicht  oder  nur  sehr  unbedeutend 
geändert  haben  wird. 

Es  kamen  im  Jahre  1887  qkm  auf  eine  Apotheke  ^) : 


Preufsen 

Bayern 

Sachsen 

Württemberg 

Baden 

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin 

Sachsen-Weimar 

Mecklenburg-  Strelitz 


in  kleinen  Oemeinden 
von  weniger  als 
5000  Einwohnern 

234 

177 

I20 

105 
107 

108 

289 

116 

325 


im  ganzen 
Staate 

138 

171 

57 

74 

7« 

71 
196 

88 
209 


Daß  die  Verteilung  sich  heute  wie  vor  25  Jahren  ungünstig  ge- 
staltet, ergiebt  sich  auch  aus  der  Betrachtung,  wie  die  Apotheken  auf 
die  Gemeinden  nach  der  Dichtigkeit  ihrer  Bevölkerung  entfallen.  Im 
Jahre  1876  kamen  auf  die  Städte  von  über  50000  Einwohnern  422, 
auf  Städte  von  10—50  000  Einwohnern  585  und  auf  die  kleinen  Städte 
sowie  das  platte  Land  3394.  Im  Jahre  1887  aber,  wo  wir  uns  an 
eine  etwas  andere  Einteilung  halten  müssen,  zeigt  sich  folgendes 
Bild: 

Es  kommen  auf  die 

Apotheken  Gesamtbevölkerung 
Gemeinden  mit  20  000  und  mehr  Einwohnern           895  8  618  255 

Gemeinden  mit  5000—20  000  Einwohnern  943  6054629 

Gemeinden  mit  weniger  als  5000  Einwohnern         2842  32  182  820 

Summa       4680  46  855  904 

Demnach  ist  in  Groß-,  Mittel-  und  Kleinstädten  1  Apotheke  auf 
7977  Einwohner,  in  Landstädten  und  auf  dem  Lande  auf  11324  Ein- 
wohner zu  rechnen. 

Die  Folge  der  ungenügenden  Anzahl  von  Apotheken  ist  die  starke 
Zunahme  der  Droguenhandlungen.  Allerdings  trifit  man  diese  vor- 
zugsweise nur  in  Groß-  und  Mittelstädten,  aber  hier  zum  Teil  in  einer 
Menge,  daß  sie  die  Apotheken  um  das  Doppelte  übertreffen.  Auf 
ca.  1350  Apotheken  in  einer  Anzahl  von  Groß-  und  Mittelstädten 
kommen  gegen  3000  Droguenhandlungen ,  wenn  man  die  Großhand- 

1)  Nach  Zusammenstellungen    des  Sanitätsrats  Höffel    im  Archiv    für   öffentliche  Ge- 
sundheitspflege 1895.     Vergl.  Pharmaceutische  Zeitung,  1895,  Nr.  24,  S.  198. 
8)  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften,  Bd.  1,  S.  366. 
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langen  mitzählt,  die  indes  fast  alle  auch  Detailgeschäfte  betreiben. 
Die  sog.  „Auchdroguisten",  d.  h.  ganz  kleine  Droguenniederlagen^ 
sind  dafür  nach  der  anderen  Seite  nicht  aufgeführt. 

Wenn  man  den  Angaben  des  neuesten  deutschen  Droguisten- 
kalenders  Glauben  schenken  darf,  so  würde  sich  in  den  größeren 
Städten  und  Orten  des  Deutschen  Reiches  folgendes  Verhältnis  zwischen 
Apotheken  und  Droguenhandlungen  ergeben : 


Apotheken 

Droguenhandlungen 

1  Droguenhandlung 
auf  1000  Einwohner 

▲ftch«n 

10 

21 

5 

Barmen 

lO 

43 

3 

Berlin 

154 

384 

4i& 

Breslau 

26 

109 

3 

Danzig 

13 

22 

6 

Düsseldorf 

14 

63 

S.5 

Frankfurt  a/M. 

17 

lOI 

2 

Halle  a/S. 

10 

26 

4 

Hannover 

16 

51 

3*& 

Köln 

26 

64 

1 

Königsberg 

18 

21 

Magdeburg 

17 

55 

4 

Stettin 

15 

37 

3.6 

Augsburg 

IG 

12 

8 

München 

41 

45 

8,5 

Nürnberg 

19 

4» 

4 

Würzburg 

12 

«7 

4 

Chemnitz 

II 

29 

5 

Dresden 

24 

75 

4 

Leipzig 

34 

106 

3i5 

Heilbronn 

5 

20 

1,5 

Ulm 

5 

7 

5 

Stuttgart 

18 

*3 

6 

Freiburg 

7 

6 

8,6 

Heidelberg 

5 

10 

3.5 

Karlsruhe 

9 

15 

5'5 

Pforzheim 

4 

12 

2,^ 

Mainz 

8 

»5 

3 

Worms 

3 

IG 

3 

Rostock 

S 

17 

3 

Schwerin 

4 

9 

4 

Wismar 

3 

8 

2 

Lübeck 

10 

21 

3 

Bremen 

13 

40 

3,5 

Hamburg 

55 

210 

3 

Diese  Droguenhandlungen  haben  verstanden,  einen  großen  Teil  des 
von  dem  Apotheker  bisher  betriebenen  pharmaceutisch  -  technischen 
Handverkaufes  an  sich  zu  ziehen.  Allerdings  bestehen  gesetzliche 
Vorschriften,  die  den  Vertrieb  von  Arzneimitteln  von  dem  Geschäfts- 
verkehr der  Droguisten  ausschließen.  Aber  thatsächlich  gelingt  es  den 
Inhabern  vieler  Droguenhandlungen,  der  Regierung  ein  Schnippchen  zu 
schlagen  und  im  Volksmunde  heißen  diese  Geschäfte  bezeichnender- 
weise bereits  „wilde  Apotheken".  Daß  Droguisten  den  Apothekern 
Konkurrenz  machen,  kann  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  nicht 
übel   vermerkt  werden.     Wenn  man  bei  ihnen  gewisse  Artikel,  die 
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kein  Privileg  der  Apotheker  sind,  wohlfeiler  und  vielleicht  in  gar 
besserer  Qualität  haben  kann,  so  wäre  man  thöricht,  wenn  man  vom 
Einkauf  bei  ihnen  absehen  wollte.  Aber  das  Gefährliche  liegt  in  den 
üebergriffen  auf  Gebiete,  auf  denen  sie  nicht  mehr  als  Sachverständige 
gelten  können  und  auf  denen  sie  leicht  durch  Zuviel  oder  Zuwenig 
Unheil  anrichten  können.  Das  Interesse  der  Gesundheitspflege  der 
Bevölkerung  verlangt,  daß  die  Arzneimittel  garantiert  richtig  und  gut 
sind.  Diese  Garantie  für  die  Güte  und  richtige  Dispensation,  die 
schon  der  Apotheker  heutzutage  nicht  mehr  recht  bietet,  kann  der 
Droguist  in  der  Regel  gar  nicht  liefern.  Die  Droguenhandlung  ist  eben 
ein  kaufmännisches  Unternehmen,  das  seine  große  Ausdehnung  gewonnen 
hat  durch  das  Bedürfnis  der  Bevölkerung  nach  billigen  Arznei- 
mitteln ^). 

Man  kann  sich  vorstellen,  wie  weit  bereits  es  in  den  Droguen- 
handlungen zur  Gewohnheit  geworden  ist,  den  Apothekern  ins  Hand- 
werk zu  pfuschen,  wenn  in  dem  Runderlaß  des  preußischen  Medizinal- 
ministers vom  1.  Februar  1894,  betreffend  Vorschriften  über  die  Be- 
sichtigung der  Droguen-  und  ähnlicher  Handlungen,  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen  wird,  es  sei  festzustellen,  ob  in  den  Nebenräumen  der 
Droguenhandlungen  Arzneien  auf  ärztliche  Verordnung  angefertigt 
werden  ^).  Gerade  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  rechtfertigt  es  sich, 
den  Handel  mit  Droguen  und  chemischen  Fabrikaten  der  Gewerbe- 
ordnung zu  unterstellen,  wie  die  neueste  Novelle  zur  Gewerbeordnung, 
die  den  Reichstag  bereits  beschäftigt  hat,  beabsichtigt.  Solange  man 
aus  medizinalpolizeilichen  Rücksichten  im  Interesse  der  Gesamtheit 
die  Rezeptur  studierten  Leuten  vorbehält,  von  deren  Befähigung  man 
sich  überzeugt  hat,  kann  man  es  nicht  als  eine  gesunde  Entwickelung 
ansehen,  wenn  in  zahlreichen  Geschäften  unbemerkt  solchen  Bestim- 
mungen zuwidergehandelt  wird. 

3)  Ueber  die  Höhe  der  Arzneipreise  ist  es  schwer,  wegen  der  wider- 
sprechenden Behauptungen  und  Angaben  ins  klare  zu  kommen.  In 
der  Schrift  von  Pasie:  „Enthüllungen  über  unser  Apotheker- 
gewerbe" 3)  wird  auseinandergesetzt,  daß  die  Apotheker  enorme  Ge- 
winne machen.  Pasie  hat  die  Jahres-Apothekerrechnung  einer  Kranken- 
kasse, die  auf  509,45  M.  lautete,  wofür  508  verschiedene  Arzneien 
verabfolgt  worden  waren,  näher  untersucht.  Indem  er  das  Preis- 
verzeichnis eines  Grossisten  zu  Grunde  legte,  der  in  Apothekerkreisen 
für  teuer  gilt,  fand  er  die  Einkaufspreise  für  die  zu  den  Rezepten 
verbrauchten  Medikamente,  denen  er  die  aus  der  preußischen  Arznei- 
taxe von  1890  nebst  den  Austaxierungen  seitens  der  Apotheker  auf 
den  Rezepten  selbst  sich  ergebenden  Verkaufspreise  gegenüberstellte. 
Er  will  nun  gefunden  haben,  daß  der  Apotheker  zu  den  508  Rezepten 
Droguen  im  Werte  von  50,14  M.  verbrauchte  und  269,03  M.  zurück- 
erhielt, d.  h.  437  Proz.  daran  verdiente.    Dazu  kommt  ein  sehr  profi- 


1)  Bremer  a.  a.  O.  S.  41. 

2)  Pistor,  Das  Apothekenwesen  in  Preußen,  S.  274, 
S)  Hannover  1891,  S.  15—18. 
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tabler  Flaschen-,  Schachtel-  und  Krukenhandel,  indem  der  Apotheker 
diese  Umhüllungen,  die  man  anderweitig  für  wenige  Pfennige  erhält, 
recht  teuer  anzusetzen  pflegt  und  bei  Wiederholungen  von  Medika- 
menten, bei  denen  der  Patient  die  Flasche  mitschickt,  diese  nicht  zu 
dem  vollen  Werte,  den  er  ursprünglich  in  Rechnung  gestellt  hat,  ab- 
rechnet, sondern  nur  einige  Pfennige  dafür  vergütet.  Im  vorliegenden 
Falle  kosteten  dem  Apotheker  die  Flaschen  u.  s.  w.  20,87  M.,  während 
er  81,10  M.  dafür  bekam.  Endlich  erhielt  der  Apotheker  nach  der 
Taxe  als  Arbeitslohn  bei  Anfertigung  der  508  Ordinationen  159,20  M., 
seinen  Gehilfen  aber  zahlte  er  höchstens  50  M.,  so  daß  er  hierauf 
noch  109,20  M.  verdiente.  Demnach  berechnet  Pasie  den  durchschnitt- 
lichen Verdienst  des  Apothekers  an  den  508  Arzneien  auf  321  Proz. 
Es  mag  sein,  daß  diese  Berechnung  etwas  einseitig,  von  dem 
Wunsche  geleitet,  dem  Apotheker  etwas  am  Zeuge  flicken  zu  können, 
ausgefallen  ist  und  daß  insbesondere  die  Gewinnberechnung  am  Arbeits- 
lohn nicht  der  Wirklichkeit  entsprechen  dürfte.  Soviel  bleibt  indes 
doch  bestehen,  daß  der  reelle  Wert  der  verbrauchten  Mittel  dadurch, 
daß  er  durch  eine  Apotheke  gegangen  ist,  sich  sehr  erhöht.  Im  vor- 
liegenden Falle  war  der  reelle 


Wert  der  Droguen 

„     Umhüllungen 


>f 


50  M.   14  Pf. 

20    .,    87    „ 


d.  h.  in  Sunama     yi   M.  Ol   Pf. 


und  dafür  durfte  der  Apotheker  nach  der  Taxe  350  M.  19  Pf.  be- 
rechnen. Hier  scheint,  selbst  den  Fall  zugegeben,  daß  Pasie  zu  un- 
günstig für  den  Apotheker  gerechnet  hat,  doch  ein  Mißverhältnis  zu 
bestehen,  das  dringend  Abhilfe  erheischt. 

Zu  ähnlichen  Anschauungen  kam  schon  vor  20  Jahren  der  „Mär- 
kische Knappschaftsverein  in  Bochum".  Er  legte,  da  er  in  einem 
Streit  mit  den  dortigen  Apotheken  über  den  zu  bewilligenden  Rabatt 
sich  nicht  hatte  einigen  können,  im  Jahre  1873  dem  Reichstage  eine 
Petition  vor  auf  Freigebung  des  Apothekergewerbes.  Er  fügte  seinem 
Antrag  ein  Verzeichnis  bei,  in  dem  die  Marktpreise  der  gebräuch- 
lichsten Arzneimittel  denen  der  preußischen  Arzneitaxe  gegenüber- 
gestellt wurden  wobei  der  Taxgewinn  sich  herausstellte. 

bei     5  Arzneimitteln  zwischen       I  bis     loo  Proz. 


39 

}f 

100  „ 

200   „ 

77 

»f 

200  „ 

300   »» 

63 

»f 

300  ,» 

400   „ 

48 

»» 

400  „ 

500   1» 

92 

»f 

500    M 

1000   „ 

39 

»> 

über 

1000 

Proz.  1) 

Für  die  in  den  Apotheken  Hannovers  verabfolgten  Arzneien  hat 
Andr^e  ^)  die  Preise  aus  einer  vollen  Jahresrezeptur  berechnet  und 
kommt  dabei  zu  folgender  Aufstellung. 
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Es  betrug  der  Preis  für  ein  Rezept  im  Durchschnitt: 

in  der  Stadt  Hannover  72,9S  Pf 

,,   einer  kleinen  Stadt  des  Calenbergischen  78,52  „ 

Osnabrück  8 1,57  „ 

einem  Städtchen  an  der  mittleren  Weser  82,32  ,, 

einem  Städtchen  an  der  oberen  Vi^eser  85,53  „ 

Celle  89,01  „ 

Hildesheim  91,30  „ 

einer  kleinen  Stadt  bei  Gottingen  95^61  „ 

„   einer  Landapotheke  bei  Heide  97« ^^  m 

,,    einer  Landapotheke  der  ostfriesischen  Marsch       141,41  „ 
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1)  Böttger,  Deutsche  Apothekenreformbewegung,  S.  38,  39,  61. 

2)  Schmollers  Jahrbach,  1895,  S.  501. 


Im  Durchschnitt  für  die  ganze  Provinz  ergiebt  sich  der  Preis 
eines  Rezepts  auf  91^2  P^-  ^^^  ohne  die  ostfriesische  Apotheke,  die 
wegen  des  Chininverbrauchs  eine  Ausnahmestellung  einnimmt,  auf 
86  Pf.  Diesen  Durchschnitt  nennt  er  einen  recht  niedrigen,  zumal 
im  Vergleich  mit  den  Arzneipreisen  anderer  Länder.  Aber  es  sind 
diese  interessanten  statistischen  Nachweise  in  Bezug  auf  den  Punkt, 
auf  den  es  eigentlich  ankommt,  nicht  recht  überzeugend.  Denn  nicht 
auf  die  Höhe  der  Preise  überhaupt  kommt  es  an,  sondern  darauf, 
ob  die  Produktionskosten  des  Rezepts  derartige  sind,  daß  der  Ver- 
kaufspreis mit  ihnen  im  Einklang  bleibt.  Wenn  die  Arznei  wohlfeil 
hergestellt  werden  kann,  so  ist  nach  meinem  Dafürhalten  heute  kein 
rechter  Grund  mehr  vorhanden,  dem  Bereiter  derselben  einen  Mono- 
polpreis zuzugestehen.  Andr^e  nennt  diesen  zwar  niedrig,  wohl  vom 
Standpunkte  des  produzierenden  Apothekers  aus.  Ein  Familienvater 
mit  beschränkten  Einnahmen  und  4 — 5  Kindern,  der  im  Durchschnitt 
wöchentlich  ein  Rezept  brauchen  dürfte,  wird  die  Sache  anders  an-^ 
schauen. 

Es  scheint  denn  auch,  als  ob  in  manchen  Kreisen  der  Apotheker 
die  Auffassung  geteilt  wird,  daß  die  Arzneien  zu  teuer  wären. 
So  sagt  z.  B.  ein  ruhig  überlegender  Mann  wie  der  Apotheker  Kempf 
in  Steinau  in  seinen  Petitionen  an  den  Reichstag  vom  8.  Dezbr.  1890 
und  5.  Mai  1894:  „Müssen  doch  die  Arzneikonsumenten  gleichsam  in 
jedem  Löffel  Arznei  dem  Apotheker  die  Konzession  bezahlen,  welche 
dieser  mit  teuerem  Gelde  zu  teuersten  Preisen  erstanden  hat  und 
verzinsen  muß."  Allerdings  ist  damit  nicht  zugegeben,  daß  die  Arznei- 
taxen die  hohen  Preise  bedingen,  aber  die  Thatsache  zu  kostspieliger 
Arzneien  wird  wenigstens  zugegeben  und  diesen  Gesichtspunkt  hat 
Herr  Kempf  in  seiner  neuesten  Petition  vom  13.  Februar  1895  eben- 
falls betont.  Es  heißt  in  ihr:  Wie  aus  dem  Inhalte  derselben  (d.  h. 
der  früheren  Petitionen)  hervorgeht,  hatte  ich  zur  Verhütung  von 
unberechenbaren  Verlusten  an  nationalem  Vermögen,  wie  auch  zur 
Beschaffung  von  um  vieles  billigeren  Arzneien  im  all- 
gemeinen dahin  die  Bitte  ausgesprochen  u.  s.  w.  Denselben  Gedanken- 
gang verrät  die  Denkschrift  des  deutschen  Pharmaceuten-Vereins, 
wenn  es  in  ihr,  nachdem  das  Realkonzessionssystem  verworfen 
worden  ist,  heißt:  „Wir  müssen  uns  einem  anderen  Systeme  zuwenden, 
welches  nach  unserer  üeberzeugung  dem  Apotheker  ermöglicht,  mit 
billigeren  Preisen  zu  arbeiten,  ohne  daß  deshalb  sein  Reingewinn 
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ein  geringerer  wird,  als  unter  dem  mit  den  heute  geltenden  hohen 
Taxen  für  die  Verzinsung  der  Konzessionsschulden  arbeitenden  Real- 
konzessionssystem  i)." 

Von  anderer  Seite  wird  dagegen  bestritten,  daß  die  Arzneipreise 
zu  hoch  seien.  Von  der  Redaktion  der  Pharmaceutischen  Zeitung  ist 
vor  einigen  Jahren  einmal  eine  vergleichende  Zusammenstellung  der 
Arzneipreise  Deutschlands  und  anderer  Staaten  veröffentlicht  werden  *). 

Danach  ergaben  eine  Anzahl  Rezepte  austaxiert  in: 


Deutschland 

6,95 

M. 

Länder 

Oesterreich 

6,30 

»1 

mit 

Rarsland 

IO,62 

M 

Konzessionswesen 

Belgien 

5-40 

Italien 

7.60 

1» 

Länder 

Schweiz 

7i50 

»» 

>              mit 
Niederlassungsfreiheit 

Holland 
England 

9.50 
lo,— 

»? 

Frankreich 

12,05 

«« 

Hiernach  würde  Deutschland  nur  gegen  Belgien  und  Oesterreich 
zurückstehen;  in  allen  anderen  Ländern  waren  die  Arzneien  teuerer. 
Von  den  Verteidigern  der  heutigen  Arzneipreise  ^)  wird  behauptet, 
daß  die  Aerzte  sehr  einfach  verschrieben.  Der  Glaube  an  die 
heilkräftige  Wirkung  der  alten  Arzneimittel  nehme  immer  mehr 
ab.  Die  Therapie  der  Brunnen,  Bäder  und  Kurorte,  die  medico- 
mechanische  Therapie,  die  Ernährungstherapie  und  die  Naturheilkunde 
träten  in  den  Vordergrund.  Von  teueren  Arzneien  sei  überhaupt  nicht 
mehr  die  Rede;  höchstens  würden  die  Geheimmittel  teuerer,  aber  in 
diesen  zeige  sich  ein  Unwesen,  das  man  bekämpfen  müsse.  Hier  ver- 
tritt man  die  Ansicht,  daß  eine  weitere  Herabsetzung  der  Taxe  nicht 
im  Interesse  des  Publikums  sei,  weil  dann  in  kleinen  Orten  die 
Apotheken  nicht  mehr  existenzfähig  blieben.  Der  schon  jetzt  in  den 
Landapotheken  erzielte  Umsatz  reiche  kaum  aus  zur  Existenz.  Viele 
Apotheken  würden  dann  eingehen  und  die  Bevölkerung  käme  in  die 
Lage,  den  Arzneibedarf  unter  Zeitverlust  aus  großen  Entfernungen 
herbeischaffen  zu  müssen. 

Es  erscheint  nach  dem  Vorstehenden  kaum  bestritten  werden  zu 
können,  daß  die  Arzneipreise  im  allgemeinen  in  Deutschland  hoch 
sind.  Wenn  sie  in  anderen  Ländern  noch  höher  sind,  so  mag  das, 
ganz  abgesehen  davon,  daß  jene  Angaben  der  Pharmaceutischen 
Zeitung  vielleicht  mit  Vorsicht  aufgenommen  werden  müssen,  wie 
alle  derartigen  international  vergleichenden  statistischen  Zusammen- 
stellungen, in  dem  verschiedenen  Lebenszuschnitt  jener  Länder  be- 
ruhen. Gewisse  Länder  sind  notorisch  in  allen  Preisen  für  Lebens- 
mittelbedarf, Industrieerzeugnisse,  Arbeitslohn  höher  als  andere. 
Seltsam  bleibt  es  nur,  daß  die  Höhe  der  deutschen  Arzneipreise  mit 
verschiedenen  Gründen   in  Zusammenhang  gebracht  wird.    Die  einen 

1)  Bremer  a.  a.  O.  S.  41. 

2)  1892,  September  3. 

3)  Vergl.    auch    die  Petition    des  Apothekenbesitzers    C.  Brath   in  Zarrentin  an  den 
Reichstag  Yon   1895. 
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führen  sie  auf  die  hohe  amtliche  Arzneitaxe,  die  anderen  auf  die 
hohen  Verkaufswerte  der  Apotheken  zurück.  Jedoch  ist  nicht  recht 
abzusehen,  inwieweit  der  letztere  Umstand  einen  Einfluß  ausüben  kann, 
da  Taxüberschreitungen  streng  verboten  sind,  der  Apotheker  nach 
der  für  sein  Land  vorgeschriebenen  einheitlichen  Taxe  verkaufen 
muß.  Die  Preise  einer  Arznei  müssen  überall  dieselben  sein  und  man 
wird  in  Königsberg  nicht  mehr  bezahlen  müssen,  als  in  Breslau  oder 
Köln.  Höchstens  kann  der  Apotheker  also  an  den  Preisen  für  Um- 
hüllungen und  bei  den  Handverkaufspreisen  es  sich  nach  Belieben 
einrichten.  Daß  die  Apotheker  sich  nicht  die  richtigen  Preise  für 
Rezepturen  berechnen  und  wissentlich  mehr  nehmen  als  ihnen  erlaubt 
ist  —  eine  gewisse  Schwankung  möchte  ja  wegen  der  sich  ändernden 
Drogen  preise  zulässig   sein  —  halte  ich  für  ganz  ausgeschlossen. 

Demnach  muß  also  die  Schuld  der  hohen  Arzneipreise  in  der  für 
die  Apotheker  zu  günstigen  Taxe  liegen.  Das  hat  die  Bevölkerung 
von  jeher  empfunden  und  daher  hat  der  Volkswitz  die  Bezeichnung 
der  „Neun  und  Neunziger''  für  die  Apotheker  aufgebracht  oder  nennt 
hohe  Preise  im  Erwerbsleben  „Apothekerpreise".  In  der  That  ist  es 
eine  von  den  gewöhnlichen  Erwerbsverhältnissen  abweichende  und 
recht  hoch  gegriffene  Vergünstigung,  wenn  nach  der  königl.  preußischen 
Arzneitaxe  von  1872  das  allgemeine  Verhältnis  für  die  Erhöhung  der 
Drogenpreise  auf  4:9,  d.  h.  auf  125  Proz.  angesetzt  ist,  —  ein  Ver- 
hältnis, das  durch  die  neue  Taxe  vom  1.  Januar  1894  nicht  geändert 
worden  ist  —  und  außerdem  noch  Arbeitspreise  für  die  Arbeiten  im 
Laboratorium  und  bei  der  Rezeptur  vorgesehen  sind  *).  Diese  hohen 
Preise  rechtfertigten  sich  in  der  Vergangenheit.  Sie  gingen  hervor 
aus  dem  Wunsche  der  Bevölkerung  Heilmittel  in  absolut  zuverlässiger 
Beschaffenheit  zu  bieten.  Dann  mußten  die  Anstalten,  in  denen 
allein  diese  Bereitung  vor  sich  gehen  konnte,  bevorzugt  gestellt  werden, 
man  mußte  Rücksicht  nehmen  auf  die  leichte  Verderblichkeit  mancher 
Drogen,  die  Schwierigkeit  der  Bereitung  u.  s.  w.  Es  hatte  eben 
der  Apotheker  früher  eine  ungleich  mühevollere  Thätigkeit  als 
gegenwärtig.  Er  mußte  für  alle  Präparate,  die  er  führte,  die  volle 
Verantwortung  übernehmen.  Der  Apotheker  sammelte  seine  Vege- 
tabilien  selbst  oder  kaufte  sie  wenigstens  aus  erster  Hand,  trocknete 
und  mundierte  sie.  Die  an  Zahl  geringen  ausländischen  Droguen,  die 
man  aus  dem  Handel  bezog,  wurden  doch  in  der  Offizin  erst  ge- 
schnitten und  gepulvert.  Die  chemischen  Präparate,  sogar  die  Alkaloide 
wurden  fast  ausschließlich  nach  Vorschrift  der  Pharmakopoe  im 
Laboratorium  bereitet  und  chemische  Präparate  waren  überhaupt  nicht 
käuflich.  Patentierte  Medizinen  gab  es  nicht  und  die  Zahl  der  Speziali- 
täten war  sehr  gering  2). 

Unter  solchen  Umständen  war  es  ganz  begreiflich,  daß  man  die- 
jenigen,  welche  die  ihnen  unentbehrlichen  Kenntnisse  nur  allmählich 


1)  Pistor  a.  a.  O.  S.  191—199. 

2)  J.  Moeller,    Die  Zukunft    der  Pbarmacie,  S.  3. 
Woch.  1894. 

Dritte  Folge  Bd.  21  (LXYI). 
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erwerbeD   konnten,   zu  schützen   sich   angelegen  sein    ließ  und   ihre 
Leistungen  hoch  bewertete. 

Mittlerweile  hat  sich  die  Sachlage  vollkommen  geändert.  Heute 
liefert  die  Großindustrie  der  Apotheke  nahezu  alle  Materialien  in 
dispensierfähigem  Zustande.  Der  Kräuterboden  ist  ein  Anachronis- 
mus geworden.  Die  Rohstoffe  werden  gebrauchsfertig,  sogar  die 
heimischen  Vegetabilien  geschnitten  oder  gepulvert  bezogen.  Die 
pharmaceu tischen  Präparate  werden  immer  häufiger  aus  der  Fabrik 
geholt  und  nur  noch  die  galenischen  Präparate,  mindestens  Tink- 
turen, Syrupe  und  Salben  werden  in  der  Offizin  bereitet.  Die  Spezia- 
litäten endlich,  die  Bakterien-  und  Organpräparate,  das  Antidiphterin,^ 
Tetanatoxin,  Thyreoidin,  Tuberkulocidin ,  Spermin  u.  s.  w.  kommen 
alle  fertig  in  den  Handel.  Wie  diese  bereitet  werden,  ist  zwar  in 
den  meisten  Fällen  bekannt,  aber  der  Apotheker  übernimmt  sie 
jedenfalls  auf  Treu  und  Glauben  ohne  weitere  Kontrolle  oder  Nach- 
prüfung. 

Sehr  bezeichnend  schildert  Obermedizinalrat  Dr.  Pfeilsticker  in 
dem  neuesten  Medizinalbericht  von  Württemberg  pro  1892  und  1893 
das  Apothekenwesen  wie  folgt:  „Einstimmig  war  von  den  Visitatoren 
wieder  zu  berichten,  daß  die  Laboratorien  und  Stoßkammern  nur  noch 
wenig  benutzt  werden,  indem  die  Mehrzahl  der  Apotheker  die 
chemischen  Präparate  kaufen,  einzelne  auch  pharm aceutische  Präpa- 
rate, wie  Syrupe,  spirituöse  Wasser,  Salben  etc.,  von  Fabriken  beziehen,^ 
namentlich  von  Dietrich  in  Helfenberg,  wohl  vielfach,  um  weiteres 
teueres  Geschäftspersonal  zu  ersparen.  Mit  wenigen  rühmlichen  Aus- 
nahmen sind  Dampfapparate,  Trockenschrank  und  Siebe  mehr  nur 
Schaustücke  geworden." 

Es  ist  höchst  bemerkenswert,  daß  auf  4jesem  Gebiete  sich  ein 
ähnlicher  Vorgang  abspielt,  wie  man  ihn  im  gewerblichen  Leben  über- 
haupt zwischen  Klein-  und  Großindustrie  beobachten  kann.  Die 
chemische  Industrie  hat  in  den  letzten  Jahrzehnten  einen  großen 
Aufschwung  erfahren  und  wird  fast  ausschließlich  in  Großbetrieben 
geübt.  Alle  die  Vorzüge,  die  man  gemeiniglich  dem  Fabrikbetriebe 
nachzurühmen  weiß:  vollständigeres  Ausnutzen  des  Rohmaterials, 
gleichmäßig  gutes  schönes  Erzeugnis,  wohlfeilere  Leistung,  weil  mit 
Hilfe  von  Maschinen  oder  maschinellen  Vorrichtungen  erreicht,  treffen 
auch  hier  zu.  Es  hat  eben  der  chemische  Großbetrieb  über  die  Hand- 
produktion des  Laboratoriums  den  Sieg  davon  getragen.  Der  Apo- 
theker würde  den  Kürzeren  ziehen,  der  versuchen  wollte,  sich  von 
der  Fabrik  zu  emanzipieren  und  den  größten  Teil  seiner  pharma- 
ceutischen  Präparate  selbst  zu  erzeugen. 

Die  Gesetzgebung  hat  bereits  zu  dieser  Umwandlung  des  Apo- 
thekerbetriebes Stellung  genommen.  Ein  Vergleich  der  älteren  Pharma-  • 
copöen  mit  den  neueren  läßt  dies  deutlich  erkennen.  Die  älteren 
gaben  mannigfache  Vorschriften  zur  Bereitung  von  Chemikalien,  die 
neueren:  Prüfungs Vorschriften.  In  der  Pharmacopoea  Germanica 
bildet  bei  der  Bearbeitung  der  chemischen  Artikel  die  Vorschrift  zur 
Darstellung  nicht  mehr  die  Regel.    Diese  ist  vielmehr  nur  „wenn  nötig*^ 
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gegeben  i).  Dagegen  fehlen  Identitätsreaktionen  und  Prüfungsvor- 
schriften nie.  Dementsprechend  wird  bei  den  Prüfungen  der  Pharma- 
ceuten  jetzt  der  Schwerpunkt  nicht  so  sehr  auf  Kenntnis  der  Dar- 
stellung, als  auf  Kenntnis  der  üntersuchungsmethoden  der  chemischen 
Präparate  gelegt.  Aber  wenn  nun  auch  die  Apotheker  sich  jetzt  mit 
mikroskopischer  Pharmakognosie  beschäftigen  müssen  und  zerkleinerte 
Droguen  auf  ihre  Echtheit  und  Reinheit  prüfen  lernen,  so  ist  ihrem 
Wissen  doch  eine  Grenze  gezogen.  Selbst  der  tüchtigste  Mikrosko- 
piker  kann  gewisse  von  der  Pharmacopöe  geforderte  für  die  Wirk- 
samkeit maßgebende  Eigenschaften  an  zerkleinerten  Drogen  gar  nicht 
wahrnehmen.  Erntezeit,  Kultur,  Entwickelungsstufe,  Alter,  Qualität 
lassen  sich  überhaupt  schwer,  bei  Pulvern  meist  gar  nicht  beurteilen. 
Mithin  muß  auch  hier  der  Apotheker,  wie  bei  den  Spezialitäten  das 
Präparat  von  der  Fabrik  übernehmen,  ohne  seinerseits  die  Garantie 
leisten  zu  können.  Die  Bürgschaft  für  die  Vorzüglich keit  des  Prä- 
parats bietet  hier  die  große  Unternehmung,  die  Fabrik,  die  reell  vor- 
zugehen für  ihr  eigenstes  Interesse  halten  muß  2). 

Auf  diese  Weise  findet  der  Apotheker  in  seinem  Laboratorium 
immer  weniger  zu  thun.  Er  wird  bald  nur  ein  „Fertigmacher**  sein, 
der  von  auswärts  bezogene  Waren  mechanisch  mischt  oder  ein  Kauf- 
mann, der  sie  ebenso  verkauft,  wie  er  bezogen  hat.  Weiter  ist  er  bei 
derartiger  Gestaltung  seines  Geschäftsbetriebes  gar  nicht  mehr  im- 
stande, die  frühere  Garantie  für  Reinheit  und  Güte  seiner  Waren  zu 
bieten. 

Damit  fällt  dann  von  selbst  der  Grund  fort,  daß  er  ge- 
schützt werden  muß.  Seine  Berechtigung,  höhere,  überhaupt  extra- 
vagant hohe  Preise  zu  fordern,  ist  erloschen  und  man  wird,  wenn 
ferner  noch  Arzneitaxen  bestehen  sollen,  gut  thun,  bei  der  Fest- 
setzung derselben  diese  Veränderung  der  Verhältnisse  im  Auge  zu 
behalten.! 

3.  Der  Gang  der  Beformbewegung;. 

Bei  der  geschilderten  Sachlage  ist  es  nicht  auffallend,  daß  seit 
geraumer  Zeit  bereits  Bestrebungen  zu  einer  Reform  des  Apotheken- 
wesens im  Gange  sind.  Freilich  sind  die  erwähnten  Uebelstände  zum 
Teil  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  so  großer  Schärfe  hervorge- 
treten. Allein  das  Konzessionswesen  als  solches,  das  oft  zum  Vorteil 
der  Konzessionierten  und  zum  Nachteil  der  Konsumenten  ausfällt, 
war  Veranlassung,  daß  schon  im  Norddeutschen  Bund  die  Apotheker- 
frage aufgeworfen  wurden.  Am  12.  Oktober  1867  hatte  der  Reichs- 
tag des  Norddeutschen  Bundes  über  eine  Petition  des  Apothekers 
Lohse  in  Zwickau  zu  verhandeln,  die  dahin  ging,  das  Privilegium  und 
das  Konzessionswesen  der  Apotheken  aufzuheben.  Er  ließ  sich  auf 
eine  Diskussion   aber   nicht  ein,  sondern   überwies  die  Gesuche  dem 


1)  Deutsche  Ausgabe,  1882.     Vorrede  S.  VIII. 

2)  Vergleiche    zu    dem    Vorstehenden    den    obengenannten    gedankenreichen  Aufsata 
von  Professor  J.  Moeller  im  Sonderabdruck,  namentlich  S.  4—7. 
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Bundeskanzler  als  schätzenswertes  Material  für  die  bevorstehende  ein- 
heitliche Regelung  des  Gewerberechts  ^). 

Als  es  nun  zur  Beratung  der  Gewerbeordnung  kam,  wurde  am 
8.  April  1869  im  Reichstage  eine  Resolution  beschlossen,  die  dahin 
lautete:  „Den  Bundeskanzler  aufzufordern,  dem  Reichstag  einen  Ge- 
setzentwurf vorzulegen,  durch  welchen  unter  Absehen  von  jedem  Nach- 
weis des  Bedürfnisses  und  der  Lebensfähigkeit  der  Betrieb  des 
Apothekergewerbes  und  der  Verbrauch  von  Arzneimitteln  für  das 
ganze  Bundesgebiet  einheitlich  geregelt  werde*)".  Bei  der  dritten 
Lesung  —  am  25.  Mai  —  wurde  dieser  Beschluß  etwas  abgeschwächt, 
indem  man  die  Worte  „unter  Absehen  von  jedem  Nachweis  des  Be- 
dürfnisses und  der  Lebensfähigkeit"  fallen  ließ.  Durch  den  Mund 
ihrer  Vertreter  hatte  die  Bundesregierung  bei  dieser  Gelegenheit  ihre 
volle  Sympathie  für  die  geplante  Reform  kundgethan,  die  als  ein  Be- 
dürfnis anerkannt  wurde,  und  zwar  ausdrücklich  im  Sinne  des 
Prinzips  der  gewerblichen  Freizügigkeit  und  der  Gewerbefreiheit. 
Durch  die  Verfassung  des  Deutschen  Reichs,  §  4,  Zifler  15,  wurde 
dann  die  Medizinalpolizei  der  Kompetenz  der  Reichsgesetzgebung 
unterstellt  und  es  wäre  daher  wohl  am  Platze  gewesen,  zur  Ver- 
Verwirklichung der  geäußerten  Wünsche  zu  schreiten.  Indes  zunächst 
blieb  alles  beim  alten,  aber  da  die  Unzufriedenheit  mittlerweile  neue 
Nahrung  bekommen  haben  mochte,  gingen  dem  Reichstage  im  Jahre  1872 
verschiedene  weitere  Petitionen  zu.  Sie  zu  beraten  fand  das  Parla- 
ment wegen  des  Schlusses  der  Session  keine  Zeit  mehr;  wohl  aber 
wurden  sie  in  einer  Kommission  in  der  man  einen  stark  freiheit- 
lichen Standpunkt  einnahm  eingehend  besprochen.  Man  erkannte  das 
Apothekergewerbe  als  ein  wissenschaftliches,  der  staatlichen  Aufsicht 
zu  unterstellendes  Gewerbe  an.  Die  gesundheitspolizeiliche  Aufgabe 
des  Staates  bezüglich  des  Apothekergewerbes  müsse  man  in  vollem 
Umfange  wahren,  indem  man  die  an  die  persönliche  Befähigung  sowie 
an  die  Einrichtungen  und  den  Betrieb  des  Geschäfts  zu  stellenden 
Anforderungen  und  die  staatliche  Aufsicht  festhalte.  Aber  das 
vertrüge  sich  ganz  gut  mit  pharmaceutischer  Gewerbefreiheit,  d.  h. 
mit  der  Freiheit  zur  Errichtung  von  Apotheken  unter  gewissen  von 
der  Gesetzgebung  vorgeschriebenen  Sicherheitsbedingungen.  Beide 
Referenten  in  der  Kommission  stellten  den  gemeinschaftlichen  An- 
trag, dem  Reichstage  zu  empfehlen,  daß  er  sich  gegen  Beibehaltung 
der  bisherigen  staatlichen  Prüfung  des  Bedürfnisses  neuer  Apotheken, 
dagegen  für  Beibehaltung  der  vollen  staatlichen  Aufsicht  ausspreche. 
Dem  wurde  aus  der  Mitte  der  Kommission  noch  hinzugefügt,  daß  es 
sich  empfehle,  zur  Verhütung  jedes  Zweifels  ausdrücklich  auch  den 
Nachweis  der  Lebensfähigkeit  neben  der  Bedürfnisfrage  als  fortfallend 
zu  bezeichnen  ^). 

1)  Stenographische    Berichte     über    die    Verhandlungen    des    Reichstages    des  Nord- 
deutschen Bundes,  1867,  S.  387  und  Drucksachen  Nr.   62. 

2)  Stenographische  Berichte,    1869,    Band  1,  S.  244;  Band  3,  Drucksachen  Nr.    78, 
Id,  Nr.  214,  218,  219;  Stenographische  Berichte,  Band  2,  S.   1057. 

3)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlangen  des  deutschen  Reichstages  1872, 
Band  3,  Nr.  140. 
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Die  Reichsregierung  hatte  zu  jener  Zeit  andere  Aufgaben  zu 
lösen ,  und  ließ  die  Apotheken  reform  ruhen.  Wohl  gelangten  neue 
Petitionen  im  Jahre  1873  an  den  Reichstag  und  dieser  überwies  sie 
dem  Reichskanzler  mit  der  dringenden  Bitte,  baldmöglichst  eine  Ge- 
setzesvorlage zu  machen  ^).  Jedoch  die  ein  Jahr  später  erfolgende 
Erklärung  des  Bundesrates  besagte  (23.  Mai  1874)  nur  „daß  die  Er- 
wägungen über  die  zur  Regelung  der  Errichtung  von  Apotheken  zu 
erlassenden  gesetzlichen  Bestimmungen  noch  nicht  zum  Abschluß  ge- 
langt seien".  Sie  hatte  selbstverständlich  weitere  Petitionen  und  deren 
abermalige  üeberweisung  an  den  Reichskanzler  zur  Folge,  bis  dann 
endlich  am  20.  Januar  1876  der  Bundesrat  den  Reichskanzler  ersuchte, 
einen  Entwurf  zu  einem  Gesetze  über  die  Ordnung  des  Apotheken- 
wesens ausarbeiten  zu  lassen,  wofür  er  nachstehende  Gesichtspunkte 
a  (fstellte : 

1)  Die  Errichtung  neuer  Apotheken  kann  nur  auf  Grund  vom 
Staate  zu  erteilender  rein  persönlicher  Konzessionen  erfolgen. 

2)  Mit  dem  Jahre  1900  finden  die  unter  Ziffer  1  angeführten 
Grundsätze  auf  alle  konzessionierten  Apotheken  Anwendung,  d.  h.  alle 
Konzessionen,  sie  mögen  bisher  persönliche  oder  veräußerliche  gewesen 
sein,  werden  von  diesem  Zeitpunkte  an  als  rein  persönliche  behandelt. 
Die  auf  dinglichen  Berechtigungen  beruhenden  Realapothekenrechte 
bleiben  auch  nach  dem  Jahre  1900  bestehen. 

3)  Bis  zum  Jahre  1900  bleiben  für  das  Rechtsverhältnis  der  bis 
zum  Erlaß  des  Reichsgesetzes  konzessionierten  Apotheken  diejenigen 
Normen  maßgebend,  die  in  den  Bundesländern  bisher  in  Geltung 
waren. 

Bald  danach  wurde  im  Reichstage  infolge  anderer  Veranlassung 
die  Apothekenfrage  gestreift.  In  Elsaß-Lothringen  bestand  nämlich 
aus  der  französischen  Zeit  her  Niederlassungsfreiheit  für  Apotheker, 
während  diese  es  für  zweckmäßiger  hielten,  die  deutschen  Konzessions- 
grundsätze auch  bei  ihnen  zur  Anwendung  kommen  zu  sehen.  So 
wurde  denn  im  Jahre  1877  dem  Reichstage  ein  Gesetzentwurf  zur 
Regelung  des  Apothekenwesens  in  Elsaß-Lothringen  im  Sinne  der  Ein- 
führung der  Konzessionspflicht  vorgelegt  und  bei  der  dritten  Beratung 
über  ihn  am  20.  April  1877  *)  faßte  der  Reichstag  die  Resolution,  für 
die  nächste  Session  die  Vorlage  eines  einheitlichen  deutschen  Apotheken- 
gesetzes zu  erbitten. 

Zum  Erlaß  desselben  kam  es  zunächst  noch  lange  nicht.  Aller- 
dings entsprach  das  Reichskanzleramt  dem  Ansinnen  des  Bundesrats 
und  ließ  ihm  unter  dem  28.  Mai  1877  ^)  einen  so  aufgestellten  Ent- 
wurf zugehen,  daß  den  angeregten  Gesichtspunkten  entsprochen  wurde. 
Jedoch  kam  das  Reichskanzleramt  in  einer  beigefügten  sehr  eingehen- 
den und  objektiv  die  Sachlage  erwägenden  Denkschrift  zur  üeber- 
zeugung,  daß  ein  auf  der  Personalkonzession  beruhendes  System  nicht 


1)  Stenographische  Berichte  1873,  Band  2,  S.   774  ff.,   Band  3,  Nr.   72. 

2)  Stenographische  Berichte  1877,  Band  2,  S.  631,  Band  3,  Nr.  57. 

3)  Annalen  des  Deutschen  Reichs  1877,  S.  126—172. 
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empfehlenswert  sei.  Daher  fügte  es  noch  einen  zweiten  Entwurf 
bei,  in  dem  die  Regelung  auf  Grund  der  frei  veräußerlichen  und  ver- 
erblichen Realkonzession  versucht  wurde.  Jetzt  befand  sich  der 
Bundesrat  in  einer  keineswegs  angenehmen  Lage.  Der  Reichstag 
drängte  in  seiner  Mehrheit  auf  Niederlassungsfreiheit;  die  Personal- 
konzession, die  als  eine  Vermittelung  dem  Bundesrat  am  zweckmäßigsten 
erschienen  war,  fand  keine  Billigung  im  Reichskanzleramt,  das  viel- 
mehr den  strikten  Gegensatz  zu  der  Ansicht  des  Reichstags,  die 
Realkonzession  vertrat.  Daher  beschloß  der  Bundesrat,  obwohl  noch 
am  17.  März  1878 1)  wieder  einmal  die  bekannte  Aufforderung  des 
Reichstages  an  den  Reichskanzler  bezüglich  der  Regelung  des  Apotheken- 
wesens ergangen  war,  am  6.  April  1878  von  einer  einheitlichen 
Regelung  des  Apothekenwesens  durch  Reichsgesetz  Abstand  zu  nehmen, 
weil  die  Verhältnisse  noch  nicht  genügend  geklärt  seien. 

Damit  war  denn  zunächst  die  Möglichkeit  einer  Reform  in  weite 
Feme  gerückt  und  nur  in  Preußen  ließ  man  sich  nicht  abhalten, 
durch  einige  Anordnungen  sich  auf  die  doch  nur  verschobene  end- 
giltige  Entscheidung  gleichsam  vorzubereiten.  Eine  Kabinettsordre 
vom  27.  Juli  1886 2)  ordnete  an,  daß  neu  errichtete  Apotheken  erst 
nach  Ablauf  von  10  Jahren  verkauft  werden  durften.  Im  übrigen 
sorgte  das  Abgeordnetenhaus  dafür,  daß  die  Angelegenheit  nicht  völlig 
einschlief,  lieber  eine  Petition  um  Niederlassungsfreiheit,  die  im 
Jahre  1886  an  den  Landtag  gelangte,  wurde  zwar  zur  Tages- 
ordnung übergegangen,  aber  gleichzeitig  die  Regierung  ersucht,  für 
baldige  reichsgesetzliche  Regelung  Sorge  tragen  zu  wollen  und  bis 
dahin  keine  Realkonzessionen  mehr  zu  erteilen.  Zwei  Jahre  später, 
als  dem  Abgeordnetenhause  Petitionen  um  Maßregeln  gegen  den 
Apothekeuschacher  vorlagen,  teilte  die  Staatsregierung  mit,  daß  sie 
einen  Entwurf,  der  dem  Reichskanzler  unterbreitet  werden  solle,  in 
Angriff  genommen  habe.  Worauf  dieser  abzielen  würde,  ließ  sich  aus 
einem  vertraulichen  ministeriellen  Erlaß  vom  10.  Februar  1892,  be- 
treffend die  zeitgemäße  Vermehrung  von  Apotheken  auf  dem  Wege 
der  Personalkonzession,  entnehmen  *). 

Mittlerweile  war  man  im  Reichstage  nicht  ohne  Fühlung  mit 
dem,  was  in  den  Apothekerkreisen  gewünscht  wurde,  geblieben. 
Am  30.  November  1884  hatte  der  Apothekenbesitzer  Kempf  in 
Steinau  eine  Petition  auf  Einführung  der  Personalkonzession  unter 
gleichzeitiger  Ablösung  der  Apotheken  werte  mit  staatlicher  Beihilfe 
dem  Reichstage  eingereicht  und  diese,  da  sie  unerledigt  blieb,  1887 
wiederholt.  Daraufhin  hatte  der  Reichstag  in  seiner  Sitzung  vom 
16.  Februar  1888*)  den  Beschluß  gefaßt,  die  Kempf  sehe  Petition, 
ohne  sich  die  in  ihr  gemachten  Vorschläge  anzueignen,  den  ver- 
bündeten Regierungen  als  Material  zur  gesetzlichen  Regelung  des 
Apothekenwesens  zu  überweisen.     Da  jedoch  trotz  der  anerkannten 

1)  Stenographische  Berichte,   1878,  Band  1,  S.  347 — 351^ 

2)  Pistor  a.  a.  0.  S.  38—39. 

3)  Pharmaceutische  Zeitung,  1895,  No.  7. 

4t)  Stenographische  Berichte  1888,  II.  Bd.,  S.  949. J 
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großen  Dringlichkeit  immer  noch  nichts  geschah,  hatte  Herr  Kempf 
seine  Petition  im  Dezember  1890  aufs  neue  unterbreitet. 

Bald  danach,  im  März  1892,  kam  es  dann  zu  einer  ganz  interes- 
santen Debatte  im  Reichstage,  da  von  dem  Abgeordneten  Bebel  und 
Genossen  der  Antrag  eingegangen  war,  die  Verwaltung  und  das  Eigen- 
tum des  Apothekenwesens  auf  das  Reich  zu  übernehmen  i).  Die  Er- 
örterung verlief  ebenso  ergebnislos,  wie  die  im  nächsten  Jahre  in  der 
Petitionskommission  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  gepflogene 
Verhandlung  über  den  Erlaß  von  1892,  betreffend  die  große  Konzessions- 
vermehrung *). 

In  allen  diesen  Umständen  lag  offenbar  für  die  preußische  Re- 
gierung, nachdem  am  13.  März  1893  der  Kultusminister  im  Abgeord- 
netenhause erklärt  hatte,  daß  keine  preußische,  sondern  eine  reichs- 
gesetzliche Regelung  in  Aussicht  genommen  sei  und  im  nächsten 
Jahre  3)  an  demselben  Orte  die  Berechtigung  der  gegen  den  der- 
zeitigen Stand  des  Apothekenwesens  erhobenen  Vorwürfe  zugegeben 
hatte,  die  Veranlassung,  mit  dem  lange  vorbereiteten  Entwürfe  heraus- 
zukommen und  einen  solchen  im  Frühjahr  1894  dem  Reichsamt  des 
Innern  vorzulegen.  In  ihm  war  das  Recht  zum  Betriebe  einer  neu 
zu  errichtenden  Apotheke  auf  die  Lebenszeit  des  Besitzers  beschränkt 
und  war  vorgesehen,  diese  Bestimmung  nach  einer  gewissen  Reihe 
von  Jahren  auf  alle  bestehenden  Apotheken  mit  Ausnahme  der  auf 
dinglichen  Berechtigungen  beruhenden,  auszudehnen.  Aus  den  hierbei 
geführten  Verhandlungen  gingen  die  „Grundzüge  für  die  gesetzliche 
Regelung  des  Apothekenwesens"  hervor,  die  das  Reichskanzleramt  im 
Oktober  1894  den  Bundesregierungen  zur  Begutachtung  vorlegte,  um 
Material  für  den  aufzustellenden  Gesetzentwurf  zu  gewinnen. 

In  der  Zwischenzeit  hat  man  in  Preußen  einige  Schritte  gethan, 
um  der  Personalkonzession,  auf  die  sich  die  verbündeten  Regierungen 
wohl  verständigen  werden,  den  Boden  zu  ebnen.  Die  Kabinettsordre 
vom  30.  Juni  1894  bestimmte,  daß  bis  zur  anderweitigen  gesetzlichen 
Regelung  des  Apothekenwesens  denjenigen  Apothekern,  denen  in  Zu- 
kunft neue  Konzessionen  zur  Errichtung  von  Apotheken  verliehen 
werden  würden,  die  Präsentation  von  Geschäftsnachfolgern  nicht  mehr 
zu  gestatten  sei.  Vielmehr  sollte  in  allen  Fällen  beim  Ausscheiden 
des  Apothekers  aus  einem  solchen  Geschäft  die  Konzession  zur  ander- 
weitigen Verleihung  an  den  Staat  zurückfallen.  In  demselben  Zu- 
sammenhang erschien  14  Tage  später  ein  geheimer  Erlaß  des  Kultus- 
ministers an  die  Oberpräsidenten,  der  darauf  abzielte,  die  Idealwerte 
veräußerlicher  Apotheken  nicht  zu  hoch  anschwellen  zu  lassen  und 
die  Entstehung  solcher  Werte  bei  den  nach  Ablauf  von  10  Jahren 
veräußerlichen  Anlagen  möglichst  zu  hindern.  Das  soll  vereitelt 
werden,  indem  in  der  Nähe  solcher  Apotheken  unter  Wahrung  der 
Lebensfähigkeit  derselben,  Neuanlagen  rechtzeitig  konzessioniert  werden. 

1)  stenographische  Berichte  1890—1892,  VII.  Bd.,  S.  4499—4517,  5162;   Anlage- 
band, S.  215;  IV.  Bd.,  S.  540. 

2)  Apotheker-Zeitung,  1895,  No.  17,  Beilage:  Die  Lage  des  Apothekenwesens. 

3)  13.  März  1894. 
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Die  KoDkurrenz  wird  dann  eine  Erhöhung  des  zuletzt  gezahlten  Kauf^ 
Preises  oder  bei  den  für  10  Jahre  unverkäuflichen  Anlagen  die  Er- 
zielung  hoher  Ideal  werte  unmöglich  machen  i). 

Mit  diesen  Erlassen  greift  man  in  Preußen  auf  Grundsätze  zurück 
wie  sie  schon  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  als  zweckmäßig  anerkannt 
waren.  Bereits  die  allerhöchste  Verordnung  vom  24.  Oktober  1811 
führte  die  Personalkonzession  ein.  Jedoch  gelangte  sie  kaum  rein 
zur  Durchführung  weil  man  gegen  die  zur  Zeit  im  Besitz  befindlichen 
Apotheker  zu  wohlwollend  gesonnen  war.  An  den  Nachteil,  der  für 
das  Apothekenwesen  selbst  aus  dieser  unzeitigen  Nachsichtigkeit  er- 
wachsen sollte,  dachte  man  damals  eben  nicht.  Gleichwohl  veran- 
laßten  die  Abweichungen  von  den  Grundsätzen  der  Personalkonzession 
in  den  nächsten  20  Jahren  doch  ein  solches  Steigen  der  Apotheken- 
preise und  bewirkten  eine  so  spärliche  Errichtung  neuer  Apotheken, 
daß  die  allerhöchste  Ordre  vom  8.  März  1842  aufs  neue  auf  die 
Wiederherstellung  der  reinen  Personalkonzession  bedacht  war.  Aber 
nur  em  kurzer  Versuch  mit  der  Personalkonzession  fand  statt.  Schon 
in  den  beiden  folgenden  Jahren  wurden  den  Erben  eines  konzessio- 
nierten  Apothekers  die  in  den  §§  4  und  5  der  revidierten  Apotheker- 
verordnung vom  11.  Oktober  1801  den  Privilegierten  gewährten  Ver- 
günstigungen  wieder  zugestanden  und  bald  gab  man  den  zahlreichen 
Klagen  der  Konzessionierten  immer  vollkommenes  Gehör.  Leugnen 
laßt  sich  ja  auch  nicht,  daß  diese  in  ihren  Privatinteressen  benach- 
teiligt  wurden.  Dementsprechend  kehrte  man  auf  Grund  einer  könig-^ 
liehen  Ordre  vom  5.  Oktober  1846,  die  indessen  niemals  Gesetzeskraft 
erhalten  hat,  sondern  nur  in  dem  Runderlaß  vom  26.  Oktober  1846^ 
zum  Ausdruck  kam,  zu  dem  für  die  Apothekenbesitzer  günstigeren 
System  von  1842  zurück  -').  e        b    cu 

Auch  dieses  Mal  hat  das  Vorgehen  der  preußischen  Regierung 
mehr  Bestürzung  erregt  als  Zustimmung  gefunden,  wobei  man  aber 
hervorheben  muß,  daß  in  den  Kreisen  der  zunächst  beteiligten  Apo- 
theker selbst  keine  üebereinstimmung  in  dem,  was  sie  für  wünschens- 
wert halten,  herrscht. 

Ein  oflenbar  so  sachlich  erwägender  und  umsichtiger  Kopf  wie 
der  Apotheker  Kempf  wird  nicht  müde  seine  Stimme  für  die  Ein- 
führung der  Personalkonzession  zu  erheben.  Noch  1894  und  1895  hat 
er  abermals  seine  wohl  begründeten  Petitionen  dem  Reichstage  unter- 
breitet  Die  Magdeburger  Apothekerkooferenz  hat  in  ihrer  Sitzung 
vom  19.  März  1895  sich  allerdings  dahin  ausgesprochen,  daß  keine 
Form  des  Konzessionssystems  so  sehr  das  Wesen  der  deutschen 
Apotheker  wahrt  wie  die  „freie  Verkäuflichkeit  und  Vererblichkeit" 
aber  sie  trägt  doch  den  Umständen  Rechnung  und  hat  bereits  mit 
großer  Stimmenmehrheit  sich  für  einen  Ablösungsplan  entschlossen  3) 
Und  auf  der  24.  Hauptversammlung  des  deutschen  Apothekei  verein» 

1)  Pharmacentische    Zeitung,    1895,    No.    7;    Apotheker- Zeitung,    1895,    No.    17 
Beilage.  " '  '         •    *  •  > 

2)  Pistor  a.  a.  O.  S.  23—31. 

3)  Pharmaceutische  Zeitung  1895,  Nr.  24    S.  198. 
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in  Augsburg  am  12.  und  21.  August  1895  hat  der  Vorsitzende, 
Apotheker  Fröhlich,  in  seinem  Referat  über  die  Reform  sich  zwar 
ganz  entschieden  gegen  die  Personalkonzession  ausgelassen,  in  der  er 
eine  Verschlechterung  zu  erblicken  geneigt  ist,  kommt  aber  zur  Ueber- 
zeugung,  daß  wenn  die  Regierung  unter  allen  umständen  mit  dem 
Prinzipe  der  Realkonzession  brechen  will,  die  Niederlassungsfreiheit 
vorzuziehen  sei  ^).  Dieser  Auffassung  stimmten  jedoch  keineswegs  alle 
anwesenden  Vertreter  zu  und  sowie  der  Gedanke  Fröhlich's,  den  der 
Vorstand  zu  seinem  Antrage  erhoben  hatte,  nur  mit  68  gegen 
30  Stimmen  angenommen  wurde*),  so  zählt  im  deutschen  Apotheker- 
verein die  Realkonzession  heute  noch  die  meisten  Anhänger.  Es  be- 
deutet nur  eine  geringe  Abschwächung  derselben,  wenn  man  bei  ihrer 
Aufrechterhaltung  vorgeschrieben  wissen  will,  daß  alle  Apotheken- 
gerechtsame erst  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  nach  ihrem  Er- 
werb oder  beim  Tode  des  Inhabers  wieder  veräußert  werden  dürfen. 
Bei  einer  von  dem  Verein  angestellten  Enquete  sprechen  sich  77  Proz. 
aller  Apothekenbesitzer  gegen  die  Personalkonzession  aus.  Das  ist 
der  Standpunkt,  wie  er  auch  in  manchen  Petitionen  sich  offenbart, 
z.  B.  in  der  des  Apothekenbesitzers  C.  Brath  in  Zarrentin.  In  dieser 
Petition  heißt  es  u.  a.,  daß  „das  altbewährte  System  der  Verkäuf- 
lichkeit der  Apotheken  wesentlich  dazu  beigetragen  habe,  die  deutsche 
Pharmazie  auf  diejenige  Stufe  der  Vollkommenheit  zu  erheben,  die  sie 
einnimmt."  Andere  Apotheker,  so  eine  Versammlung  in  Arnsberg^ 
haben  sich  für  Erhebung  einer  Konzessionsgebühr  erwärmt,  die  bei 
Erteilung  neuer  Konzessionen  zu  zahlen  wäre.  Als  ob  dadurch  irgend 
einer  der  bewegten  üebelstände  beseitigt  werden  könnte !  Die  Apotheker 
des  Regierungsbezirks  Düsseldorf  wünschen,  daß  bei  Verleihung  einer 
Konzession  der  älteste  und  würdigste  Vertreter  den  Vorzug  erhielte. 
Dafür  soll  dann  der  neue  Konzessionär  eine  bestimmte  Reihe  von 
Jahren  an  die  Reichsregierung  eine  Summe  zahlen,  die  nach  Eröffnung 
des  Geschäfts  auf  Grund  des  Recepturumsatzes  durch  Sachverständige 
festgestellt  wird.  Einige  sind  für  Kommunalisierung,  einige  für  Ver- 
staatlichung der  Apotheken  eingetreten  und  endlich  haben  einige  ge- 
glaubt, den  übertrieben  hohen  Preisen  der  Apotheken  dadurch  be- 
gegnen zu  können,  daß  man  staatlich  vereidigte  Apothekentaxatoren 
ernenne,  von  deren  Zustimmung  der  Verkaufspreis  abhängig  gemacht 
werde  *). 

Nach  alle  diesem  erscheint  es,  als  ob  das  Apothekenwesen  zur 
Zeit  einer  gewissen  Verwirrung  entgegentreibt.  Die  Apotheker  fühlen, 
daß  die  einfache  Aufrechterhaltung  des  Status  quo  ante  heute  nicht 
mehr  möglich  ist.  Indes  die  Reform,  die  die  Mehrzahl  verlangt,  ist 
zu  zahm,  als  daß  sie  großen  Erfolg  versprechen  könnte.   Man  fürchtet  sich 

1)  Stenogramm  der  Versammlung  als  Beilage  zur  Apothekerzeitung  1895 ,  Nr.  78,^ 
S.  VI. 

2)  a.  a.  O.  S.  XXIV. 

3)  Weitere  Vorschläge,  namentlich  in  Hinblick  auf  Verbesserung  der  wissenschaft- 
lichen Ausbildung,  in  dem  Aufsatze  von  K.  Hübner,  Vorschläge  zur  Lösung  der  Apotheker* 
fiage.     Pharmacentische  Zeitung  1895,  Nr.  62  und  63. 
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augenscheinlich  vor  materiellen  Verlusten  und  wünscht  die  privilegierte 
Stellung  nicht  aufgeben  zu  müssen.  Sie  sich  zu  erhalten  bringt  man 
die  wunderlichsten  VorschKäge  vor.  Sehr  richtig  charakterisierte  jüngst 
ein  Artikel  der  pharmaceutischen  Zeitung  bei  Besprechung  des  Reform- 
programms des  Vorstandes  des  deutschen  Apotheker  Vereins  die  Sach- 
lage mit  diesen  Worten :  „Man  sucht  hier  und  da  nach  einem  neuen 
Gedanken  herum,  den  man  dann  unverstanden  oder  unvermittelt  plötz- 
lich in  die  Welt  setzt,  empfiehlt  heute  die  Ablösung  und  donnert  am 
nächsten  Tage  dagegen  los,  begeistert  sich  heute  für  die  Umwandelung 
der  Apotheken  in  hygienische  Institute  und  erklärt  am  anderen  Morgen, 
daß  das  Apotheken wesen  freie  Armbewegung  brauche,  um  zu  gedeihen» 
möchte  heute  die  Arzneifabriken  am  liebsten  unter  staatliche  Kontrolle 
stellen  und  morgen  den  Apotheken  diese  Kontrolle  womöglich  ent- 
ziehen 1). 

Versuchen  wir  die  hauptsächlichsten  der  ins  Auge  gefaßten  Ab- 
hilfsmaßnahmen  unbefangen  zu  prüfen. 

1)  1895,  Nr.  73. 
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Zur  Reform  des  Apothekenwesens  in 

Deutschland. 

Ein  dem  Großherzoglich-Mecklenburgischen  Ministerium  der  Justiz 

erstattetes  Gutachten. 

Von 

Wilhelm  Stieda. 

(Fortsetzung.) 

4*  Die  ßealkonzession. 

Das  Wesen  der  Realkonzession  oder  des  Realprivilegs  liegt,  wie 
ivir  schon  gesehen  haben,  in  der  Berechtigung  zur  freien  Veräußerung 
und  Vererblichkeit  der  Apotheke  seitens  des  Inhabers.  Mit  der 
Konzession,  die  einmal  erteilt  worden  ist,  erscheint  die  Apotheke  für 
immer  errichtet  und  der  Besitzer  hat  von  Todeswegen  und  unter 
Lebenden  die  volle  Verfügungsfreiheit.  Dabei  gehört  die  Konzession 
als  ein  Vermögensrecht  zu  dem  Grundstück,  auf  dem  das  Gewerbe 
ausgeübt  wird  und  haftet  folglich  als  Pfand  den  Hypothengläubigem, 
geht  somit  bei  einer  Zwangsversteigerung  auf  den  Erwerber  des  Hauses 
über.  Nicht  notwendig  verbunden  ist  mit  ihr  die  ausschließliche 
Gewerbeberechtigung,  vermöge  deren  der  Berechtigte  den  gleichen  Be- 
trieb allen  anderen  Personen  untersagen  oder  sie  darin  beschränken 
kann.  Ob  es  richtig  ist,  außerdem  eine  Art  der  Realkonzession  an- 
zunehmen, die  nicht  zum  Grundstück  gehört,  sondern  ein  bewegliches 
Recht  wäre,  wie  ein  ungenannt  gebliebener  Dr.  juris  in  der  Apotheker- 
zeitung *)  auseinandersetzt,  erscheint  fraglich.  Eine  solche  würde  im 
Falle  eines  Konkurses  zur  Konkursmasse  gehören  und  nicht  dem  Ab- 
sonderungsrechte der  Hypothekengläubiger  dienen.  Es  scheint  viel- 
mehr, daß  man  unter  solchen  Konzessionen  sich  nur  Personalkonzessionen 
vorzustellen  hat,  die  durch  Nachsicht  der  Behörden  wie  Realwerte  be- 
handelt worden  sind.  Es  hat  sich  gewohnheitsmäßig  herausgebildet, 
daß  in  manchen  Fällen  auch  bei  einer  Personalkonzession  ein  Geschäfts- 
nachfolger präsentiert  und  angenommen  wurde. 


1)  1895,  Nr.  25. 
Dritte  Folge  Bd.  XI  (LXVI). 
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Der  Gedanke,  dem  die  Realkonzession  zu  Grunde  liegt  —  und 
das  gilt  vom  Konzessionswesen  überhaupt  —  ist,  daß  die  Anlage 
neuer  Apotheken  von  der  Bedürfnisfrage  abhängig  zu  machen  sei. 
Man  sieht  die  Apotheke  als  eine  Anstalt  an,  die  öfifentlichen  Zwecken 
dient,  an  deren  ungestörtem  Betrieb  die  Gesamtheit  ein  Interesse 
hat,  für  deren  regulären  Betrieb  eine  Reihe  von  Vorschriften  unent- 
behrlich ist  und  die  daher  nicht  mit  den  gewöhnlichen  Gewerbe- 
betrieben auf  eine  Stufe  gestellt  werden  kann.  Es  liegt  in  dieser 
Idee,  daß  bei  der  Erteilung  der  Konzession  gleichzeitig  darauf 
geachtet  werden  soll,  ob  derjenige,  der  sie  erhält,  aus  dem  Geschäfte 
seinen  Unterhalt  wird  gewinnen  können.  Es  kommt  also  auch  auf 
die  Lebensfähigkeit  der  Anstalt  an,  weil  sonst  die  Möglichkeit  für 
die  Bevölkerung  eines  gewissen  Umkreises  sich  die  ihr  unentbehrlichen 
Arzneimittel  bequem  zu  besorgen,  aufhört.  Die  Prüfung  der  Bedürfnis- 
frage ist  lediglich  von  der  Medizinal-  oder  politischen  Behörde  ab- 
hängig, der  man  das  Recht  zur  Erteilung  von  Konzessionen  über- 
tragen hat.  Diese  aber  wird  sich  in  ihrem  Vorgehen  vorzugsweise 
oder  lediglich  von  ihrem  subjektiven  Ermessen  leiten  lassen,  da  all- 
gemeine sichere  Kennzeichen  für  die  Beurteilung,  ob  eine  Apotheke 
nötig  sei  und  sich,  wenn  einmal  eröffnet,  wird  halten  können,  nicht 
vorliegen. 

Der  einzige  Nutzen,  den  dieses  Realsystem  für  die  Gesamtheit 
bat,  ist,  daß  es  Apotheken  auch  an  kleineren,  weniger  dankbaren 
Plätzen  entstehen  lassen  kann,  an  die  die  Apotheker  sonst  nicht 
denken  würden.  Wenn  in  den  Verkehrscentren  und  größeren  Städten 
ein  Bedürfnis  nicht  mehr  anerkannt  werden  kann  und  doch  Personen 
da  sind,  die  sich  selbständig  machen  wollen,  so  ziehen  diese  eben 
auch  an  weniger  günstige  Orte.  Aber  diese  Erwägung  ist  doch  eine 
rein  theoretische.  Wenn  sich  kein  Apotheker  meldet,  kann  keine  Be- 
hörde eine  Anstalt  in  eine  Gegend  zaubern,  in  die  eine  paßt,  und 
falls  sie  öffentlich  eine  Konzession  ausbieten  wollte,  so  wäre  sie 
durchaus  nicht  sicher,  einen  Abnehmer  zu  finden.  Thatsächlich  lehrt 
die  Erfahrung,  daß  unter  der  Herrschaft  dieses  Systems  eine  wirklich 
befriedigende  Verteilung  der  Apotheken  nicht  erzielt  worden  ist.  Das 
platte  Land  ist  und  bleibt  stets  benachteiligt.  Nur  wenige  sind 
geneigt,  an  einem  Ort  sich  niederzulassen,  wo  man  mit  dem  Apotheken- 
betrieb eine  Postagentur  oder  das  Amt  eines  Fleischbeschauers  oder 
irgend  ein  anderes  Nebengeschäft  verbinden  muß,  um  existieren  zu 
können,  oder  wo  man  veranlaßt  ist,  sich  von  den  Kunden  mit  Eiern, 
Käse  und  dergl.  bezahlen  zu  lassen,  weil  die  Leute  kein  Geld  haben. 
Wenn  es  richtig  ist,  daß  in  der  Provinz  Hannover  17  Apotheken  be- 
stehen, die  ohne  Nebengeschäft  nicht  einmal  soviel  abwerfen,  wie  ein 
mäßig  bezahlter  städtischer  Fabrikarbeiter  verdient,  so  ist  nicht  an- 
zunehmen, daß  großer  Zudrang  zu  solchen  Stellen  sein  wird^). 

Vor  allen  Dingen  aber  krankt  dieses  System,   wie  überhaupt  das 


l)  Andr^,    Die  Apotheken  der  Provinz  Hannover  in  Scbmollers  Jahrbuch  für  Gesetz- 
gebung etc.,  1895,  S.  495. 
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Konzessionswesen,  an  der  irrtümlichen  Auffassung,  daß  es  möglich 
sei,  Angebot  und  Nachfrage  stets  im  richtigen  Verhältnisse  zu  halten. 
Wirklich  kann  keine  Behörde  mit  Sicherheit  beurteilen,  ob  die  Apo- 
theke, um  die  bei  ihr  nachgesucht  wird,  einem  Bedürfnis  der  Be- 
völkerung entspricht.  Das  können  oft  die  Fachleute  nicht  einmal 
sachlich  beurteilen  und  Andr6  z.  B.  führt  selbst  Beispiele  an,  wie 
wenig  orientiert  die  Behörden  über  die  Geschäftsverhältnisse  eines 
entlegenen  Ortes  sind  und  naturgemäß  sein  müssen.  In  Gegenden 
mit  aufgeklärterer  und  wohlhabender  Bevölkerung  wird  eine  größere 
Zahl  von  Apotheken  bestehen  können  als  in  Landstrichen  mit  ärmerer 
und  weit  auseinander  wohnender  Bevölkerung,  die  die  Gewohnheit 
des  Medikamentnehmens  weniger  übt.  Dazu  ändern  sich  die  Verhält- 
nisse. In  den  Marschdistrikten  z.  B.  sind  die  Umsätze  und  üeber- 
schüsse  der  Apotheker  im  steten  Rückgange  begriflen,  weil  vor- 
genommene Entwässerungsanlagen  glücklicherweise  eine  Einschränkung 
des  dort  früher  heftigen  Wechselfiebers  bewirkt  haben  und  weil  über- 
dies das  Chinin  im  Preise  gefallen  ist.  Die  Apotheken  an  der  han- 
noverschen Küste  bleiben  aber  so  zahlreich,  wie  sie  einmal  konzessioniert 
sind.  Endlich  kann  keine  Behörde  hoffen,  bei  Neukonzessionen  es 
den  Beteiligten  recht  zu  machen.  Läßt  sie  viele  Apotheken  zu,  so 
klagen  die  bereits  konzessionierten  Apotheker  und  geht  sie  mit  der 
Errichtung  zögernd  vor,  so  beschweren  sich  die  Gehilfen,  welche  auf 
die  Gelegenheit  warten,  sich  selbständig  machen  zu  können.  Beispiels- 
weise hat  das  Centralkomitee  der  konditionierenden  Apotheker  Bayerns 
im  Jahre  1894  dem  Ministerium  eine  Petition  vorgelegt,  in  der  sie 
u.  a.  bitten,  „daß  die  Vergebung  von  Konzessionen,  deren  Errichtung 
bereits  beschlossen  worden  ist,  thunlichst  schnell  seitens  der  zu- 
ständigen Behörden  geschehe,  und  daß  die  Bedingungen  für  die  Aus- 
wahl unter  den  Bewerbern  schärfer  fixiert  werden  i)." 

Die  Realkonzession  kann  somit  das  nicht  halten,  was  sie  der 
Theorie  nach  verspricht  Welche  Uebelstände  sie  großzieht,  wurde 
schon  auseinandergesetzt.  Wenn  trotzdem  die  breite  Masse  der  Apo- 
theker an  ihr  festhält,  so  geschieht  das,  weil  unter  ihrer  Herrschaft 
der  bemittelte  Apotheker  besser  fährt.  Dieser  hat  die  Möglichkeit, 
Ort  und  Zeit  für  seine  Niederlassung  nach  eigener  Wahl  zu  be- 
stimmen, indem  er  eine  Apotheke  kauft  und  die  Chance,  sie,  wenn 
schon  in  jüngeren  Jahren  des  anstrengenden  Betriebes  müde  ist, 
er  mit  Gewinn  wieder  zu  verkaufen.  Diesen  Grund  mag  man  nicht 
gerne  eingestehen  und  so  läßt  sich  in  dem  heutigen  Streit  eigentlich 
kein  einziges  sachliches  Motiv  mehr  ausfindig  machen,  das  für  die 
Beibehaltung  des  Systems  spräche.  Die  Apotheker  klagen  nur  über 
die  Bedrohung  ihrer  wohlerworbenen  Rechte,  sie  fürchten,  ihre  Kapi- 
tale zu  verlieren,  den  ihnen  bereits  winkenden  Gewinn  bei  etwaiger 
Veräußerung  einzubüßen  und  bei  Ablösung  ihrer  Rechte  zu  kurz  zu 
kommen.  Daß  die  Gesamtheit  benachteiligt  würde,  wenn  das  Reai- 
system   aufgegeben   würde,    hat   noch    niemand   nachzuweisen    unter- 


1)  Pharmaceutische  Zeitung,  1895,  No.  12. 
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iiommeD.  Weon  die  Denkschrift  des  Reichskanzleramts  vom  Jahre 
1877  sagt,  „die  veräußeriichen  Apotheken  repräsentieren  den  alten 
Besitz  mit  allen  Vorteilen,  welche  diesem  der  jungen  Konkurrenz 
gegenüber  zur  Seite  stehen:  eine  bekannte,  längst  ausgestattete  An- 
lage, eine  feste  Kundschaft,  ein  Name,  welcher  seinen  Ruf  von  dem 
oinen  zum  anderen  Besitzer  vererbt",  so  darf  nicht  unerwogen  bleiben, 
daß  der  Charakter  der  Apotheke  heute  ein  anderer  geworden  ist. 
Die  Apotheke  ist  nicht  mehr  Sanitätsanstalt  im  öflfentlichen  Interesse  ^), 
die  eines  besonderen  Schutzes  bedarf.  Die  Apotheke  ist  allerdings 
ein  Institut  zum  Wohle  der  leidenden  Menschheit,  wie  Apotheker 
K.  Hübner  sagt,  aber  daraus  folgt  noch  nicht  der  Schluß,  den  er 
zieht,  daß  der  Staat  derartige  Institute  in  weit  größerem  Maße  wie 
bisher  beaufsichtigen  müsse  2).  Dann  könnte  man  noch  eher  die 
chemischen  Fabriken,  in  denen  die  Spezialitäten  hergestellt  werden, 
die  sich  weiten  Rufes  erfreuen  und  die  die  modernen  Aerzte  ^erne 
verschreiben,  der  staatlichen  Beaufsichtigung  unterstellen.  Die  Apo- 
theke ist  im  übrigen  nur  ihrem  Zwecke  nach,  nicht  ihrer  Form  nach 
eine  medizinalpolizeiliche  Anstalt,  die  beständig  überwacht  werden 
muß.  Sie  ist  ihrer  Form  nach  ein  gewerblicher  Betrieb,  in  dem 
wissenschaftliche  Kenntnis  und  manuelle  Fertigkeit  sich  vereinigen. 
Rechtlich  gilt  ihr  Inhaber  nach  Artikel  271  des  deutschen  Handels- 
gesetzbuches als  Kaufmann.  Der  umstand,  daß  der  Betrieb  in  ge- 
wisser Beziehung  beschränkt  und  staatlicher  Beaufsichtigung  unter- 
worfen ist,  ändert  daran  nichts.  Vielmehr  will  in  Betracht  gezogen 
sein,  daß  namentlich  in  größeren  Städten,  auch  schon  in  Mittelstädten 
die  Apotheken  rein  kaufmännische  Geschäfte  geworden  sind,  die 
Nebengeschäfte  aller  Art  betreiben,  wie  Fabrikation  von  Forceartikeln, 
Mineralwässern,  Fruchtsäften,  Toiletteseifen  u.  dergl.  m.  Hat  es  einen 
Sinn,  solche  Unternehmungen  anders  als  rein  kaufmännische  Geschäfte 
anzusehen,  die  auf  Gewinn  und  Verlust  basiert  sind.  Weit  entfernt 
davon,  für  die  Gesamtheit  von  faßbarem  Nutzen  zu  sein,  schädigt  die 
Realkonzession  eine  große  Klasse  der  Staatsangehörigen,  nämlich  alle 
diejenigen  Apotheker,  die  hoflfen  könnten,  ihrer  Zeit  an  Stelle  eines 
ausgeschiedenen  Apothekers  mit  dem  Rechte  der  Eröffnung  einer 
Apotheke  unentj^eltlich  bedacht  zu  werden  oder  überhaupt,  unabhängig 
von  dem  nicht  immer  ein  wandsfreien  Urteil  eines  Medizinalkollegiums, 
eine  Apotheke  eröffnen  zu  dürfen. 

Was  zur  Abschwächung  der  mit  der  Realkonzession  unvermeidlich 
verbundenen  Mißstände  vorgeschlagen  worden  ist,  verkennt  den  Kern 
der  Sache.  Wenn  der  Besitzwechsel  für  einen  einzelnen  Apotheker 
nicht  mehr  als  drei  Mal  gestattet  oder  alle  Apothekengerechtsame 
erst  10  Jahre,  nachdem  sie  erworben  worden,  wieder  veräußert  werden 
dürfen,  so  vergißt  man  völlig,  wie  tief  einschneidend  solche  Maßregeln 
sind.     „Wenn  eine  zehnjährige  Besitzfrist",  sagte  Apotheker  Fröhlich 
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1)  D.  Kühles,  „Zur  Apothekenreform",  in  der  Allgemeinen  Zeitang,  Volkswirtschaft- 
liche and  Handelsbeilage,  1894,  No.  326. 

2)  Pharmaceutische  Zeitung,   1895,  No.  63,  S.  510. 


auf  der  Augsburger  Versammlung  des  deutschen  Apotheker  Vereins, 
„für  den  einzelnen  Apotheker  vorgeschrieben  ist,  da  vergeht  ihm 
schon  nachher  die  Lust,  mehr  zu  verhandeln,  denn  wenn  er  dann 
2  Apotheken  gehabt  hat,  dann  ist  er  20  Jahre  Besitzer  gewesen  und 
wenn  er  die  dritte  kaufen  will,  ist  er  für  30  Jahre  festgelegt,  und 
viel  länger  arbeitet  das  heutige  Geschlecht  nicht".  Da  hat  der  Redner 
aber  nur  den  Apothekenschacher  im  Auge  und  vergißt  ganz,  daß  viele 
legitime  Ursachen  es  einem  Apotheker  wünschenswert  erscheinen  lassen 
können,  sich  seines  Besitzes  schon  vor  dem  10.  Jahre  wieder  zu  ent- 
äußern. In  derartigen  Fällen  den  Ausnahmeweg  zu  beschreiten  und 
für  sich  eine  Vergünstigung  zu  erbitten,  die  bei  jedem  kaufmännischen 
Geschäfte  sich  von  selbst  versteht,  würde  man  bald  eher  als  eine 
Härte  wie  als  eine  Wohlthat  empfinden  lernen.  Vor  allen  Dingen 
aber  wären  dadurch  der  hohe  Preis  der  Apotheken,  die  ungleiche 
Verteilung,  die  hohe  Arzneitaxe  keineswegs  aus  der  Welt  geschafft! 
Bekanntlich  hat  ja  Preußen  durch  einen  Runderlaß  vom  21.  Juli  1886 
dieses  Verfahren  eingeführt;  und  man  erteilt  dort  die  Erlaubnis  zur 
Veräußerung  nur  den  Apotheken,  die  mindestens  10  Jahre  bestehen  ^). 
Eine  Verbesserung  der  Zustände  ist  zunächst  wenigstens  nicht  dadurch 
erzielt  worden. 

Das  gleiche  Bedenken  gilt  gegen  die  Anordnung,  den  Apothekern 
den  freien  Verkauf  ihrer  Anstalten  nur  unter  Aufsicht  der  Regierung 
fortan  zuzugestehen.  Jeder  Apotheker  soll  das  Recht  haben,  seineu 
Geschäftsnachfolger  zu  präsentieren  und  damit  zugleich  den  Verkaufs- 
preis angeben,  etwa  unter  Hinzufügung  des  in  den  drei  letzten  Jahren 
erzielten  Verdienstes.  Dann  läßt  die  Regierung  durch  einen  dazu  be- 
stellten Revisor  oder  Taxator  den  Verkaufspreis  auf  seine  berechtigte 
Höhe  untersuchen  und  berechnet  einen  bestimmten  Prozentsatz  der 
Kaufsumme  als  zu  zahlende  Prämie,  die  Verkäufer  und  Käufer  zu 
gleichen  Teilen  zu  entrichten  hätten.  Diese  Prämie  würde  dem  Taxator 
zufallen.  Da  man  sein  Einkommen,  wenigstens  in  Preußen,  schon  jetzt 
der  Wahrheit  gemäß  angeben,  event.  seine  Bücher  zur  Einsicht  stellen 
müsse,  und  da  auch  Aktiengesellschaften  gebalten  seien,  ihre  Bilanzen 
öffentlich  bekannt  zu  machen,  so  könnten  die  Apothekenbesitzer  mit 
dem  Vorschlage  nur  einverstanden  sein  2). 

Zweifellos  wäre  eine  derartige  Maßnahme  jedoch  eine  sehr  starke 
Beschränkung  des  Verfügungsrechtes.  Niemals  wird  sich  ein  freiheits- 
liebender Mann  dazu  verstehen  wollen,  sich  von  einer  Behörde  diktieren 
zu  lassen,  wie  teuer  er  seinen  Besitz  verkaufen  darf.  Mit  dem- 
selben Rechte  könnte  es  der  Obrigkeit  einfallen,  in  Zeiten,  wo 
durch  Spekulationen  die  Preise  für  Wohnhäuser  in  die  Höhe  gehen 
oder  wo  bei  beschränkter  Ausdehnungsfähigkeit  des  Terrains  für 
städtische  Bauten  die  Preise  für  Grundstücke  von  gewissen  Lagen 
stark  ansteigen,  zu  verfügen,  daß  nur  zu  einem  von  ihr  zu  ge- 
nehmigenden  Preise  pro  qm  oder  pro   Haus  verkauft  werden  darf? 


1)  Pistor,  a.  a.  O.  S.  38. 

2)  K.  Hübner  in  der  Pharmaceutischen  Zeitung  1895,  Nr.  63,  S.  510. 
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Und  Wie  schwer  würde  die  richtige  Schätzung  des  Wertobjekts  sein? 
Kann  man  wirklich  glauben,  daß  es  dem  Taxator  gelingen  wird,  einen 
Preis  zu  finden,  mit  dem  er  dem  Verkäufer  keinen  zu  hohen  Verdienst 
und  dem  Käufer  keinen  zu  großen  Vorteil  gewährt?  Reklamationen 
ohne  HiUde  müßten  die  notwendige  Konsequenz  sein. 

Durch  die  Ausführungen  verschiedener  Redner  auf  dem  letzten 
Augsburger  Apothekertage  geht  wie  ein  roter  Faden  der  Gedanke 
daß  die  deutsche  Pharraacie  nur  auf  dem  Boden  der  Realkonzessioa 
gedeihen  könne.  Die  Erfahrung  aber  spricht  gegen  diese  Ansicht. 
Denn  augenfällig  gedeihen  an  vielen  Orten  die  personalkonzessionierten 
Apotheken  so  gut  wie  die  realkonzessionierten.  Nicht  die  deutsche 
Pharmacie  würde  bei  einer  etwaigen  definitiven  Beseitigung  der  Real- 
konzession leiden,  sondern  nur  jene  Pharmaceuten,  die  ihrer  Zeit  zu 
teuer  gekauft  haben  und  nun  fürchten  müssen,  daß  sie  bei  einer  Ab- 
lösung nicht  voll  entschädigt  werden  würden. 

5.  Die  Personalkonzession. 

Anders  geartet  wie  die  Real kon Zession  muß  die  Personalkonzession 
als   ein   höchst  persönliches  Recht  sich  zunächst  in  ihren  Wirkungen 
gunstiger  für  die  Gesamtheit  zeigen  und  manche  der  beregten  üebel- 
stande   vermeiden.     Sie  ist  kein   Vermögensrecht,    kann   weder  ver- 
äußert noch  verpfändet  werden,  unterliegt  nicht  der  Zwangsvollstreckung 
Beim  Absterben  des  Inhabers  fällt  sie  wieder  an  den  Staat  zurück 
und  hat  daher  keinen   Einfluß    auf   die  Höhe  der  Apothekenpreise. 
VVahrend  bei  der  Realkonzession  die  Anlage,   die  einer  besonderen 
Genehmigung  bedarf,  im  Vordergrunde  steht   und  der  Apotheker  ge- 
wissermaßen als  ihr  Anhängsel  erscheint,  rücken  die  letzteren  nunmehr 
vor.    Die  Apotheker  reihen  sich  jenen  Erwerbsthätigen  an,  für  die  die 
vorgeschriebene   Ausbildung,    die   persönliche   Befähigung,    nicht    der 
Besitz  eines   bedeutenden  Vermögens   und  die  Erwerbung  einer  kost- 
spieligen Anlage  maßgebend   sind,   wenn   sie  sich  selbständig  machen 
wollen.    Auf  die  Verteilung  der  Apotheken  im  Lande  wird  die  Personal- 
konzession  wohlthätig  einwirken  können.    Die  zahlreichen  approbierten 
Gehilfen,    die   bisher   keine  Gelegenheit    hatten,   sich   selbständig  zu 
machen,  werden  nun  nicht  mehr  auf  so  große  Schwierigkeiten  stoßen, 
da  die  Behörden    mit  der  Bewilligung   von  Konzessionen  leichter  bei 
der  Hand  sein   werden.    Die  Höhe   der  Arzneipreise  wird  vermutlich 
unverändert    bleiben.     Freilich    kann    die    größere    Konkurrenz    den 
Apotheker  dazu  führen ,   daß   im  Handverkauf  niedrigere  Preise  ein- 
gehalten werden.    Indes  ist  der  hier  denkbaren  Ermäßigung  doch  in- 
sofern  eine  Grenze  gezogen,   als   die  einzelnen  Apotheker  von   einem 
bestimmten  Umsatz  sich  nicht  zu  weit  entfernen  dürfen,  um  leben  zu 
können.    Ein  weiterer  Vorzug  ist,   daß  durch  die  Notwendigkeit  der 
Erneuerung  der  Konzession  diese  jedesmal  in  die  Hand  des  voraus- 
sichtlich  würdigsten  Bewerbers  kommt.    Nicht   die  Größe  des  Geld- 
sackes entscheidet,  —  der   vermögende  Apotheker  genießt  keinen  un- 
berechtigten   Vorsprung    mehr    vor    dem    unbemittelten    —    sondern 
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derjenige,  der  der  Behörde  durch  seine  Kenntnisse  und  seinen  Charakter 
die  beste  Garantie  für  zweckmäßigste  Verwaltung  bietet,  trägt  den 
Sieg  davon. 

Im  übrigen  leidet  die  Personalkonzession  unter  demselben  Fehler 
wie  die  Realkonzession.  Auch  sie  will  den  Verkehr  bevormunden  und 
verhüten,  daß  die  Zahl  der  Apotheken  an  einem  Orte  zu  groß  wird. 
Freilich  verdient  sie  vor  der  letzteren  den  Vorzug,  indem  bei  jener 
die  Bedürfnisfrage  ein  für  allemal  geprüft  und  ohne  Berücksichtigung 
zukünftiger  Aenderungen  für  immer  entschieden  wird,  wogegen  die 
Personalkonzession  jedesmal  ein  neues  Verfahren  nötig  macht.  Die 
Denkschrift  des  Reichskanzleramts  von  1877  sieht  darin  eine  über  den 
wahren  Zweck  der  Konzessionierung  hinausgehende  Einmischung  des 
Staats  in  den  freien  Verkehr.  Jedoch  ist  das  nicht  recht  verständ- 
lich. Jede  Konzession  schließt  eine  Regelung  des  Verkehrs  ein.  Was 
man  sonst  dem  Urteil  der  Beteiligten  glaubt  anheim  stellen  zu  dürfen, 
will  die  Behörde,  die  sich  einen  schärferen  Blick  zutraut  als  den 
Interessenten,  entscheiden.  In  der  häufigen  Wiederholung  der  Prüfung 
des  Bedürfnisses  liegt  keine  stärkere  Beschränkung,  sondern  nur  die 
Möglichkeit  einer  Zurechtstellung  von  früher  vorgekommenen  Miß- 
griffen. Wenn  bei  rund  5000  Apotheken  im  Deutschen  Reich  und 
durchschnittlich  20-jährigem  Besitzstand  jährlich  etwa  250  Apotheken 
aus  der  Konzession  fielen  und  die  Sachlage  neu  geprüft  werden  muß, 
so  bedeutet  das  wohl  eine  Masse  von  Schreibereien  und  Weitläufig- 
keiten. Aber  diese  sind  nun  einmal  bei  dem  Konzessionssystem  un- 
vermeidlich. Der  Staat  muß  hier  eine  Arbeit  auf  sich  nehmen,  die 
sonst  der  Verkehr,  d.  h.  das  Interesse  des  betreffenden  Geschäftsmannes 
tjrledigt. 

Ferner  will  in  Betracht  gezogen  sein,  daß  die  konzessionierende 
Behörde  es  sehr  schwer  hat,  wirklich  den  würdigsten  unter  vielen 
Berwerbern  herauszufinden.  In  bezug  auf  seine  Kenntnisse  kann  sie 
sich  an  das  Ergebnis  der  Prüfung  halten,  aber  die  moralischen  Eigen- 
schaften zu  beurteilen,  bieten  sich  ihr  nur  wenig  Anhaltspunkte.  Nur 
wenn  sie  über  Thätigkeit  und  Verhalten  des  Bewerbers  während  seiner 
ganzen  Dienstzeit  eingehende  Auskunft  hätte,  vermöchte  sie  die  mo- 
ralischen Garantien  der  einzelnen  Bewerber  gegen  einander  abzu- 
wägen. Und  selbst  dann  bliebe  immer  noch  zu  fürchten,  daß  mensch- 
liche Versehen  sich  geltend  machten,  Empfehlungen,  Nepotismen  ein- 
wirkten, so  daß  gelegentlich  die  brauchbareren  Elemente  würden  zurück- 
treten müssen  und  keine  Gelegenheit  fänden,  ihre  Geschicklichkeit  im 
Erwerbsleben  zu  bethätigen. 

Vor  allen  Dingen  aber  liegt  die  Gefahr  vor,  daß  auch  unter  der 
Herrschaft  der  Personalkonzession  ein  Spiel  mit  den  Handelswerten 
der  Apotheken  getrieben  werden  wird,  das  um  so  verhängnisvoller  sein 
muß,  als  es  unter  dem  Deckmantel  der  Verborgenheit  sich  abspielen 
kann.  Nur  zu  leicht  bürgert  sich  der  Mißbrauch  ein,  daß  der  Käufer 
von  Inventar  und  Waren  bei  dem  Gesuch  um  die  persönliche  Kon- 
zession der  einzige  Bewerber  bleibt  und  sie  alsdann  auch  erhält.  Es 
iiommt  dann  darauf  heraus,  daß  man  einen  persönlichen  Konzessionär 
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zum  Verzicht  bewegt,  wofür  dieser  sich  natürlich  entschädigen  lassen 
wird  und  sich  bereit  erklärt,  ihm  Inventar.  Waren,  Vorräte!  Haus  zu 
gewissen  vorher  bestimmten  Preisen  abzunehmen.  Hat  man  diese  Mani- 
pulation recht  vorsichtig  betrieben,  so  wird  man  bei  der  Meldung  um 
die  Konzession  der  einzige  sein  und  den  Sieg  davon  tragen  Die  Be- 
hörde ist  gar  nicht  im  stände,  jeden  einzelnen  Fall  genau  zu  verfolgen 
oder  aufzuklären  und  der  Effekt  ist  derselbe,  wie  bei  der  Realkon- 
Zession.  Sowohl  m  Bayern  als  in  Preußen  hat  man  nach  dieser  Richtung 
iiiffahrungen  sammeln  können.  *^ 

In  Bayern,   wo  die  Apothekenordnung   vom  27.  Januar  1842  die 
Personalkonzession  einführte,    wurde  auf  dem    Verwaltungswege,  um 
jeden  Umweg   zu  verhüten,  verfügt,    daß  die   persönliche  Konzession 
nur   durch  unbedingten  Verzicht  oder  Tod  des  Berechtigten  erlösche 
daß   insbesondere  em  Verzicht  zu   Gunsten   eines  Käufers   der  stets 
im    Privateigentum     stehenden    Einrichtung    einer    Apotheke    nebst 
Warenvorräten  unzulässig  sei,  daß  auch  der  Käufer  von  Inventar  und 
Waren   kein  Vorrecht  durch   den  Kauf   erwerbe  bezüglich  der  Fraee 
an  wen   die   durch  Verzicht   oder  Tod  vakant   gewordene  persönliche 
Konzession    nunmehr    von   Seiten    der   Verwaltungsbehörde  verliehen 
werde.    Aber  trotz   alledem  hat  sich  dieses  System  nicht  in  strenger 
Konsequenz  durchführen  lassen,  sondern  man  hat  allerlei  Rücksichten 
zu    nehmen    Veranlassung    gehabt  i).     Und    in    Preußen,    wo     seit 
1811    die    Konzessionen    den    Charakter    persönlicher    Befucnis    an- 
nehnaen   sollten,  wurde  der  Grundsatz,  daß  dieses  persönliche  Recht 
Dicht  vererbt  und   veräußert   werden   durfte,  nur  sehr  unvollkommen 
belolgt,  worauf  schon  oben  hingewiesen  wurde.     Bereits  1827  war  man 
so   weit,  die  Abweichungen  als  regelrecht  erlaubte  hinzustellen      Die 
Kabinetsordre   vom  9.   Dezember  genannten  Jahres  verfügte,  daß  zu 
Gunsten    der   Hinterbliebenen    eines  konzessionierten    Apothekers   die 
persönliche  Konzession  gleich  einer  realen  zu  behandeln  sei !  Fünfzehn 
Jahre    später    bequemte     man    sich    zu   einer   anderen    Ansicht   und 
die  Reform   von   1842  ging  davon  aus,  daß  bei  Erledigung  einer  bloß 
persönlichen  Konzession   zur  Anlage   einer  Apotheke  dem  abgehenden 
Apotheker  oder  dessen  Erben   ein  Vorschlag  des  Nachfolgers  in  die 
Konzession   nicht  zu  gestatten   sei.    Demgemäß  bestimmte  man    daß 
dem  neuen  Konzessionär  zwar  die  üebernahme  der  Offizin-Einrichtung 
seines  Vorgängers  für  einen  taxmäßigen  Preis,  niemals  aber  die  üeber- 
nahnae  des  ftir  die  Apotheke  eingerichteten  Grundstückes  zur  Bedingung 
der  Konzessionserteilung  gestellt  werden  dürfe.     Wie  wenig   die   Re- 
gierung im  Stande  war,   diese  Grundsätze  wirklich  zu  bethätigen  und 
wie   bald    man    sich  zum  Erlaß  vom   21.  Oktober  1846  genötigt  sah 
wurde   schon   gesagt.     Allerdings    wurde  seitdem   in  jede  Konzession 
die  Klausel  emgeiugt,  daß  die  Wiedereinziehung  der  Konzession  beim 
dereinstigen  Abgange  des  Inhabers  vorbehalten  bleibe,  aber  in  der 
Praxis  galt  dies  pro  non  scripto. 

^^Kann^man  nun  annehmen,  daß  bei  der  beabsichtigten  allgemeinen 

1)  K.  Kühles  in  der  Allgemeinen  Zeitung  1894,  No.  326. 


Einführung  der  Personalkonzession  derartige  rein  menschliche  Rück- 
sichten nicht  doch  wieder  sich  einschleichen  werden,  die  dann  mit 
der  Zeit  immer  größere  Ausdehnung  gewinnen  und  bewirken  würden, 
daß  das  System  nur  dem  Namen  nach  existiert?  Schon  jetzt  ist  im 
Entwürfe  vorgesehen,  §  13  d,  daß  in  Todesfällen  den  Erben  auf  Antrag 
zu  gestatten  ist,  den  Betrieb  der  Apotheke  noch  höchstens  ein  Jahr 
lang  nach  dem  Tode  des  Berechtigten,  falls  sich  aber  unter  den  Erben 
eine  Witwe  oder  ein  minderjähriges  Kind  des  Berechtigten  befindet, 
bis  zur  Wiederverheiratung  der  Witwe  oder  bis  zur  Großjährigkeit 
des  hinterlassenen  Kindes  auf  ihre  Rechnung  durch  einen  approbierten 
Apotheker  fortzusetzen.  Dazu  hat  der  bayerische?  Obermedizinalaus- 
schuß bemerkt :  „Die  Uebertragung  der  Apotheke  an  den  qualifizierten 
Sohn  soll  ohne  besondere  Ausschreibung  stattfinden  können.''  Auch 
erscheint  ihm  eine  Einschränkung  dieser  Berechtigung  auf  Jahre  nicht 
angezeigt.  Damit  wurde  wenigstens  teilweise  Vererblichkeit  der 
Personalkonzession  eventuell  durch  mehrere  Generationen  zugestanden, 
gewiß  zum  Schaden  aller  derer,  die  nicht  das  Glück  haben,  als  Apo- 
thekersöhne geboren  zu  werden  und  sich  dennoch  dem  Pharmaceuten- 
beruf  zuwenden.  Andere  Abschwächungen  werden  und  können  nicht 
ausbleiben.  Wie  wird  die  Regierung  z.  B.  vorgehen  wollen  bei  Ban- 
kerotten der  Personalkonzessionäre.  Das  Beispiel,  das  man  jüngst 
in  Caymen  wahrgenommen  hat,  wo  das  Apothekengrundstück  zur  Ver- 
steigerung kam  und  die  Königsberger  Regierung  das  Versprechen 
gegeben  hat,  dem  Käufer  die  Konzession  zu  erteilen  ^),  dürfte  typisch 
für  die  Behandlung  solcher  Fälle  in  Zukunft  werden.  Die  Regierung 
handelte  gewiß  in  dem  vorliegenden  Falle  human,  aber  die  Brauch- 
barkeit des  neuen  Prinzips  ist  in  der  That  dabei  sehr  in  Frage  ge- 
zogen. Ein  anderer  Ausweg  ist  weitere  Verbreitung  des  Kompagnie- 
oder Teilnehmergeschäftes.  Der  konzessionierte  Apotheker  läßt  bei 
herannahender  Arbeitsunfähigkeit  seinen  Provisor  nicht  gegen  „Taschen- 
geld", sondern  gegen  erhebliche  Tantieme,  wofür  er  natürlich  wieder 
entschädigt  werden  muß,  als  Mitinhaber  zu.  Wird  die  Konzession 
dann  durch  Tod  wirklich  vakant,  nun  so  weiß  man  es  zu  drehen,  daß 
der  bisherige  Kompagnon  und  kein  anderer  dieselbe  erhält. 

Die  Zufriedenheit  der  Apotheker  selbst  wird  man  durch  Verall- 
gemeinerung der  Personalkonzession  ebenfalls  nicht  gewinnen.  In 
dieiier  Beziehung  ist,  ganz  abgesehen  von  der  allgemein  feindlichen 
Haltung  des  größten  Teils  der  Apotheker  gegen  die  Personalkonzession, 
besonders  charakteristisch  die  Resolution  der  zum  erweiterten  Ober- 
medizinalausschuß einberufenen  Vertreter  der  Apothekergremien  in 
Bayern  ^).  Die  vom  Reichsamte  des  Innern  vorgelegten  Grundzüge 
für  die  reichsgesetzliche  Regelung  des  Apothekenwesens  stimmen  näm- 
lich in  der  Hauptsache  mit  der  in  Bayern  seit  1842  bestehenden,  durch 
die  bayerische  Gewerbeordnung  von  1868  nur  wenig  modifizierten  Gesetz- 
gebung überein.     Trotzdem  oder  vielmehr  wegen  dieser  üebereiustim- 
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2)  Abgedruckt:    Pharmaceutische  Zeitung   1895,   No.  35. 
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mung  protestieren   die   bayerischen   Apotheker  gegen   die  vom   Reich 
vorgeschlagene  Regelung.     Sie  behaupten,    daß   ein  Reichsgesetz,   wie 
das  proponierte,  jede  gesunde  Entwickelung  der  Pharmacie   lähmen, 
die  wirtschaftliche  und  berufliche  Vernichtung  des  deutschen  Apotheker- 
standes herbeiführen  und  mit  der  Proletarisieruag  der  konzessionierten 
Apotheker  und  deren  Familien  enden  würde.    „Das  alles  ohne  Nutzen 
für  die   öffentliche   Wohlfahrt   und  für  den   pharmaceutischen   Nach- 
wuchs."   Immerhin  können  sie  nicht  anders  als  zugeben,  „daß  in  der 
einen  oder  anderen  Richtung  Mißstände  etwa  vorhanden  sind".    Diese 
zu   beseitigen,  schlagen  sie  vor,    von  einem  bestimmten   Zeitpunkte 
ab  die  neu  zu  errichtenden  Apotheken  der  unveräußerlichen  Personal- 
konzession  zu  unterwerfen,  keinenfalls  aber  diese  auf  bereits  bestehende 
Apotheken  auszudehnen.     Mit  anderen  Worten  heißt  das  „Apr^s  nous 
le  deluge".     Wirklich   ernsthafte  Einwände   vermögen   die  bayerischen 
Herren  Apotheker  gegen  das  Personalsystem  nicht  vorzubringen ;   sie 
lassen  es  daher  in  Zukunft  zu,  nur  sich  selbst  wünschen  sie  von  den 
verhängnisvollen    Wirkungen    befreit.     Daraus   ergiebt    sich    zugleich 
üie  eigentümliche   praktische  Handhabung  der  Personalkonzession   in 
Bayern.     „Soll,"   sagen    sie,   „die   strenge   Personalkonzession,    deren 
theoretische  Etablierung  schon  genügt  hat,  in  Bayern  Unheil 
zu  zeitigen,   im  Reich  durchgeführt  werden"  u.  s.  w.    Damit  ist  zu- 
gestanden, daß  die  bayerischen  Behörden   bei  der  Durchführung  des 
Grundsatzes   der  Personal konzession   bisher   nicht    immer   konsequent 
vorgegangen   sind,  eben   der  Punkt,   vor   dem  wir   uns   auch  bei  der 
reichsgesetzlichen  Annahme  des  Grundsatzes  fürchten. 

Daß  hier  keine  leere  Vermutung  ausgesprochen  wird,  beweisen 
üie  Verhandlungen  auf  der  1894  er  Wanderversammlung  bayerischer 
Apotheker  i).  Dort  wurde  auseinandergesetzt,  daß  die  bayerischen  Apo- 
thekergremien seit  1870  stets  dahin  gestrebt  haben,  anerkannt  zu 
sehen,  daß  die  Uebertragung  einer  konzessionierten  Apotheke  durch 
Verkauf  nur  dann  beanstandet  werden  sollte,  wenn  gegen  den  Käufer 
besondere  Bedeuken  vorliegen.  Es  wurde  auch  hervorgehoben,  wie 
seitens  des  Königlichen  Staatsministeriums  zugesichert  sei,  daß  von 
Fall  zu  Fall  die  besonderen  Verhältnisse  gewürdigt  werden  sollten 
Man  erkannte,  daß  das  Gesetz  milde  und  rücksichtsvoll  gehaadhabt 
werde.  Wenn  die  Apotheker  in  Bayern  trotzdem  nicht  zufrieden  sind, 
so  hangt  das  damit  zusammen,  daß  sie  eben  keinen  Rechtsanspruch 
auf  die  Verkäuflichkeit  ihrer  Apotheken  haben,  und  daß  die  R«gieruncr 
ihnen  auch  wohl  einen  Strich  durch  die  Rechnung  macht.  Noch  im 
Laufe  des  Jahres  1894  erregte  unter  den  Apothekern  ein  Fall  aus 
der  Pfalz  böses  Blut,  wo  die  Regieruüg  nicht  dem  Käufer  einer  per- 
sönlich konzessionierten  Apotheke,  sondern  einem  anderen  Bewerber 
die  Konzession  verliehen  hatte. 

Die  Folgen,  die  die  bayerischen  Apotheker  der  Verallgemeinerung' 
der  Personalkonzession  nachsagen,  können  übrigens  zum  Teil  wirklich 
eintreten.    Es  klingt  paradox,  wenn  sie  sagen:   „Die  Gelegenheit  zum 

1)   Pharmaceutische  Zeitung  1895,  No.  12. 


Erwerb  der  Selbständigkeit  ist  dem  pharmaceutischen  Nachwuchs  durch 
das  System  der  unveräußerlichen  Personalkonzession  überaus  erschwert", 
und  doch  liegt  etwas  Wahres  darin.  Auch  von  anderer  Seite »)  ist 
schon  darauf  hingewiesen  worden,  daß  man  sich  täuscht,  wenn  man 
von  der  Personal  konzession  eine  früher  eintretende  Selbständigkeit  er- 
wartet. Es  wird  eben  von  nun  an  Jeder  eine  ihm  konzessionierte 
Apotheke,  so  lange  es  ihm  nur  möglich  ist,  behalten,  und  da  nach  den 
Grundsätzen  der  Konzession  nur  eine  beschränkte  Zahl  von  Anstalten 
bestehen  darf,  ist  keine  Aussicht  vorhanden,  den  Nachwuchs  schneller 
als  bisher  untergebracht  zu  sehen.  Nur  einmalig  wird,  durch  Errichtung 
einer   größeren   Anzahl    von   Apotheken    als  ,  bisher,   ein   Pairsschub 

erfolgen. 

Ferner  behaupten  sie  den  Niedergang  des  Gewerbes  selbst,  das 
Aufhören  Wissenschaftlicherund  produktiver  Thätigkeit  im  Laboratorium, 
an  dessen  Stelle  der  Bezug  der  wichtigsten  Arzneipräparate  getreten 
ist,  die  Förderung  des  Merkantilismus  und  einen  alles  Maß  über- 
schreitenden Handel  mit  Spezialitäten  und  Geheimmitteln,  und  sie 
nehmen  an,  daß  diese  Erscheinungen  in  Bayern  bereits  als  Früchte 
des  seit  1868  funktionierenden  Kouzessionssystems  sich  zeigten.  In 
der  That  haben  die  Apotheken  schon  heute  die  Tendenz,  die  bezeichnete 
Physiognomie  zu  gewinnen;  jedoch  unabhängig  von  der  Personal- 
konzession. Es  offenbart  sich  hierin,  worauf  wir  bereits  aufmerksam 
gemacht  haben,  der  Zug  der  Zeit,  den  man  nicht  aufhalten  kann. 
Die  chemische  Arbeit  in  den  Laboratorien  der  Apotheken  wird  eben 
in  neuerer  Zeit  vielfach  besser  und  zweckmäßiger  von  der  Groß- 
industrie übernommen.  Jene  Hinneigung  zum  Merkantilismus  hat  das 
heutige  Apotheker wesen  nicht  aus  der  Personalkonzession,  sondern 
wenn  überhaupt  das  Konzessionswesen  die  Ursache  sein  soll,  aus  der 
Realkonzession  entnommen.  Denn  diese  mit  ihren  hohen  Handels- 
werten nötigt  eben  die  jeweiligen  Inhaber  geschäftlich  soviel  sie  können 
die  teuer  gekaufte  Anstalt  auszunutzen. 

Die  anderen  Gründe,  welche  nicht  nur  von  bayerischen  Apothekern, 
sondern  auch  von  anderer  Seite  gegen  die  Personalkonzession  ins 
Feld  geführt  werden,  sind  belanglos.  So,  wenn  die  Befürchtung  laut 
wird,  daß  die  sogen.  Apothekerfamilien  in  Wegfall  kommen  würden, 
daß  der  Sohn  seine  Apotheke  nicht  mehr  vom  Vater  erhalten  wird, 
wie  dieser  sie  vom  Großvater  ^).  Einmal  ist  es  doch  sehr  fraglich, 
ob  für  die  Ausübung  des  Apothekerberufes  eine  derart  angestammte 
Ueberlieferung  und  Vorliebe  oder  ererbte  Geschicklichkeit  nötig  ist 
Weiter  aber  sehen  die  „Grundzüge"  (§  13)  schon  jetzt  vor,  daß  gewisse 
Rücksichten  auf  die  Erben  genommen  werden.  Ebenso  belanglos  ist 
der  Einwand,  daß  der  Zuzug  junger  Kräfte  aus  bemittelten  und  in- 
intelligenten Kreisen  aufhören  wird,  da  der  Staud  keine  wünschens- 
werte Garantie  mehr  bietet,  durch  Thätigkeit  und  Tüchtigkeit  sich 
«ine  Zukunft  zu  sichern.    Eltern,   die  es  mit  der  Fürsorge  für  ihre 


1)  K.  Hühner  in  der  Pharmaceutischen  Zeitung    1895    No.  62. 

2)  Pharmaceatische  Zeitung  1895,  No.  62. 
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Sohne  ernst  nehmen,  würden  es  unterlassen  müssen,  dieselben  einem 
btand  zuzuführen,  über  den  ein  absonderliches  und  unerhörtes  Besitz- 

nllt''^K  "^^  w*  ^t  ''''^^^°  Auslassungen  zeigt  sich  eine  starke 
üebertreibung.  Was  hier  vom  Apothekerstande  angenommen  wird, 
konnte  mit  demselben  Recht  vom  Kaufmanns-  und  Gelehrtenstande 
behauptet  werden.  Das  Besitzrecht  der  Apotheker  ist  keineswegs  ein 
unerhörtes,  sondern  es  soll  dasselbe  werden  wie  das  des  Arztes  oder 
des  Universitatsprofessors  oder  Gymnasiallehrers  oder  Kaufmanns. 

üa^  gleiche  gilt  wenn  von  den  Konkurrenzausschreibungen  zur 
Wiederverleihung  erledigter  Konzessionen  vorausgesagt  wird  der 
Niedergang  der  Moral  unter  den  Jüngeren,  das  Eindringen  und  An- 
wachsen sozialdemokratischer  Gesinnungen  unter  ihnen,  die  skrupellose 
Begehrlichkeit  nach  den  Früchten  müheseliger  Arbeit  alter  vom  Fach 
abtretender  Kollegen".  Dergleichen  Befürchtungen  sind  nichts  als 
Phrasen,  die  nur  den  nachdenklich  machen  können,  der  das  Leben 
nicht  kennt.  Hundertmal  zeigt  sich  im  Erwerbsleben  die  Thatsache 
daß  um  einen  vakanten  Posten  man  sich  melden  muß.  Bei  der  üeber- 
füllung  der  liberalen  ßerufsarten  sind  heute  viele  Lehrer  darauf  an- 
gewiesen, zu  warten,  bis  sie  eine  Stellung  finden.  Einige  werden  da- 
durch natürlich  erbittert,  andere  ihr  schweres  Los  mit  Würde  zu 
tragen  suchen.  Daß  dadurch  gleich  eine  Demoralisation  eintreten  wird 
ist  bei  den  Apothekergehilfen  so  wenig  a  priori  zu  vermuten,  wie  bei 
den  Aspiranten  auf  Lehramtsstellen.  Und  sollte  sich  eine  derartige 
bedenkliche  Wendung  m  größerem  Maße  zeigen,  dann  würde  wieder 
mit  mehr  Recht  die  Realkonzession  als  die  Personalkonzession  ange- 
klagt werden  können.  ^ 

Die  Personalkonzession,  sowie  sie  vorstehend  geschildert  ist  wird 
nun  m  dem  vorliegenden  Entwurf  des  Reichskanzleramts  empfohlen 
Ais  Crrundlage  für  die  Neuregelung  des  Apotheken wesens  ist  mit  Be- 
zugnahme auf  den  Bundesratsbeschluß  vom  22.  Februar  1876  das 
System  der  unveräußerlichen  und  unvererblichen  Personalkonzession 
m  Aussicht  genommen.  Dies  nötigt  uns,  da  es  ja  nicht  unwahrschein- 
lieh  ist,  daß  die  verbündeten  Regierungen  sich  auf  dasselbe  einigen, 
f"i  r  u  ^^^  Einzelheiten  des  Entwurfes  einzugehen,  obwohl  dieselben 
lediglich  die  Hauptgrundsätze,  nach  denen  die  Reform  erfolgen  soll 
enthaltelJ^^        ^^^  Vorlage  an  den  Reichstag  bestimmten  Formulierungen 

Mit  dem  Vorbereitungsstadium  des  Entwurfs  hängt  wohl  eine  ge- 
wisse üngenauigkeit  der  Ausdrucksweise  zusammen.  So  ist  sowohl  in 
dem  Schreiben  des  Reichskanzleramts  P.  4  als  auch  im  Entwurf  an 
den  verschiedensten  Stellen  von  der  Erlaubnis  die  Rede,  die  ienen 
erteilt  werden  soll,  die  eine  Apotheke  betreiben  wollen.  Darum 
handelt  es  sich  indessen  gar  nicht.  Nicht  die  Art  und  Weise,  wie 
die  Apotheker  die  Approbation  erlangen  können,  soll  neu  geregelt 
werden,  sondern  wie  Apotheken  neu  zu  errichten  sind  Es  ist 
aus  dem  Zusammenhang  klar,  was  gemeint  ist,  und  daß  es  in  allen 
den  Paragraphen  des  Entwurfs,  wo  davon  die  Rede  ist,  statt  be- 
treiben- „errichten*'  heißen  muß.    Aber  eine  derartige  Unklar- 


heit hätte  bei  schärferer  Ueberlegung  vermieden  werden  können, 
zumal  sie  zu  Schlußfolgerungen,  die  notwendigerweise  nur  Heiterkeit 
erwecken  können,  führen.  Im  §  3  heißt  es  z.  B.:  „Wenn  die  Erlaub- 
nis zum  Betriebe  einer  Apotheke  erteilt  werden  soll,  so  läßt  die  Be- 
hörde eine  öffentliche  Aufforderung  zur  Bewerbung  ergehen"  u.  s.  w. 
Unwillkürlich  denkt  man  hier  an  die  Erlaubnis  zum  Betriebe  einer 
bestehenden  Apotheke,  für  deren  Erlangung  keinenfalls  ein  öffentliches 
Ausschreiben  nötig  sein  dürfte.  Gemeint  ist  natürlich  die  Erlaubnis 
zur  Begründung  einer  Apotheke.  Wenn  es  dann  weiter  im  §  7  heißt: 
„Bei  Erteilung  der  Erlaubnis  ist  der  örtliche  Bezirk,  in  dem  die 
Apotheke  betrieben  werden  soll'*  zu  bezeichnen,  so  kann  das  in  Ver- 
bindung mit  §  1,  nach  dem  der  Apotheker  einer  Erlaubnis  zum 
Betriebe  seines  Gewerbes  bedarf,  nur  bedeuten,  daß  einem  Ge- 
schäftsanfänger aufgegeben  werden  kann,  seine  Apotheke  zu  verlegen. 
Das  ist  aber  nicht  gemeint,  sondern  vielmehr  an  die  Neuanlage  ge- 
dacht. §  7  muß  folgerichtig  heißen :  .  .  .  der  örtliche  Bezirk ,  in 
welchem  die  Apotheke  errichtet  werden  soll  u.  s.  w. 

Im  §  4c  ist  vorgesehen,  daß  Jemand,  der  bereits  einmal  eine 
Apotheke  besessen,  aber  sich  ihrer  aus  irgend  einem  Grunde  ent- 
äußert hat,  mit  Ausnahme  des  unentgeltlichen  Verzichtes,  nie  wieder 
auf  eine  Konzession  rechnen  darf.  Damit  will  man  dem  Apotheken- 
schacher unmöglich  machen  und  ein  für  allemale  vermeiden,  daß  der 
Gewinn ,  den  Jemand  beim  Verkaufe  seiner  Konzession  gemacht 
hat,  ihn  dazu  bewegt,  diesen  Handel  mit  Apotheken  weiter  zu  be> 
treiben.  Aber  man  übersieht  dabei,  daß  es  doch  auch  legitime  Ur- 
sachen giebt,  aus  denen  Jemand  sein  Geschäft  aufzugeben  ge- 
nötigt ist.  Krankheit,  Familienverhältnisse,  schlechte  Vermögenslage 
können  Jemanden  dazu  veranlassen,  sich  seiner  Konzession  zu  ent- 
äußern. Dadurch  würde  er  nach  §  4c  auch  seiner  Approbation  ver- 
lustig gehen  und  könnte  nie  wieder,  wenn  die  Ursachen,  die  ihn  einst 
drückten,  beseitigt  sind,  zu  seinem  alten  Berufe  zurückzukehren. 
Außerdem  ist  nicht  recht  verständlich,  wie  unter  der  Herrschaft  des 
strengen  Personalsystems  überhaupt  noch  veräußerliche  Apotheken- 
konzessionen, abgesehen  von  den  dinglichen  Apothekenberechtigungen, 
vorkommen  können.  Es  würde  mithin  sich  empfehlen,  §  4  c  so  zu 
fassen :  „  .  .  .  oder  ihm  früher  verliehene  Konzession  nicht  im  Ein- 
verständnis mit  der  Behörde  aufgegeben  hat". 

Ein  gefährlicher  Grundsatz  wird  im  §  6  proklamiert  —  nämlich 
das  Anciennetätsprinzip.  Unter  mehreren  Bewerbern  soll  derjenige 
die  Konzession  erhalten,  der  die  Approbation  früher  als  die  übrigen 
Mitbewerber  erhalten  hat.  Aber  das  kann  leicht  zu  Unzuträglichkeiten 
führen.  Man  denke,  daß  in  Nürnberg  eine  Konzession  ausgeschrieben 
wird  und  sich  zehn  Bewerber  melden,  von  denen  der  älteste  mit  der 
Note  II  im  Staatsexamen,  seit  20  Jahren  Provisor  in  Landesapotheken 
war,  und  drei  oder  vier  andere  mit  der  besten  Note  approbierte, 
jüngere  Männer,  die  möglicherweise  wissenschaftliche  Leistungen  auf- 
zuweisen haben  und  in  den  letzten  5  Jahren  nur  in  großen  Apotheken 
konditionierten.    Sollte  es  da  wohl  angemessen  sein,  der  Behörde  von 
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vornherein  die  Hände  zu  binden  durch  ein  Prinzip?   Sehr  richtig  be- 
"To/  «If  .bayerische  Obermedizinalausschuß,  daß  es  richtiger  heißen 
*i  ^'  °?i  mehreren  Bewerbungen  entscheiden  in  der  Regel  Anciennetät 
UDO  Cjualinkation. 

Die  Verpflichtung  im  §  9  für  denjenigen  Apotheker,  der  eine 
heimgefallene  Konzession  antritt,  event.  auch  das  Inventar  an  Vor- 
nchtungen  Gerstschaften  u.  s.  w.  gegen  Entschädigung  zu  übernehmen, 
führt  zu  starker  Bevormundung.  Sie  involviert  zwar  zunächst  eine 
Vergünstigung  für  den  Abtretenden  oder  seine  Erben,  aber  sie  kann 
auch  ms  Gegenteil  umschlagen.  Zugleich  wird  eine  arge  Beschränkung 
der  Freiheit  verkündet,  indem  man  die  Behörde  für  urteilsfähiger  als 
den  sich  bewerbenden  Apotheker  hält,  ob  er  die  möglicherweise  ver- 
altete oder  unzweckmäßige  Einrichtung  brauchen  kann  oder  nicht. 

Seltsam  nimmt  sich  die  Verpflichtung  zur  Kündigung  im  8  1 1 
aus.  Diejenigen  die  ihren  Betrieb  einstellen  wollen,  müssen  die  zu- 
standige Behörde  drei  Monate  vorher  in  Kenntnis  setzen.  Ihre 
Bedeutung  hat  diese  Maßregel  darin,  daß  man  dadurch  hoflt. 
rechtzeitig  die  Auschreibnng    zu  ermöglichen.     Allein  dieser  Zweck 

Tori!'  ri™T*''-.*"^"?v  r"**"  ''**°°«"'  *'»'■«'»  Todesfälle  vereitelt 
werden.  Gleichzeitig  schließt  sie  wieder  eine  Beschränkung  der  Ver- 
tugungstreiheit  ein,  die  man  sonst  in  konzessionierten  Gewerben  nicht 
antnitt. 

Pn*  ^u   ^  ]^  ul""^  T^,^^  ^^"^  angeführt,   in   deaen  die  Erlaubnis  zum 

Betriebe  erlischt.     Hier  vermißt  man  einerseits  eine  Bestimmung  über 

die  Bankerotteure.     Beim  Bankerott  wird  nicht  immer  durch  eericht- 

iche  Anordnung  die  Verfügurg  über  das  Vermögen  beschränkt.    Der 

IL?^""^^"   n  ^?^^"f  e  ^f»?  sein  Vermögen  oder  einen  Teil  desselben 
auch   ohne  Gerichtsbeschluß   durch  Akkord   mit   den  Gläubigern   ver- 
lieren.    Andererseits    scheint   die   den    Hinterbliebenen   zugestandene 
Vergünstigung,  wie  oben  schon  ausgeführt  wurde,   zu  weit  gegangen 
fi  i^?^i  ^^^  „unbefugten"  Einstellen   des  Betriebes,  durch  das  nacl. 
§  14  d  dem  Apotheker  die  Erlaubnis  zum  Betriebe  entzogen  werden  kann 
weiß  man  nicht  recht,  was   man  sich  darunter  denken   soll.    Schließ- 
lich muß  doch  jeder  Konzessionär  befugt  sein,  mit  der  Fortführung  des 
Geschäfts  aufzuhören.    Denkt  man  vielleicht  an  diejenigen,  die  ohne 
Einhaltung  der  Kündigungsfrist  den  Betrieb  einstellen?  Die  Bedrohung 
des  Apothekers  aber,  der  Heilkunde  ausübt,  mit  der  Entziehung  der 
Konzession    scheint  im  Widerspruche  zu  stehen  damit,  daß  nach  der 
Gewerbeordnung  die  Ausübung  der  Heilkunde  ein  freies  Gewerbe  ist 
JVoch  kürzlich  hat  eine  Entscheidung  des  Reichsgerichts  diese  Freiheit 
ausdrucklich  anerkannt  i). 

A  ^^.^e^^^^jch  scheint  die  im  §  19  vorgesehene  Revision  der  Apotheken 
durch  Medizinalbeamte  unter  Mitwirkung  pharmaceutischer  Sachver- 
ständigen Man  hat  neuerdings  eingesehen,  daß  besondere  Inspektoren 
zweckmäßiger  funküonieren,  in  Baden,  in  Sachsen  sie  z.  B.  eingeführt. 

1)  1894,  Mai  31.     Vergl.  Pharmaceutische  Zeitung  1894,  Nr.  97. 


Da  würde  es  sich  doch  empfehlen  zu  untersuchen,  ob  das  letztere 
System  nicht  den  Vorzug  verdient. 

6.    Die  Yerstaatlichnng  nnd  EommnnaUsierniig  der  Apotheken. 

Um  den  Bedenken  auszuweichen,  die  mit  der  Handhabung  des 
Konzessionssystems  verbunden  sind,  hat  man  allen  Ernstes  vorgeschlagen, 
die  Apotheken  zu  verstaatlichen.  Schon  im  Jahre  1848  tauchte  diese 
Idee  auf  ^)  und  neuerdings  ist  sie  namentlich  von  D.  jur.  K.  Kühles 
in  München  ^)  empfohlen  worden.  Der  deutsche  Reichstag  hatte  dann 
im  März  1892  Veranlassung  sich  mit  dem  Thema  auf  Grund  eines 
von  sozialdemokratischer  Seite  gestellten  Antrags  zu  befassen  ^).  Auch 
hat  die  Niederländische  Medizinische  Gesellschaft  in  Amsterdam  sich 
mit  der  Frage  beschäftigt  und  eine  Kommission  ernannt,  die  unter- 
suchen sollte,  ob  die  Einführung  von  Staatsapotheken  möglich  und 
wünschenswert  sei.  Diese  hat  auch  einen  ganz  ausführlichen  Bericht 
erstattet  *). 

Die  Anhänger  dieses  Gedankens  nehmen  ein  staatliches  Interesse 
an,  daß  der  Bevölkerung  die  Arzneimittel  in  guter  Qualität  zur  Ver- 
fügung ständen.  Das  könne  man  nur  erreichen,  wenn  man  die 
Apotheke  der  Privatspekulation  entzöge  und  sie  als  Staatssanitäts- 
anstalt proklamiere.  Natürlich  dürfte  bei  der  Verwirklichung  dieses 
Vorschlags  nicht  an  das  fiskalische  Prinzip  gedacht  werden.  Der 
Staat  dürfte  nicht  auf  dem  Wege,  den  seither  die  Apotheker  ein- 
schlugen, fortfahren  und  die  Arzneien  um  teueres  Geld  verkaufen.  Er 
dürfte  nicht  im  Sinne  haben  wollen,  sich  eine  neue  recht  ergiebige 
Einnahmequelle  zu  erschließen,  sondern  müßte  nach  dem  Gebühren- 
prinzip zum  Selbstkostenpreis  die  Medikamente  abgeben. 

Die  Folgen  eines  Ankaufs  aller  Apotheken  durch  den  Staat  würde 
für  die  heutigen  Apotheker  die  Folge  haben,  daß  sie  Staatsdiener 
würden.  Das  könnte  vielleicht  als  Stärkung  des  Staatsgedankens  an- 
gesehen werden,  so  wie  Fürst  Bismarck  im  Jahre  1873,  als  das  Reichs- 
eisenbahnprojekt erörtert  wurde,  für  die  Verstaatlichung  der  Eisen- 
bahnen aus  diesem  Grunde  eintrat.  Doch  wäre  dies  wohl  ein  mehr 
nebensächlicher  Gesichtspunkt,  dem  man  mit  Recht  alle  die  Bedenken 
entgegen  halten  könnte,  die  man  gegen  eine  Ausdehnung  der  Staats- 
thätigkeiten  überhaupt  anzuführen  pflegt:  Mißbrauch  des  Einflusses, 
den  die  Staatsgewalt  gewinnt.  Ungeschicktheit  der  Beamtenwirtschaft, 
Schabionisierung  u.  dgi.  m. 

Die  Apotheker  als  Staatsdiener  würden  einen  festen  Gehalt  be- 
ziehen und  berechtigt  sein,  bei  eintretender  Arbeitsunfähigkeit  sowie 
bei  herannahendem    höheren  Alter  eine  Pension  zu   beziehen.     Viele, 


1)  Eilenberg,  Verstaatlichung  der  Apotheken. 

2)  MüQcheuer    Allgemeine    Zeitung    1894,    Nr.  326,    333;    Volkswirtschaftliche    und 
Handelsbeilage. 

3)  Stenographische    Berichte    über    die    Verhandlungen    des    Reichstages    1890 — 92,, 
Band  7,  S.  4499  flf.,  Band  13,  Druckschriften,  Nr.  215. 

4)  Pharmaceutische  Zeitung  1895,  Nr.  48. 


656 


Wilhelm  Stieda 


i  li 


Wß^' 


namentlich  diejenigen,  die  bisher  in  den  größeren  und  mittleren  Städten 
thatig  gewesen  sind ,  würden  alsdann  verlieren;  ebenso  viele,  nament- 
lich die  Landapotheker,  aber  würden  gewinnen.     Wenn  man  auch  die 
Oehalter   m   gewohnter  Weise   nach    lokalen   Verhältnissen    abstufen, 
Alterszulagen  einführen  würde,  so   würde  doch  eine  größere  Gleich- 
mäßigkeit  der  Einkommen   die  Folge  sein.     Es  würde  eine  bessere 
Verteilung  des  Einkommens  angebahnt,  und  obwohl  der  Staat  im  all- 
gemeinen seine  Beamten  nicht  reichlich  zu  bezahlen  pflegt,  so  würde 
die    Gesamtheit     des    Apothekerstandes,     entsprechend    den    Anfor- 
forderungen,  die  an  seine  Bildung  gestellt  werden  müssen,  nicht  geradezu 
schlecht  fahren.    Die  Arbeitsbedingungen  könnten  einheitlich  geregelt 
werden.    Es    würden    kaum    weniger  Personen   als   bisher  angestellt 
werden,  eher  noch  mehr,  denn  die  Arbeitszeit  würde  aufhören  so  lange 
bemessen  zu  sein  wie  heute  in  manchen  Fällen,  der  Nachtdienst  besser 
organisiert  werden  u.  dgl.  m.     Die  Steigerung  der  Ansprüche  an  eine 
vollständigere  Ausbildung  der  Pharmaceuten ,  der  man  auf  die  Dauer 
ohnehin  nicht  wird  ausweichen  können,  wäre  dann  von  selbst  gegeben 
Wenn    von    dem    Postbeamten    die   Ablegung    der   Maturitätsprüfung 
verlangt  wird,   so  müßte  der  Apotheker  sich   ihr  erst   recht   unter- 
ziehen    Aber  viel  weiter  noch   müßte  zweifellos  die  Fachbildung  des 
Apothekers  erstrebt   werden.     Der  Apotheker  kann    an  Hygiene     an 
Nahrungsmitteluntersuchung,   an   Bakteriologie    nicht    mehr    so  'teil- 
nahmslos wie   bisher  vorübergehen,   müßte   dahin   streben   an  Kennt- 
nissen und  Leistungsfähigkeit  der  Stellung  des  Arztes  gleich  zu  kom- 
men.    Dazu    wäre   bei    einer   Verstaatlichung   die   beste   Gelegenheit 
ji^egeuen. 

Für  die  Bevölkerung  würde  die  Verstaatlichung  den  unverkenn- 
baren Vorzug  einer  befriedigenden  Verteilung  der  Apotheken  über  das 
ganze  Land  bieten.  Auch  an  Orten,  wo,  wie  uns  das  von  Hannover 
neuerdings  mitgeteilt  ist»),  gegenwärtig  die  Apotheken  im  Durchschnitt 
weniger  als  zehn  Rezepte  am  Tage  haben  oder  wo  in  der  Erntezeit 
auf  dem  Lande  tagelang  kein  Rezept  vorkommt,  werden  diese  fortan 
gut  bestehen,  m  vielen  Gegenden  überhaupt  errichtet  werden  können 
Die  Verwaltung  kann  eben  mit  den  aus  den  größeren  Apotheken  sich 
ergebenden  Einnahmen  den  kleineren  aufhelfen,  die  Mittel  des  reicheren 
und  wohlhabenderen  Teils  der  Bevölkerung  zu  gunsten  der  Aermeren 
und  weniger  gut  Situierten  benutzen ,  ein  sicherlich  anmutender  Ge- 
danke. Die  Preise  der  Arzneien  würden  ferner  heruntergesetzt  werden 
können  und  wahrscheinlich  würde  auch  eine  größere  Garantie  für  ihre 
Beschaffenheit  und  Güte  gegeben  sein.  Der  Staat  würde  eben  im 
ijroßen  einkaufen,  mit  seinen  Vorräten  besser  disponieren,  sich  beim 
Einkaufe  der  Specialitäten  in  den  Fabriken  vorsehen. 

Im  Zusammenhang  damit  würde  dem  Unwesen  der  Geheimmittel 
ein  Ende  bereitet  werden.    Diese  haben  sich  so  breit  zu  machen  ver- 
mocht, weil  die  Apotheker,   durch   die  Aussicht  auf  Gewinn  gelockt 
es  nicht  unterlassen  können,  die  Leichtgläubigkeit  des  Publikums  aus- 

1)  Andröe,  a.  a.  O.  1895,  8.  501. 
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zubeuten.  Als  wohlbestallte  Staatsdiener  werden  sie  sich  nicht  mehr 
dazu  hergeben  wollen,  die  aber  von  Droguisten  in  die  Welt  gesetzten 
Geheimmittel  werden  nicht  so  großes  Vertrauen  genießen. 

Soweit  wäre  alles  in  Ordnung.  Doch  es  ist  dafür  gesorgt,  daß 
in  diesem  hellstrahlenden  Zukunftsbild  der  Staatsapotheker  die  Schatten- 
seiten nicht  fehlen. 

Benachteiligt  würden  gewiß  alle  Aerzte,  die  auf  dem  Lande  oder 
im  Gebirge  Handapotheken  führen.  Es  entzieht  sich  meiner  Kennt- 
nis, wie  oft  das  vorkommt.  Es  soll  schon  öfter  vorgekommen  sein, 
daß  Aerzte  in  solcher  Lage  gegen  Errichtung  von  Apotheken  Ein- 
spruch erhoben  haben,  weil  sie  zu  viel  verlören.  Die  Möglichkeit  der- 
artiger Einbußen  wird  niemand  leugnen  können. 

Es  fragt  sich  ferner,  ob  der  Staat  Geschick  genug  besäße,  für  den 
Betrieb  derartiger  rein  gewerblicher  Unternehmungen.  Wird  er  kauf- 
männische Geschäfte,  wie  den  Einkauf  der  Droguen  en  gros  ohne 
Schaden  bewerkstelligen  können?  Wird  man  nicht  bei  der  Aufbewah- 
rung und  dem  Verbrauch  der  Chemikalien  und  Präparate,  wo  jetzt 
das  wirtschaftliche  Eigeninteresse  jeden  Apotheker  den  rechten  Weg 
lehrt,  Sparsamkeit  und  Einsicht  vermissen  ?  Hier  drängen  sich  Fragen 
auf,  die  niemand  leicht  beantworten  kann. 

Vor  allen  Dingen  aber  muß  die  prinzipielle  Voraussetzung,  auf 
der  die  Forderung  von  Staatsapotheken  beruht,  in  Zweifel  gezogen 
werden.  Der  Staat  hat  allerdings  ein  Interesse  seinen  leidenden  An- 
gehörigen tadellose  Medikamente  zu  wohlfeilen  Preisen  verabfolgt  zu 
sehen.  Aber  er  hat  nicht  nötig,  deshalb  zur  Errichtung  oder  zum 
Betriebe  von  eigenen  Anstalten  zu  schreiten,  die  die  Privatindustrie 
mindestens  so  gut,  wenn  nicht  besser  in  Gang  bringt.  Die  Fürsorge 
für  gute  Medikamente  kann  der  Staat  durch  eine  zweckmäßige  Gesetz- 
gebung ,  verständige  Kon  troll  Vorschriften ,  bessere  Regelung  des  Apo- 
thekenwesens beschaffen.  Ihm  die  Errichtung  eigener  Anstalten  zuzu- 
muten, hatte  nur  Sinn,  so  lange  die  Apotheke  alle  Mittel,  die  sie  ver- 
abfolgte, selbst  darstellte.  Heute  kauft  die  Apotheke  die  meisten 
Mittel,  wie  schon  gezeigt  wurde.  Mit  der  Großindustrie,  die  sie  erzeugt, 
würde  der  Staat  vergeblich  konkurrieren.  Er  müßte  dann  schon  folge- 
richtig zur  Eröffnung  eigener  chemischer  Fabriken  schreiten.  Ist  es 
aber  wahrscheinlich,  daß  z.  B.  die  Herstellung  des  Diphtherieserums 
so  schnell  und  so  vollkommen  in  die  Wege  geleitet  worden  wäre,  wie  es 
jetzt  durch  den  Geschäftsgeist  der  Höchster  Farbwerke  geschehen  ist, 
wenn  der  Staat  eine  derartige  Anstalt  in  eigener  Regie  hätte  zu  stände 
bringen  sollen  ?  Sicher  würde  hier,  wie  in  anderen  Fällen,  die  Staats- 
industrie zum  Nachteil  der  Bevölkerung  ins  Hintertreffen  geraten. 

Erwägt  man  zu  alle  diesem,  daß  der  Staat  zum  Ankaufe  be- 
stehender Apotheken  eines  erheblichen  Kapitals  bedürfte ,  das  er  sich 
wohl  nur  auf  dem  Wege  der  Anleihe  verschaffen  könnte,  daß  er  Gegen- 
wart und  Zukunft  mit  der  Bezahlung  nicht  unbeträchtlichen  Zinses 
belasten  müßte,  so  kann  man,  da  der  Gewinn  in  Zukunft  ein  fraglicher 
ist  und  eine  dringende  Notwendigkeit  zu  solchen  Opfern  nicht  vor- 
liegt, nur  empfehlen,  von  dem  Gedanken  einer  Verstaatlichung  Abstand 

Dritte  Folge  Bd.  XI  (LXVI).  42 


I 


II 


658 


Wilhelm  Stieda 


Zur  Reform  des  Apothekenwesens  in  Deutschland. 


659 


II 


zu  nehmeu.  Im  ReichstaK  hat  der  Abgeordnete  Bebel  allerdinffs  se- 
meint,  daß  der  weitaus  größte  Teil  der  Apotheken  nicht  Realgerechtig- 
keiten  bat,  sondern  die  Konzession  auf  die  Person  lautet.  Demgemiß 
brauche  das  Reich  also  nur  abzuwarten,  daß  die  gegenwärtigen  Apo- 
thekenbesitzer allmählich  das  Gewerbe  aufgeben  oder  mit  Tode  ab- 
gehen, um  ganz  umsonst  in  den  Besitz  dieser  Apotheken  zu  ffelan^ren  n 
Indes  würde  eine  solche  allmähliche  Aufsaugung  große  Unzuträglich- 
keiten  mit  sich  führen  Wenn  lange  Zeit  Staats-  und  Privatapotheken 
neben  einander  beständen,  so  würden  in  diesem  üebergangsstadium 
sich  kaum  Vorteile  zeigen.  Soll  überhaupt  die  VerstaatlichSng  Platz 
greifen,  so  wird  es  nötig,  sie  mit  einem  Schlage  möglichst  rasch  durch- 
zuführen. Die  dinghchen  Apothekenberechtigungen  —  und  es  sind 
deren  mcht  so  wenige  —  müßten  jedenfalls  abgelöst  werden 

Wesentlich  einfacher  gestaltet  sich  die  Sachlage,  wenn  man  daran 
denkt,  daß  die  Apotheken  in  den  Besitz  der  Gemeinden  übergingen 
und  man  muß  sich  eigentlich  wundern,  daß  dieser  Vorschlag  bis  jetzt 
so  wenig  diskutiert  worden  ist.  Schon  im  Jahre  1873  stellte  der  Ab- 
geordnete Virchow  in  einem  Schreiben  an  die  Petitionskommission  des 
deutschen  Reichstages  die  Kommunalisierung  der  Apotheken  als  erstre- 
benswertes Ziel  hinj).  Etwa  20  Jahre  später  hat  der  Abgeordnete 
Schumacher  im  Reichstage  gelegentlich  der  Besprechung  einer  Petition 
des  Apothekers  Kempf  demselben  Gedanken  Ausdruck  verliehen  Er 
äußerte  eine  vernünftige  Regelung  des  Apothekenwesens  könne  nur 
dadurch  stattfinden,  daß  die  Gemeinden  die  Apotheken  übernähmen») 
Aber  er  hat  diese  Ansicht  so  wenig  wie  seiner  Zeit  Virchow  nicht 
weiter  ausgeführt  und  Andere  haben  die  Anregung  nicht  aufgenommen. 
Erst  neuerdings  hat  der  Verein  für  Bodenbesitzreform  sich  für 
Kommunalisierung  neu  zu  errichtender  Apotheken  ausgesprochen 

Sowie  die  Gemeinde  heute  aus  wirtschaftlichen  Zweckmäßigkeits- 
grunden  Gas-  und  Wasserwerke  in  Gang  bringt  oder  Schlachthäuser 
erbaut,  um  das  Priyatkapital  nicht  die  großen  Gewinne,  die  bei  diesen 
Unternehmungen  die  Regel  sind,  einstreichen  zu  lassen  auf  Kosten 
der  Gemeindeangehörigen,  so  könnte  sie  es  auch  mit  den  Apotheken 
thun.  Natürlich  müßten  staatliche  Gesetze  die  Ausbildung  der  Pharma- 
ceuten ,  und  doch  wohl  auch  den  Betrieb  der  Apotheken  wie  bisher 
regeln  und  überwachen  Die  Gemeinde  könnte  mit  viel  geringeren  Mitteln 
den  Ankauf  der  bestehenden  Anstalten  bewerkstelligen.  Das  Risiko 
das  dann  läge,  verteilt  sich  auf  die  einzelnen  Kreise  mehr  nach  Maß-' 
gäbe  des  zu  erwartenden  Vorteils. 

•.i.f^?°°.r\^^^'^rT?^^*"^^  diese  Kommunalisierung  der  Apotheken 
nicht  eigentlich  empfehlen  möchte,  so  kann  ich  nur  den  gleichen  Grund 
wie  gegen  die  Verstaatlichung  anführen.  Ich  sehe  bei  der  heutigen 
Physiognomie  des  Apothekergewerbes  keine  dringende  Veranlassung, 
dasselbe  auf  die  Schultern  der  Gemeinde  zu  legen,  zumal  die  Vorteile 

1)  Stenographische  Berichte  1890—92,  Band  7,  8.  4504. 

2)  Stenographische  Berichte  1873,  Band  2,  S.  774.' 

3)  Stenographische  Berichte  1888,  Band  2*,  S.  149. 


sich  hier  nicht  in  gleichem  Maße  zeigen  können  wie  bei  der  Verstaat- 
lichung. Die  Verteilung  über  das  ganze  Land  wird  keine  befriedigende 
werden.  Arme  und  kleine  Gemeinden  werden  auf  die  Begründung 
einer  ihnen  höchst  wichtigen  Apotheke  verzichten  müssen.  Es  wird 
in  vielen  Fällen  eines  Gemeindeverbandes  bedürfen,  um  eine  Apotheke 
zu  errichten  und  auch  dann  noch  wird  oft  der  Apotheker  kein  glänzendes 
Loos  haben.  Soll  ferner  die  Gemeinde  ihre  Apotheken  in  eigene  Regie 
nehmen  oder  verpachten?  Besitzt  sie  nur  eine  einzige,  so  wird  die 
Verwaltung  zu  kostspielig  und  erinnert  unwillkürlich  an  die  glück- 
lichen Zeiten  eines  Rats-Bier-  oder  Weinkellers.  Es  fehlen  in  einem 
Magistrat  oder  Gemeindevorstand  nur  zu  oft  die  sachverständigen 
Kontrollorgane.  Soll  die  Apotheke  verpachtet  werden,  so  müssen  alle 
Bedenken  erwogen  werden,  die  gegenüber  dieser  Bewirtschaftungsform 
sich  zeigen.  Da  tritt  in  vielen  Fällen  sicher  die  Idee  auf  aus  der 
Verpachtung  eine  Einnahmequelle  für  den  städtischen  Säckel  zu  machen. 
Sowie  schon  jetzt  die  Magistrate  sich  nicht  gescheut  haben,  Konzes- 
sionen zur  Begründung  neuer  Apotheken  teuer  zu  verkaufen,  statt 
ihrerseits  vernünftige  Reformen  anzubahnen.  Ob  da  die  Medikamente 
viel  wohlfeiler  als  bisher  werden  können,  ist  mehr  als  fraglich. 

7.  Bie  Niederlassnngsfreiheit. 

Können  somit  alle  die  besprochenen  Reformen  nicht  eine  erheb- 
lich bessere  Wendung  der  Sachlage  und  Beseitigung  aller  gerügten 
Uebelstände  garantieren,  so  liegt  es  nahe,  sich  der  Möglichkeit  der 
Einführung  der  Niederlassungsfreiheit  zuzuwenden. 

Schon  seit  Jahrzehnten  ist  in  der  Litteratur  von  ihr  die  Rede, 
aber  in  der  Praxis  der  Gesetzgebung  hat  man  nie  einen  Versuch  ge- 
macht, sie  ernsthaft  ins  Auge  zu  fassen.  Schon  vor  30  Jahren  er- 
wuchs in  dem  Geheimen  Medizinal-  und  Regieningsrat  Brefeld  dem 
Freiheitsgedanken  ein  Verteidiger.  In  der  Apotheke  geboren,  mit  ihr 
groß  geworden,  hing  dieser  Mann,  wie  er  selbst  sagt,  von  ganzem 
Herzen  der  Apotheke  an,  kam  aber  doch  in  seinem  außerordentlich 
verdienstlichen  Werke:  „Die  Apotheke,  Schutz  oder  Freiheit i)",  das 
mit  großer  Sachkenntnis  und  rückhaltsloser  0£fenheit  die  Schäden  der 
preußischen  Apothekengesetzgebung  darlegte,  zur  Ueberzeugung,  daß 
die  Privilegien  und  Konzessionen  aufzuheben  seien.  Brefeld  wies  an 
den  im  Regierungsbezirk  Breslau  seit  1815  vorgekommenen  Apotheken- 
käufen nach,  wie  enorm  die  Preise  der  Apothekenmonopolc  von  Jahr 
zu  Jahr  gestiegen  waren  und  behauptete  demgemäß,  daß  das  deutsche 
Apothekerschutzsystem  eine  Fiktion  sei.  Der  Apotheker  werde  nicht 
vor  allzugroßer  Konkurrenz  geschützt  und  obwohl  keine  oder  verhält- 
nismäßig wenige  neue  Apotheken  errichtet  würden,  gerate  er  doch  in 
der  Mehrzahl  der  Fälle  in  eine  pekuniär  ungünstige  Lage.  Er  werde 
durch  den  hohen  Kaufpreis,  den  er  zahlen  müsse,  gedrückt  und  nicht 
er,   sondern   der  Hypothekengläubiger   sei    der    eigentliche  Besitzer. 


1)  Berlin,  1863—1865.     2  Teile. 
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Ibm  bliebe  nur  die  Annehmlichkeit  sich  zu  sorgen,  wie  er  die  hohen 
Zinsen  der  auf  den  Apotheken  ruhenden  Kapitalien  aufbringen  könne. 
Unter  Annahme  eines  üebergangsstadiums  von  10—12  Jahren,  um 
plötzliche  Erschütterungen  der  Vermögensverhältnisse  zu  verhindern, 
beantragte  er  daher  Proklamierung  der  Freiheit  der  Niederlassung. 
Einschränkend  fügte  er  allerdings  hinzu,  daß  er  diesen  Vorschlag  nur 
in  Ermangelung  eines  besseren  und  im  Hinblick  auf  die  absolute  Not- 
wendigkeit den  gegenwärtigen  Zustand  geändert  zu  sehen,  mache*). 
Fast  gleichzeitig  erstand  dem  Rat  ßrefeld  ein  Gesinnungsgenosse  in 
dem  Medizinalrat  Pappenheim  in  Arnsberg,  der  in  seinem  Handbuche 
der  Sanitätspolizei  2)  im  Artikel  „Apotheken"  sich  ebenfalls  für  die 
Niederlassungsfreiheit,  indes  von  einem  anderen  Gesichtspunkte,  ent- 
schied. Pappenheim  legte  sich  die  Frage  vor,  ob  vom  theoretisch 
wissenschaftlichen  Standpunkte  aus  das  Garantieprinzip  nötig  sei  und 
sich  gesetzlich  verkörpern  ließe,  beantwortete  sie  aber  dahin,  daß  es 
nicht  absolut  notwendig  sei,  daß  es  bei  einer  großen  Anzahl  von 
Apotheken  unwirksam  und  selbst  in  der  rationellsten  Verwirklichung 
entweder  für  sich  selbst  oder  für  die  völlig  gerechtfertigte  Anlegung 
neuer  Apotheken  Gefahren  böte.  Er  sprach  die  üeberzeugung  aus, 
daß  eine  Apotheke  das  Spiegelbild  der  Individualität  des  Apothekers 
sei  und  diese  sich  weder  durch  das  Garantieprinzip  veredele  noch 
durch  die  Niederlassungsfreiheit  verschlechtere^). 

Wenige  Jahre  später  nahm  in  einem  Teile  von  Deutschland,  in 
Württemberg,  die  Apotheken  frage  eine  sehr  radikale  Wendung.  Dort 
hatte  der  Minister  des  Innern  sich  veranlaßt  gesehen,  das  Medizinal- 
kollegium zur  Abgabe  eines  Gutachtens  aufzufordern  und  gleichzeitig 
eine  Kommission  von  Sachverständigen  zu  diesem  Zwecke  einzube- 
rufen. Die  letztere  kam  nun,  nachdem  die  ärztlichen  und  pharma- 
ceutischen  Gutachten  und  die  Ansichten  der  acht  Handels-  und  Ge- 
werbekammern eingeholt  waren,  am  10.  April  1869  in  Stuttgart 
zusammen  und  faßte  den  Beschluß :  Absolute  Freigebung  des  Apotheken- 
gewerbes unter  Vorbehalt  einer  angemessenen  üebergangszeit.  Ja 
damit  nicht  genug,  forderte  diese  Kommission  Abschaflfung  der 
Prüfungen  der  Revisionen,  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das 
Medikastrieren  und  Freigebung  der  Geheimmittelfabrikation  * ).  Zur 
Reform  kam  es  gleichwohl  nicht,  weil  wenig  später  der  norddeutsche 
Reichstag  den  Bundeskanzler  ersuchte,  eine  einheitliche  Regelung  des 
Apotbekenwesens  im  ganzen  Bundesgebiete  vorzunehmen  und  der 
württembergische  Minister  im  nächsten  Jahre  seinen  Abschied  nahm. 
Daß  aber  diese  Auffassung  in  weiten  Kreisen  geteilt  wurde,  bewiesen 
verschiedene  Petitionen,  die  dem  deutschen  Reichstage  im  Jahre  1872 
zugingen*),  freilich  größtenteils  aus  Gehilfenkreisen.  Etwas  Wasser 
wurde  in  den  Wein  geschüttet  durch  die  Gutachten  deutscher  National- 

1)  Vergl.  auch  Böttger,  Die  deutsche  Apothekenreformbewegung,  1876,  S.  13 — 87. 

2)  Berlin,  1864. 

S)  Bottger,  a.  a.  O.  S.  27—28. 

4)  Pharm aceutische  Zeitung  1869,  S.  276.     Böttger,  a.  a.  O.  S.  29—80. 

5)  Stenographische  Berichte  1872,  Band  8,  Nr.  140. 


Ökonomen  über  die  Reformfrage  des  Apothekenwesens,  die  1873  ver- 
öffentlicht wurden.  In  ihnen  sprach  man  die  Hoffnung  aus,  indem 
man  betonte,  daß  der  Grundsatz  der  Gewerbefreiheit  nicht  absolut 
zu  nehmen  sei,  daß  die  wirtschaftlichen  Schäden  des  Kon  Zession  ssystems 
durch  zeitgemäße  Reformen  beseitigt  werden  könnten.  Man  machte 
auf  die  mit  dem  gegenwärtigen  System  verbundenen  medizinalpolizei- 
lichen Vorzüge  desselben  aufmerksam  und  war  schließlich  der  An- 
sicht, daß  zur  Zeit  die  Angelegenheit  noch  nicht  spruchreif  sei. 

Längere  Zeit  ist  alsdann  die  Niederlassungsfreiheit  weiter  nicht 
in  Betracht  gekommen  und  erst  neuerdings  ist  auf  der  24.  Haupt- 
versammlung des  deutschen  Apothekervereins  im  August  v.  J.  ihre 
Berechtigung  anerkannt  worden.  Der  Vorsitzende  desselben  hat  sich 
in  einem  längeren  Referat  über  die  Vorschläge  der  Regierung  dahin 
geäußert,  daß,  wenn  die  Regierung  unter  allen  Umständen  mit  dem 
Prinzip  der  Realkonzession  brechen  wolle,  man  die  Niederlassungs- 
freiheit allen  anderen  Reformen  vorziehe.  Wohlverstanden,  will  man 
sie  hier  nur  bedingt.  Man  wünscht  sie  eigentlich  gar  nicht,  aber 
wenn  nun  das  Bestehende  überhaupt  nicht  mehr  Geltung  haben  soll, 
wenn  eine  ganz  neue  Basis  geschaffen  werden  soll,  dann,  so  meint 
man,  sei  die  Niederlassungsfreiheit  immer  noch  das  Beste,  um  aus 
dem  Bann,  der  durch  das  Privilegien-  und  Konzessionswesen  im  ganzen 
auf  die  Apotheken  geworfen  sei,  herauszukommen.  Es  ist  eine  An- 
erkennung der  Freiheit  wider  ihren  Willen,  die  den  Apothekern  hier 
förmlich  abgerungen  wird  und  sie  wissen  daher  auch  zu  ihrer  Be- 
gründung nichts  anzuführen. 

Fragen  wir  nun  nach  den  objektiven  Gründen,  die  für  Freigebung 
sprechen,  so  kann  man  nicht  umhin,  zuzugestehen,  daß  bei  Nieder- 
lassungsfreiheit die  oben  gerügten,  heute  aller  Orten  sich  geltend 
machenden  üebelstände  schwinden  werden.  Hohe  Preise  für  Apotheken 
können  dann  nicht  mehr  vorkommen.  Höchstens  kann,  wie  das  bei 
kaufmännischen  oder  gewerblichen  Geschäften  beobachtet  wird,  die 
Kundschaft,  die  eine  Firma  im  Laufe  der  Jahre  erlangt  hat,  bezahlt 
werden.  Daß  hierbei  keine  üebertreibungen  Platz  greifen  werden, 
dafür  sorgt  die  Konkurrenz,  die  Möglichkeit  gegenüber  dem  begehrten 
Laden  oder  in  der  Nähe  desselben  einen  neuen  zu  eröffnen,  der  freilich 
in  vielen  Fällen  wird  klein  anfangen  müssen,  auch  nur  nach  und 
nach  das  Vertrauen  der  Nachbarschaft  zu  erringen  hoffen  kann,  der 
aber  jedenfalls  dem  älteren  Geschäft  Eintrag  thun  wird.  Nun  können 
auch  die  konditionierenden  Gehilfen  hoffen,  eher  zur  selbständigen 
Verwertung  und  Bethätigung  ihrer  Arbeitskraft  zu  gelangen.  Es  wird 
nicht  mehr  der  heute  drückende  Widerspruch  empfunden  werden, 
daß  Personen,  die  für  die  selbständige  Ausübung  eines  Berufes  voll- 
ständig qualifiziert  sind,  die  die  staatlichen  Ausweise  darüber  in  der 
Tasche  haben,  blos  deshalb  nicht  zu  einer  ihnen  angenehmeren  Stellung 
kommen  können,  weil  sie  nicht  über  die  großen  Summen  verfügen, 
die  zum  Ankaufe  einer  Offizin  erforderlich  sind.  Thatsächlich  könnte 
man  eine  Apotheke  mit  weit  beseheideneren  Mitteln  begründen.  Ob 
eine    Apotheke   existieren    kann,   wird  privater   Unternehmungsgeist 


H 


?* 


1 ,1 


662 


Wilhelm  Stieda 


in  den  meisten  Fällen  ausreichend  beurteilen  können.  Ja  es  ist  ge- 
radezu zu  hofifen,  daß  durch  Freigebung  eine  bessere  Verteilung  der 
Apotheken  im  Lande  erreicht  werden  wird.  Sicher  würde  zunächst 
einmal  überhaupt  eine  ganze  Anzahl  von  Apotheken  mehr  eröffnet 
werden  und  wenn  natürlich  auch  die  volksreicheren  Plätze  zuerst  auf- 
gesucht würden,  so  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  viele  ihre  Auf- 
merksamkeit selbst  weniger  günstigen  Gegenden  zuwenden.  Ansprüche 
an  das  Leben,  Familienverhältnisse,  Bewußtsein  der  erworbenen  Kennt- 
nisse und  Fertigkeiten  —  diese  und  ähnliche  Momente  spielen  bei 
jeder  Niederlassung  mit.  Schließlich  kann  man  ja  seinen  Wohnsitz 
ändern.  Dem  Grundsatze,  den  ein  verdienter  Sachkenner  schon 
vor  mehr  als  30  Jahren  aussprach:  „daß  die  Arznei  nahe  sei,  mög- 
lichst nahe,  ist  die  erste  Forderung  der  Arzneimittelpolizei  ^),  wird 
die  Niederlassungsfreiheit  am  meisten  entsprechen. 

Wenn  heute  Aerzte  es  nicht  verschmähen,  unter  anscheinend  un- 
günstigen Verhältnissen,  im  Gebirge,  auf  dem  Lande,  in  kleinen 
Städtchen  oder  Flecken,  die  nicht  nach  Jedermanns  Geschmack  wären, 
sich  niederzulassen,  warum  sollte  man  nicht  von  Apothekern  ähnliche 
Erwägungen  erwarten  dürfen  ?  Das  Publikum  würde  bei  mehr  Apo- 
theken nur  Vorteil  haben,  denn  darin  läge  die  Gewährleistung  einer 
raschen  und  prompten  Befriedigung  des  Arzneibedürfnisses.  Man 
brauchte  nicht  erst  stundenlang  zu  warten,  weil  nicht  Kräfte  genug 
vorhanden  sind,  die  geforderte  Arznei  sogleich  zusammenzustellen; 
man  hätte  auch  nicht  nötig,  unverhältnismäßig  weite  Wege  zurückzu- 
legen, um  zu  den  spärlich  angelegten  Offizinen  zu  kommen. 

Giebt  man  den  Konzessionsgrundsatz  auf,  so  ist  auch  nicht  mehr 
erforderlich,  die  Apotheker  durch  eine  Arzneimitteltaxe  zu  schützen. 
Gerade  in  dieser  liegt,  wie  ich  glaube,  oben  gezeigt  zu  haben,  die 
Ursache  der  hohen  Rezeptpreise.  Aus  einem  Aufhören  der  Taxe  aber 
folgt  sicher  eine  Verminderung  der  Arzneikosten.  Man  könnte  sich 
allerdings  denken,  daß  die  4—6  Apotheker  einer  Mittelstadt  sich  unter- 
einander über  die  zu  nehmenden  Preise  verständigten  und  dabei  nicht 
schonend  für  das  Publikum  vorgingen.  Es  läßt  sich  aber  kaum  ver- 
muten, weil  ein  von  auswärts  zu  berufender  Konkurrent  oder  auch 
ein  Gehilft',  der  sich  selbständig  macht,  ihre  Rechnungen  über  den 
Haufen  zu  werfen  vermöchte.  Schließlich  hätte  man  bei  einer  zur  Ka- 
lamität werdenden  Preis-Koalition  die  Möglichkeit  einer  Neueinführung 
der  Taxe,  die  ja  nicht  mehr  so  hoch  wie  bisher  zu  bemessen  nötig 
ist  Bei  dem  schon  signalisierten  Zuge  der  Zeit  einen  nicht  unerheb- 
lichen Teil  der  Arzneien  in  chemischen  Fabriken  anfertigen  zu  lassen, 
der  zweifellos  noch  größerer  Erweiterung  entgegen  zieht,  hat  man  in 
einem  Staate,  der  wie  Deutschland  gegenüber  Großbritannien,  Holland, 
Belgien,  Oesterreich  sich  eines  niedrigeren  Preisniveaus  erfreut,  die 
Aussicht,  der  leidenden  Menschheit  Medikamente  wohlfeil  zugänglich 
machen  zu  können. 

Die   gegen    die  Freigabe    der  Niederlassung    erhobenen  Gründe 

1)  Pappeuheim,  Handbuch  der  Sanitätspolizei.     Berlin,  1864,  Band  1,  S.  221. 
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widerlegen  sich  fast  alle  schon  durch  die  bisherigen  Betrachtungen. 
Es  heißt,  daß  die  deutschen  Apotheker  den  höchsten  Rang  einnehmen, 
daß  die  Arzneimittel  in  Deutschland  am  besten  und  sorgfältigsten 
bereitet  würden.  Wenn  im  allgemeinen  die  freie  Konkurrenz  die  beste 
Garantie  für  die  Interessen  des  Publikums  biete,  so  sei  bei  der  eigen- 
tümlichen Natur  dieser  Betriebe  jener  Grundsatz  auf  die  Apotheken 
nicht  anwendbar.  Die  Apotheker  würden  alte  und  verdorbene  Arz- 
neien führen  und  durch  unreelle  Mittel  sich  unerlaubte  Vorteile  schaffen, 
da  ja  das  Publikum  die  Apotheker  nicht  kontrollieren  könne.  Sie 
würden  sich  nicht  mit  den  oft  sehr  theuren  Arzneikörpern  versehen, 
so  daß  sie  nicht  alle  Arzneien  herstellen  könnten.  Sie  würden  mit 
den  Einrichtungen  in  der  Offizin  sich  nicht  auf  der  Höhe  halten. 
Die  erhöhte  Konkurrenz  würde  viele  veranlassen  von  Anstellung  wissen- 
schaftlich gebildeter  Gehilfen  abzusehen  und  da  ununterbrochene 
Thätigkeit  des  Inhabers  nicht  erwartet  werden  kann,  so  wird  bald 
der  Mißstand  eintreten,  daß  der  Verschluß  von  Gift  und  stark  wir- 
kenden Substanzen  weiblichen  Händen  überlassen  werden  muß.  „Der 
Vorzug  Deutschlands,  daß  Giftmorde  ungleich  seltener  vorkommen  als 
in  anderen  Ländern  müßte  alsbald  verschwinden"  ^).  Man  werde  er- 
leben müssen,  daß  eine  Menge  unvollständiger  Dispensieranstalten  ins 
Leben  trete  und  Arzt  und  Apotheker  sich  gegen  das  Publikum  koa- 
lierten. Endlich  wird  wohl  auch  behauptet,  daß  der  ganze  wissen- 
schaftliche Aufschwung  des  Apothekerstandes  gehemmt  werden  würde. 
Gewerbliche  Spekulationen  würden  an  Stelle  ernsten  wissenschaftlichen 
Strebens  treten.  Akademisch  gebildete  Gehilfen  würde  man  genötigt 
sein  durch  Handwerker  zu  ersetzen. 

Ganz  gewiß  thut  sich  in  dieser  Argumentation  eine  sehr  starke 
üebertreibung  kund.  Man  kann  die  Folgen  der  Niederlassungsfreiheit 
in  verschiedenen  europäischen  Ländern  studieren  und  bereits  die  Be- 
richte, die  zwei  Sachverständige,  die  Herren  Professoren  Rose  in 
Berlin  und  v.  Fehling  in  Tübingen  über  die  Pharmacie  auf  der  Lon- 
doner Weltausstellung  von  1862  erstatteten,  ließen  erkennen,  daß  die 
erwähnten  pessimistischen  Befürchtungen  nicht  annähernd  zutreffen. 
Wenn  neuerdings  das  Handelsmoment  in  englischen  Apotheken  dem 
kontinentalen  Beobachter  besonders  auffällig  ist,  so  ist  das  kein  übles 
Anzeichen.  Der  Handel  ist  nicht  das  Ziel  pharmaceutischer  Tüchtigkeit, 
aber  die  Apotheke  kann  ihn  nicht  entbehren.  Unter  dem  Systeme  der 
Realkonzessioneu  und  veräußerlicher  Personalkonzessionen  hat  die  Apo- 
theke so  gut  mit  dem  „Handel"  rechnen  gelernt,  und  bietet  schon 
jetzt  in  mancher  Beziehung  Besonderheiten,  die  unter  der  Herrschaft 
des   Systems  der  Freiheit   keine  eigentümlichere  Färbung  annehmen 

könnten. 

Es  ist  ferner  völlig  verkehrt  von  wissenschaftlich  gebildeten 
Männern,  die  eben  durch  ihre  höhere  Denkweise  gegen  die  Versuchungen 
des  Erwerbslebens   widerstandsfähiger,   wenn  nicht   völlig  gefeit,   er- 


1)  Petition    des  Herrn  Dr.  Karl  Bedall   in  Stenogr.  Berichte  des  Reichstages    1872, 
üd.  3,  No.  140,  S.  596. 
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scheinen,  zu  glauben,  daß  sie  ihre  Fertigkeiten,  lediglich  von  schnöder 
Gewinnsucht    getrieben,  üben  werden.    Wenn   wir  mit  Stolz  auf  den 
deutschen  Aerztestand  blicken,  der  im  allgemeinen  weit  davon  entfernt 
ist,  die  leidende  Menschheit  in  seinem  Interesse  auszubeuten,  so  haben 
wir   auch   nicht  nötig ,   von   dem   ehrenwerten   Stand  der   Apotheker 
derartige  Befürchtungen    zu   hegen.     Jene  Behauptung   mit  den  Gift- 
morden wirkt  förmlich  komisch,   wenn  man  bedenkt,   daß  der  Handel 
mit  Giften  doch  unter  besondere  Verordnungen  gebracht  werden  kann. 
Was   aber  die  Möglichkeit  der  wissenschaftlichen  Weiterbildung 
der  Apotheker  betriflft,  so  ist  schlechterdings  nicht  abzusehen,  warum 
diese  durch  die  Freiheit  beeinträchtigt  sein  soll.     Die  phaimaceutische 
Gewerbefreiheit,   wie  wir  sie  verstehen,   soll  keine  Freiheit  sein    die 
Jedem  erlaubt,  ein  verantwortungsvolles  Geschäft  ohne  Vorbildung  be- 
ginnen  zu  können,   sondern  wie  die  Freiheit  zur  Ausübung  der  Heil- 
kunde, wenn  diese  Vertrauen  erwecken  soll,  unter  gewisse  Sicherheits- 
bedingungen  von   der  Gesetzgebung  nach   wie  vor  gestellt  sein.    Sie 
soll,   wie   schon   der  Referent  in  der  Petitionskommission  des  Reichs- 
tages  von  1872  hervorgehoben  hat,  sein  eine  Freiheit  zur  Errichtunir 
von  Apotheken  bei  tüchtiger,  persönlicher  Befähigung,  bei  sachgemäßer 
Geschäftseinrichtung  und  Ausstattung  und   bei  ordnungsmäßiger  Be- 
triebsweise.    Nach  wie  vor  können,  unbeschadet  der  Freiheit  Prüfungen 
als  Vorbedingung   für  die  Approbation  und  Inspektionen  der  Anstalt 
stattfanden.    Ja  man  kann  sogar  in  den  Anforderungen  beim  Examen 
weiter  als  bisher  gehen,  dieses  strenger  gestalten,  um  jedes  anscheinend 
weniger  lautere  Element  fern  zu  halten  und  dem  Publikum  Sicherheit 
zu  bieten,  daß  es  in  diesen  Anstalten  das  in  der  That  findet   was  es 
sucht.     Gerade  unter  dem  System  der  Freiheit  kann  leichter 'erreicht 
werden,   was  Professor  Moeller  in   seiner   schon   genannten  gedanken- 
reichen Abhandlung  über  die  Zukunft  der  Pharmacie  i)  als  erstrebens- 
wert hingestellt,  „die  Apotheke  zu  einer  Sanitätsanstalt  im  modernen 
bmne  zu  reformieren*\     Man   mache  den  Apotheker   in  allgemeiner 
und  sachlicher  Ausbildung  den  Angehörigen  anderer  wissenschaftlicher 
Berufe  völlig  gleich,    man   räume  ihm    eine   dem   Arzte  ebenbürtic^e 
btellung   ein,  man   mache  ihn  gewissermaßen  zum  Exekutivorgan  für 
sanitäre  Angelegenheiten  und  man  wird  sich  bald  überzeugen  können 
daß  die  wissenschaftliche  Leistungsfähigkeit  des  Apothekerstandes  durch 
die  ^reiheit  durchaus  nicht  getrübt  zu  werden  vermag.    Es  würde  mir 
als  Nationalökonomen   schlecht  anstehen   aussprechen   zu   wollen    wie 
man   diese  Forderungen   im  einzelnen  verwirklichen  müsse,  zumal  auf 
die  Darstellungen  berufener  Gelehrter,  wie  Professor  Moeller   die  mit 
großen   Gesichtspunkten    die  Sachlage    beurteilen,    verwiesen  werden 
kann.     Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  z.  B.  die  Ablegung  einer  Maturitäts- 
prüfung nicht  mehr  zu  umgehen  ist,  daß  der  Studiengang  verbreitert 
mid  vertieft  werden  müsse.     Auch  steht  dem  kein  Bedenken  entgegen 
für  diejenigen,  die  den  Anforderungen  vollauf  genügen  und  eine  wissen^ 

1)  Im  Separat abdruck  S.  11— 14. 
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fichaftlich   selbständige  Leistung   aufweisen,   einen  Doktor  der  Chemie 
und  Pharmacie  zu  kreieren,  wie  wir  einen  solchen  der  Heilkunde  haben. 

Daß  ein  Beruf,  den  man  derart  zu  heben  sucht,  noch  der  staat- 
lichen Aufsicht  unterstellt  bleibt,  involviert  keine  Kränkung.  Auch 
die  Medizin  läßt  sie  sich  gefallen ;  es  muß  eben  dafür  gesorgt  werden, 
wie  der  genannte  Referent  der  Petition&kommission  des  deutschen 
Reichstages  bemerkte,  daß  die  deutsche  Apotheke  weder  ein  „Arznei- 
kram^^  noch  eine  „Giftbude"  werde.  Behält  man  die  alten  Kautelen 
bei  und  erweitert  man  die  Bildung  im  gedachten  Sinne,  so  läuft  man 
keine  Gefahr,  daß  die  Niederlassungsfreiheit  zum  Nachteil  des  Pu- 
blikums oder  der  Apotheker  ausfällt. 

8.  Die  Ablesung. 

Für  welchen  der  beschriebenen  Wege  man  sich  einmal  entscheiden 
mag,  so  wird  es  nötig  sein,  sich  darüber  klar  zu  werden,  wie  mit  den 
zur   Zeit    bereits  erteilten   Berechtigungen   umgegangen  werden  soll. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  zunächst  die  Wirkungen  einer  Reform, 
mag  diese  in  der  Einführung  der  Personalkonzession  oder  der  Nieder- 
lassungsfreiheit bestehen.  Die  unmittelbare  Folge  wird  die  Begründung 
einer  gewissen  Anzahl  neuer  Apotheken  sein  und  dadurch  die  Herab- 
setzung des  Wertes  der  bereits  bestehenden  Offizinen.  Man  kann  wohl 
darauf  rechnen,  daß  bei  besseren  Gelegenheiten  zur  Entnahme  von 
Arzneien  und  bei  zunehmender  Bevölkerung  der  Konsum  an  Medi- 
kamenten steigt,  d.  h.  die  Einnahmen  der  einzelnen  Apotheker  immer 
noch  ganz  genügende  sein  werden.  Auch  muß  man  bedenken,  daß 
das,  was  der  Kaufmann  die  Firma,  der  Handwerker  die  Kundschaft, 
der  Buchhändler  den  Kredit  nennt,  weiterhin  beim  Verkaufe  von 
Apotheken  ebenfalls  in  Betracht  kommen  wird.  Es  beruht  dies  auf 
der  mehr  oder  weniger  günstigen  Lage  eines  Geschäfts  und  auf  dem 
Vertrauen,  das  dieses  sich  allmählich  erworben  hat.  Dennoch  unter- 
liegt es  keinem  Zweifel,  daß  die  älteren  Anstalten  vielfach  in  ihren 
Einnahmen  zurückgehen  werden  und  die  Inhaber,  wenn  sie  sich  ihrer 
entäussern  wollen,  nicht  annähernd  dieselben  Preise  erzielen  werden^ 
die  sie  ihrer  Zeit  beim  Erwerbe  gezahlt  haben.  In  einer  Denkschrift] 
die  der  Apotheker- Verein  zu  Hamburg  im  Anfang  der  70  er  Jahre 
veröfientlichte,  wird  angenommen,  daß  dieses  Sinken  der  Preise  nach 
Aufhebung  der  Privilegien  nicht  so  bedeutend  sich  fühlbar  machen 
werde  als  man  oft  annehme  und  auf  etwa  12^/2  Proz.  angeschlagen. 
Doch  glaube  ich,  daß  diese  Schätzung  zu  gering  ausgefallen  ist. 

Es  fragt  sich  nun,  wie  die  Gesetzgebung  sich  diesen  vermutlichen 
Wirkungen  gegenüber  verhalten  soll. 

Die  Grundzüge  wollen  (§  27)  von  einer  prinzipiellen  Ablösung  der 
Rechte  nichts  wissen.  Sie  lassen  die  dinglichen  Berechtigungen  weiter 
bestehen,  ignorieren,  daß  die  Personalkonzession  in  weitaus  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  den  Charakter  der  Realgerechtsame  genommen  hat  und 
stellen  es  den  Landesregierungen  anheim,  ob  sie  mit  den  Berechtigten 


066 


Wilhelm  Stieda 


4 


Entschädigungen  vereinbaren  wollen  oder  nicht.  Die  Apothekenbesitzer 
sahen  hierin  ihren  wirtschaftlichen  Ruin  und  eine  Schädigung  des 
Nationalvermögens. 

Rein  theoretisch  betrachtet,  muß  man  jedoch  zugeben,  daß  dem 
Staate  aus  dem  Umstände,  daß  im  Laufe  der  Jahre  die  Auffassung 
über  die  Zulässigkeit  von  Konzessionen  wechselte,  keine  Entschädigunga- 
pflicht  erwächst.  Jeder,  der  eine  Apotheke  früher  kaufte  und  sie  des- 
halb hoch  bezahlte,  weil  er  ein  Monopol  zu  erstehen  glaubte  oder 
sich  wenigstens  mit  der  Hoffnung  trug,  daß  die  Konkurrenz  durch 
Eröffnung  neuer  Anstalten  nur  eine  beschränkte  sein  werde,  mußte 
sich  selbst  sagen,  daß  er  ein  unsicheres  Geschäft  einging.  Ein  Recht 
in  seinem  Besitzstande  sich  ungeschmälert  erhalten  zu  sehen,  erwirbt 
er  damit  nicht.  Wenn  die  Landesregierungen  aufmerksamer  gewesen 
wären  und  in  den  letzten  Jahrzehnten  dem  Arzneiverbrauch  und  der 
Zunahme  der  Bevölkerung  entsprechend  mehr  Apotheken  konzessioniert 
hätten,  so  hätte  sich  jeder  Besitzer  das  ruhig  gefallen  lassen  müssen, 
obwohl  er  zweifellos  dadurch  in  seinem  Vermögen  und  in  seinen  Ein- 
nahmen gelitten  haben  würde. 

Es  ist  lehrreich,  sich  ins  Gedächtnis  zurückzurufen,  daß  anläßlich 
der  Einführung  der  Gewerbefreiheit  in  Bayern  im  Jahre  1868  eine 
Ähnliche  Meinungsverschiedenheit  zu  Tage  trat.  Dort  waren  nämlich 
durch  einen  Mißbrauch  sogen,  reale  und  radizierte  Gewerbeberechti- 
gungen entstanden,  die,  ohne  an  einem  bestimmten  Grundstücke  zu 
haften,  vererblich  und  veräußerlich  geworden  waren  und  gleich  ding- 
lichen Rechten  behandelt  wurden.  Durch  die  Reformen  von  1804  und 
1825  nur  wenig  betroffen,  1856  bedeutend  abgeschwächt,  mußte  bei 
den  Beratungen  über  die  Gewerbeordnung  von  1868  die  Aufmerksamkeit 
sich  auf  sie  besonders  richten.  Unausgesetzt  verhinderten  die  Real- 
rechte  den  Zutritt  zum  Gewerbe,  und  da  man  entschlossen  war,  die  Frei- 
heit zu  proklamieren,  fragte  es  sich,  wie  mit  ihnen  umzuspringen,  sie 
einfach  aufheben  oder  ablösen?  Ersteres  wurde  verlangt,  indem  man 
darauf  hinwies,  daß,  falls  einem  Gewerbebetrieb  durch  neue  Straßen- 
oder Eisenbahnbauten  die  Kundschaft  entzogen  wurde,  doch  an  eine 
Entschädigung  nicht  gedacht  werde.  Man  wollte  übrigens  die  Rechte 
ja  auch  nicht  antasten,  sondern  nur  neben  ihnen  Jedem  erlauben,  ein 
Gewerbe  zu  beginnen,  wodurch  sie  freilich  hinfällig  wurden.  Die  Ver- 
teidiger der  Ablösung  aber  sagten,  daß  es  sich  um  wohlerworbene 
Privatrechte  handele.  Wenn  man  die  Befugnis  zum  Gewerbetrieb  zum 
allgemeinen  Rechte  aller  Staatsbürger  mache,  so  negiere  man  den  Be- 
stand der  aus  den  Realrechten  fließenden  Befugnis  als  eines  Privat- 
rechtes  und  greife  unmittelbar  in  die  Privatrechtssphäre  hinein.  Nicht 
nur  das  strenge  Recht,  die  ökonomische  ütilität,  die  Billigkeit,  die 
Nächstenliebe  spräche  für  Ablösung.  Thatsächlich  half  sich  das  Gesetz 
so,  daß  es  im  Artikel  7  verfügte,  „die  dingliche  Eigenschaft  der  zu 
Recht  bestehenden  realen  und  radizierten  Gewerbe  bleibt  unverändert. 
In  realer  Eigenschaft  dürfen  keine  Gewerbe  mehr  verliehen  werden". 
Jeder  durfte  demnach  ohne  weiteres  den  Betrieb  eines  Gewerbes  be- 
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ginnen,  hatte  er  aber  Lust,  Geld,  historischen  Sinn,  so  konnte  er  sich 
auch  ein  Realrecht  kaufen,  um  einen  doppelten  Titel  für  sein  Gewerbe- 
recht  zu  haben  ^). 

Nach  Analogie  des  Vorgehens  der  bayrischen  Regierung  glaube  ich, 
wäre  heute  die  Frage  derRealkonzessionen  undPersonalkonzessionen,  sofern 
sie  denCharakter  der  ersteren  bekommen  haben,  zu  behandeln.  Indes  immer- 
hin unter  Berücksichtigung  folgender  Umstände.  Die  Realkonzessionen 
sind  nicht  immer  ursprünglich  unentgeltlich  abgegeben  worden.  In 
mecklenburgischen  Städten,  in  denen  die  Magistrate  Realprivilegien 
erteilt  haben,  sind  diese  sowohl  in  den  70er  Jahren,  als  auch  neuer- 
dings verkauft  worden;  die  Apotheken  sind  mit  jährlichen  Zahlungen 
an  die  Stadtkasse  bezahlt  und  haben  beim  Besitzwechsel  Laudemien- 
j^elder  zu  entrichten.  Ebenso  sind  in  Preußen  Realprivilegien,  zwar 
nicht  bei  ihrer  ersten  Verleihung,  aber  später  vom  Staate  oder  von 
staatlichen  Instituten  als  Rechtsnachfolger  früherer  Besitzer  veräußert 
worden  und  es  sind  für  sie  an  den  Verkäufer  Laudemien  und  sonstige 
Abgaben  zu  zahlen  ^).  Endlich  ist  es  in  einigen  Staaten  —  Sachsen, 
Baden  —  üblich  geworden,  daß  Personalkonzessionen  durch  Zahlung 
eines  jährlichen  Kanons  den  Charakter  von  Realgerechtsamen  erhalten 
haben.  In  allen  diesen  Fällen  ist  m.  E.  die  Notwendigkeit  der  Ab- 
lösung nicht  in  Frage  zu  ziehen  und  müßte  im  Gesetz  den  Landes- 
regierungen auch  zur  Pflicht  gemacht  werden. 

Was  die  Personalkonzessionen  anlangt,  die  in  der  Regel  leider 
faktisch  veräußerlich  und  vererblich  geworden  sind,  obwohl  sie 
es  nicht  sein  sollten,  so  kann  der  Staat  rechtlich  allerdings  nicht  als 
zu  einer  Entschädigung  verpflichtet  angesehen  werden.  Wohl  aber 
hätte  er  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  bei  der  Reform  erhebliche  Ver- 
mögenswerte in  Erschütterung  geraten  können.  Die  hierauf  bezüglichen 
Schätzungen  bleiben  zwar  nicht  sehr  stark  hinter  denen  zurück,  die 
man  1868  in  Bayern  über  den  Wert  der  Realgewerbeberechtigungen 
machte.  Damals  schwankten  die  Angaben  zwischen  40  und  100  Mill. 
Gulden.  Für  Preußen  nahm  schon  Brefeld  im  Jahre  1861  einen  Ideal- 
wert aller  Apotheken  zu  35  Mill.  Thlr.  an.  In  Bayern  rechnete  man 
im  Jahre  1872  einen  Idealwert  aller  Apotheken  von  ca.  12  Mill.  Gul- 
den und  in  Württemberg  gleichzeitig  von  etwa  4380000  Gulden.  Für 
1894  rechnete  Apotheker  Danckwardt  einen  Idealwert  von  51  Mill. 
Thlr.  für  alle  deutschen  Apotheken  heraus  und  Böttger  nahm  1890 
etwa  54  V2  Mill.  Thlr.  an  3).  Der  Apotheker  Charles  Annatö  aber 
geht  bei  seinem  Ablösungsplan  lür  Preußen  von  dem  Betrage  von 
250  Mill.  Mark  aus,  der  die  Konzessions werte  der  preußischen  Apo- 
theken darstellen  soll*).  Es  mag  auf  sich  beruhen  bleiben,  welche 
dieser   Schätzungen   den  größten  Grad  von  Wahrscheinlichkeit   bean- 


1)  Handwörterbuch  der  Staats wisseDSchaften,  Bd.   1,  S.  314. 

2)  Pharmaceutische  Zeitung  189Ö,  No.  24. 

8)  Kaizl,  Der  Kampf  um  Gewerbereform  in  Bayern  1879,  S.  130 — 134. 
4)  Stenographische  Berichte  1873,  Bd.  3,  No.  140,  S.  602. 
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spruchen  darf  —  jedenfalls  handelt  es  sich  um  ansehnliche  Summen^ 
an  denen  nicht  nur  Apothekenbesitzer,  sondern  auch  Hypothekengläu- 
biger interessiert  sind. 

Angesichts  dieser  Thatsache  wird  es,  glaube  ich,  nicht  als  unan- 
gemessen angesehen  werden  können,  wenn  man  dem  Staate  zumutet, 
die  Apotheker  zu  unterstützen.  Zwar  nicht  in  dem  Sinne,  daß  er 
ihnen  Ablösungsbeträge  aus  den  Mitteln  der  Gesamtheit  zahlt,  sondern 
daß  er  einen  gewissen  Zeitraum  verstreichen  läßt  bis  zum  Inkraft- 
treten des  neuen  Gesetzes,  in  dem  die  Apotheker  dahin  strebei^ 
können,  sich  selbst  abzulösen,  und  vielleicht  gar  diese  Selbstablösung 
der  Apotheker  mit  seinem  Kredite  fördert. 

Ein  ausgezeichnetes  Beispiel  für  die  Ausführbarkeit  dieser  Idee 
bietet  Schweden  ^).  Dort  machte  man  mit  den  Apotheken  Privilegien 
die  gleichen  Erfahrungen  wie  in  Deutschland.  Bei  oft  eintretendem 
Besitzwechsel  machten  sich  immer  höhere  Verkaufspreise  geltend,  so 
daß  die  Mehrzahl  der  Apothekeninhaber  es  in  ihrem  eigenen  Interesse 
für  zweckmäßig  hielt,  die  Privilegien  in  Personalkonzessionen  ver- 
wandelt zu  sehen.  Sie  kamen  mit  einem  darauf  bezüglichen  Antrag 
an  die  Regierung,  in  dem  sie  gleichzeitig  sich  erboten,  die  Werte  ihrer 
Privilegien  auf  eigene  Kosten  abzulösen,  wenn  sie  hierbei  Unter- 
stützung des  Staates  fänden.  Diese  wurde  ihnen  in  der  That 
am  9.  September  1873  in  der  gnädigen  Bekanntmachung  betreffs 
der  Abschaffung  der  sogenannten  verkäuflichen  Apothekenprivilegien 
zu  teil. 

Hiernach  wurde  festgestellt,  daß  aller  Handel  mit  Apotheken- 
privilegien mit  dem  Ausgange  des  Jahres  1890  aufhören  sollte  und 
es  wurde  allen  Apothekern  freigestellt,  sich  bis  Ende  1874  zu  ent- 
scheiden, ob  sie  dem  zu  schaffenden  Amortisationsfonds  beitreten 
wollten.  Die  Privilegien  aber  auch  derer,  die  nicht  beitreten  würden, 
sollten  mit  dem  Jahre  1920  erlöschen. 

Zur  Feststellung  des  Schätzungswerts  einer  jeden  Apotheke, 
die  zum  Einlösungsfonds  angemeldet  wurde,  trat  ein  Ausschuß  in 
Thätigkeit.  Dieser  wurde  gebildet  aus  2  Apothekern,  die  die  Direktion 
des  Amortisationsfonds  delegierte  und  einem  Arzt,  der  von  der 
Medizinalverwaltung  für  jeden  Distrikt  (Län)  oder  einen  anderen 
passenden  Bezirk  gewählt  wurde.  Der  Ausschuß  hatte  dann  unter 
Anleitung  der  von  dem  Inhaber  des  Privilegs  gemachten  und  be- 
kräftigten Angaben,  die  Summe  vorzuschlagen,  womit  das  Privileg 
vom  Fonds  einzulösen  war. 

Die  Direktion  prüfte  den  Vorschlag  und  stellte  den  Betrag  end-^ 
giltig  fest.  Auf  diese  Weise  kam  man  für  94  Privilegien  —  97  In- 
haber   hatten  sich  gemeldet,  3  aber  konnten  sich  mit  der  Direktion 


1)  Vergl.    den   Worlant    des   schwedischen  Gesetzes    vom  9.  September  1873  in  dem 
„Pbarmaceuten"  1893,  Hr.   14  und  15  und  die  Abhandlung  von  Wilh.  Sebardt  in  Stock- 
holm,   Geschichte    des     Ablösuugssystems    der    Apotheken    in    Schweden    eod.    J      1893 
Kr.   18.  ' 
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nicht  über  die  Einlösungssumme  einigen  —  zu  der  F^inlösungssumme 
von  5851000  Kronen.  Zum  Zwecke  der  Beschaffung  dieses  Betrags 
wurde  eine  Anleihe  zum  Zinsfuße  von  5^2  I^^oz.  gemacht,  amortisier- 
bar in  40  Jahren.  Die  Obligationen  wurden  sofort  al  pari  verkauft. 
Jeder  Privilegien besitzer  hatte  dann  den  empfangenen  Betrag  mit 
öVg  Proz.  jährlich,  wovon  1  Proz.  auf  die  Amortisation  gerechnet 
wurde,  zu  verzinsen.  Schon  bald  war  der  Zinsfuß  auf  6^/^  Proz. 
herabgesetzt  und  im  Jahre  1890  konnte  die  Anleihe  zum  Parikurse 
in  rund  4-proz.  konvertiert  werden.  Demgemäß  bezahlen  die  Inhaber 
jetzt  halbjährlich  nur  2,55  Proz.  oder  jährlich  5,1  Proz. 

Im  Falle  in  der  Stadt  oder  an  dem  Orte,  wo  eine  zum  Ablösungs- 
fonds gehörige  Apotheke  sich  befindet,  im  Laufe  der  Jahre  eine  neue 
«rrichtet  werden  sollte,  wurde  für  diese  zugleich  der  Betrag  festge- 
setzt, den  sie  für  den  Fonds  zu  verzinsen  hatte.  Um  den  entsprechen- 
den Betrag  wurde  alsdann  die  Zahlungsverpflichtung  der  früheren 
Apotheke  vermindert.  Das  war  bis  April  1893  doch  16  mal  vorge- 
jcommen. 

Wunderbarerweise  hatten  25  Apothekenbesitzer  sich  von  der  Ab- 
lösung feiTigehalten.  Diese  sahen  sich,  weil  die  Werte  ihrer  Apotheken 
nnhaltend  rasch  stetig  sanken,  genötigt,  nachträglich  zu  Kreuz  zu 
kriechen  und  die  Regierung  zu  ersuchen,  für  sie  einen  eigenen  Modus 
dor  Ablösung  zu  genehmigen.  Das  ist  im  Jahre  1892  wirklich  ge- 
schehen, indem  das  neue  Gesetz  ähnlich  gefaßt  war  wie  das  vor 
20  Jahren  ergangene. 

Gegen  die  Anwendbarkeit  dieser  schwedischen  Ablösungsgrund- 
sätze auf  Deutschland  läßt  sich,  glaube  ich,  kein  triftiger  Einwand 
erheben.  In  Apothekerkreisen  erregt  zwar  die  Selbstablösung,  wie 
jüngst  auf  der  Versammlung  des  Apothekervereins  in  Augsburg  zuge- 
standen wurde,  immer  noch  Kopfschütteln.  Man  sagt,  der  Apotheker 
solle  etwas  ablösen,  etwas  sich  selbst  bezahlen,  was  er  nach  erfolgter 
Ablösung  gar  nicht  mehr  habe.  Aber  er  erhält  doch  durch  die  Ob- 
ligationen einen  reellen  Wert  in  die  Hände  und  vor  allen  Dingen  die 
Sicherheit,  daß  er  während  der  Dauer  der  Ablösung  auf  der  Höhe  der 
gewohnten  Einnahmen  bleibt.  Die  neu  errichteten  Apotheken,  die  ihn 
in  seinen  Einkünften  schmälern,  müssen  ja  an  der  Aufbringung  der 
Zinsen  sich  beteiligen;  um  soviel,  als  ihnen  zugemutet  wird,  kann 
die  ältere  Apotheke  entlastet  werden.  Darin  liegt  es,  daß  bei  der 
Selbstablösung  nur  nach  und  nach  die  Zahl  neuer  Apotheken  anwachsen 
wird;  erst  wenn  die  Frist  vorüber,  werden  sie  sich  stärker  ver- 
mehren. 

Einen  Staatszuschuß  zu  verlangen,  wie  es  der  Annatö'sche  Ab- 
lösungsplan thut  ^),  scheint  aus  den  oben  angeführten  Gründen  ganz 
ungerechtfertigt.  Auch  müßte  bei  der  Bewertung,  meine  ich,  lediglich 
der  Konzessionswert  abgelöst  werden.  Der  auf  Grundstück,  In- 
ventar etc.  entfallende  Teil  des  Idealwerts  bliebe  ja  nach  der  Reform 
unverändert. 


1)  Pharmaceutische  Zeitung  1895,  Nr.  24,  42. 
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Die  MitwirkuDg  des  Staats  bei  der  schwierigen  Operation  em~ 
pfiehltsich,  weil  den  Apothekern  die  Durchführung  dann  erleichtert  wird. 
Darin  hat  der  unbekannte  Sachkundige,  der  in  der  Fharmaceutischen 
Zeitung  einen  Ablösungsplan  vor  wenigen  Monaten  veröffentlichte*) 
sicher  ganz  Recht,  wenn  er  anführt,  daß  die  Ablösung  sehr  vid 
schwieriger  sich  gestaltet,  falls  die  Hilfe  von  Genossenschaften  oder 
Privatgeldinstituten  in  Anspruch  genommen  werden  muß.  Schon  allein 
die  alsdann  auszugebenden  Wertpapiere  würden  minder  willige  Ab- 
nehmer finden.  Billiger  kann  die  Ablösung  keinenfalls  werden,  wenn 
ihre  Durchführung  einem  Bankkonsortium  übertragen  wird. 

Die  Ablösung  selbst  kann  natürlich  in  manni^altigster  Weise  vor 
sich  gehen.  Die  schwedische  Form  scheint  sich  mir  durch  ihre  Ein- 
fachheit  zu  empfehlen. 


1)  Im  März  1895,  Nr.  2S. 
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Fortsetzung  von  Seite  2  des  Umschlags. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  bei  der  schnell  fortschreiten- 
den Gesetzgebung  zahlreiche  Artikel  in  dem  „Handwörterbuche"  schon 
nach  kurzer  Zeit  einer  Ergänzung  bedürfen,  wie  ebenso  die  angeführte 
Litteratur  und  die  statistischen  Angaben  bald  von  der  Zeit  überholt 
werden.  Hier  sollen  die  Jahrbücher  eintreten  und  womöglich  durch 
dieselben  Autoren  die  vielen  wünschenswerten  Ergänzungen  liefern,  so 
daß  mit  Hilfe  der  Jahrbücher  das  Wörterbuch  stets  auf  der  Höhe  der 
Zeit  bleibt  und  der  Besitzer  derselben  sicher  ist,  sich  durch  beide  über 
alle  einschlagenden  Materien  follstandig  informieren  zu  können.  Um 
dieses  im  vollsten  Umfange  durchzuführen,  werden  die  Jahrbücher 
von  den  vier  Redakteuren  des  „Handwörterbuchs  der  Staatswissen- 
schaften" gemeinsam  herausgegeben,  so  daß  jeder  von  ihnen  die  Fürsorge 
für  die  Ergänzung  der  Artikel  übernimmt,  welche  er  in  dem  Hand- 
wörterbuche redigiert  hat.  Die  allgemeine  Leitung  und  Verantwortung 
bleibt  wie  bisher  in  der  Hand  des  Prof.  J.  Conrad,  Halle,  während 
die  Bearbeitung  der  Litteratur  vollständig  von  Prof.  Elster  in  Breslau 
übernommen  wird. 

Auf  diese  Weise  hoffen  die  Heransgeber  und  die  Yerlagsbnchhandlung 
ein  Organ  zu  schaffen^  welches  der  gebildeten  Welt  des  In-  und  Auslandes 
alles  bietet,  um  unser  soziales  und  wirtschaftliches  Leben  richtig  beurteilen 
und  in  der  Entwickelung  ?erfolgen  zu  können^  dann  aber  speciell  allen 
denen^  welche  berufen  sind,  an  den  Aufgaben  der  Wissenschaft  wie  der  Ge- 
setzgebung mitzuarbeiten^  das  ganze  Material  ?orzulegen^  um  auf  der  breiten 
Basis  internationaler  Yergleichung  sich  ein  eigenes  Urteil  über  die  yerschiedenen 
Fragen  zu  bilden.  Der  Beamte  soll  darin  die  Gesetze  finden,  welche  er 
für  seine  Amtsthätigkeit  braucht  und  durch  die  Darstellung,  wie  sie 
entstanden  sind,  über  ihre  Ziele  orientiert  werden.  Der  Geschäftswelt, 
namentlich  ihren  Organen,  den  Handelskammern,  deren  Thätigkeit  wir 
fortan  besondere  Aufmerksamkeit  schenken  werden,  hoffen  wir  durch 
statistische  Zusammenstellungen  und  Berichte,  namentlich  aus  dem  Aus- 
lande, mehr  als  bisher  nützlich  zu  sein. 
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670        Wilhelm  Stieda,  Zur  Reform  des  Apothekenwesens  in  Deutschland. 

Die  MitwirkuDg  des  Staats  bei  der  schwierigen  Operation  em- 
pfiehlt sich,  weil  den  Apothekern  die  Durchführung  dann  erleichtert  wird. 
Darin  hat  der  unbekannte  Sachkundige,  der  in  der  Pharm aceu tischen 
Zeitung  einen  Ablösungsplan  vor  wenigen  Monaten  veröffentlichte*) 
sicher  ganz  Recht,  wenn  er  anführt,  daß  die  Ablösung  sehr  viel 
schwieriger  sich  gestaltet,  falls  die  Hilfe  von  Genossenschaften  oder 
Privatgeldinstituten  in  Anspruch  genommen  werden  muß.  Schon  allein 
die  alsdann  auszugebenden  Wertpapiere  würden  minder  willige  Ab- 
nehmer finden.  Billiger  kann  die  Ablösung  keinenfalls  werden,  wenn 
ihre  Durchführung  einem  Bankkonsortium  übertragen  wird. 

Die  Ablösung  selbst  kann  natürlich  in  mannigfaltigster  Weise  vor 
sich  gehen.  Die  schwedische  Form  scheint  sich  mir  durch  ihre  Ein- 
fachheit zu  empfehlen. 


1)  Im  März  1895,  Nr.  28. 


Fortsetzung  von  Seite  2  des  Umschlags. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  bei  der  schnell  fortschreiten- 
den G-esetzgebung  zahlreiche  Artikel  in  dem  „Handwörterbuche"  schon 
nach  kurzer  Zeit  einer  Ergänzung  bedürfen,  wie  ebenso  die  angeführte 
Litteratur  und  die  statistischen  Angaben  bald  von  der  Zeit  überholt 
werden.  Hier  sollen  die  Jahrbücher  eintreten  und  womöglich  durch 
dieselben  Autoren  die  vielen  wünschenswerten  Ergänzungen  liefern,  so 
daß  mit  Hilfe  der  Jahrbücher  das  Wörterbuch  stets  auf  der  Höhe  der 
Zeit  bleibt  und  der  Besitzer  derselben  sicher  ist,  sich  durch  beide  über 
alle  einschlagenden  Materien  Tollstandig  informieren  zu  können.  Um 
dieses  im  vollsten  Umfange  durchzuführen,  werden  die  Jahrbücher 
von  den  vier  Redakteuren  des  „Handwörterbuchs  der  Staatswissen- 
schaften" gemeinsam  herausgegeben,  so  daß  jeder  von  ihnen  die  Fürsorge 
für  die  Ergänzung  der  Artikel  übernimmt,  welche  er  in  dem  Hand- 
wörterbuche redigiert  hat.  Die  allgemeine  Leitung  und  Verantwortung 
bleibt  wie  bisher  in  der  Hand  des  Prof.  J.  Conrad,  Halle,  während 
die  Bearbeitung  der  Litteratur  vollständig  von  Prof.  Elster  in  Breslau 
übernommen  wird. 

Auf  diese  Weise  hoffen  die  Herausgeber  und  die  Yerlagsbuchhandlung 
ein  Organ  zu  schaffen^  welches  der  gebildeten  Weit  des  In-  und  Auslandes 
alles  liietet,  um  unser  soziales  und  wirtschaftliches  Leben  richtig  beurteilen 
und  in  der  EntwicI&elung  Terfolgen  zu  können^  dann  aber  speciell  alleu 
denen^  welche  berufen  sind^  an  den  Aufgaben  der  Wissenschaft  wie  der  Ge- 
setzgebung mitzuarbeiten^  das  ganze  Material  Torzulegen^  um  auf  der  breiten 
Basis  internationaler  Yergleichung  sich  ein  eigenes  Urteil  über  die  ferschiedenen 
Fragen  zu  bilden.  Der  Beamte  soll  darin  die  Gesetze  finden,  welche  er 
für  seine  Amtsthätigkeit  braucht  und  durch  die  Darstellung,  wie  sie 
entstanden  sind,  über  ihre  Ziele  orientiert  werden.  Der  Geschäftswelt, 
namentlich  ihren  Organen,  den  Handelskammern,  deren  Thätigkeit  wir 
fortan  besondere  Aufmerksamkeit  schenken  werden,  hoffen  wir  durch 
statistische  Zusammenstellungen  und  Berichte,  namentlich  aus  dem  Aus- 
lande, mehr  als  bisher  nützlich  zu  sein. 


<  • » 


3m  ölcid^cn  Sßcrlasc  tft  crfd^iencn: 

j^atilitDiirterbttt^  ber  5taatBttii||'ettfr^aflett» 

?irof.  ©r.  3.  Conraö,  lalU  a.  g.,  'prof.  Br.  Vd.  TmB.  (ßöffinöan, 
l^rof.  ©r.  T.  (Elfer,  Breslau,       |^rot©r.€5ö.1fD0mng,lalUa.S- 

!Daö  ,»!l|an&hJÖr!Brltud|**  Bc^anbelt  nac^  beut  ^euttflcn  @tanbc  bcr 
SBtffcnWaft  unb  mit  öollftct  33crü(f  jtcbtiöuns  bcr  2lnfor* 
bcrunc;cn  ber  ^rapö  bic  @taatött)iffcnf*aftcn  im  engeren  @tnne. 
5:te  3[^olfön)trtfd)aftöIe^re,  ©efeüfc^aftölcl^tc,  SBtrtfc^aftö^  nnb  ©ojtat^olif, 
gtnanjmiffenfc^aft  unb  ©tatiftif  erfahren  bte  ßtünbltd^fte  S3earbeitunA  mit 
ctnfle^enber  l^arfteüung  beö  ^tftorifd^en  (5nttt)t(felunßöganaeö  unb  beö  flegen* 
tüättigen  ©tanbeö  ber  tDtrtfd^aftltd()en  Kultur.  T)aö  lBertt)altunflöre*t  ^at 
tnfoiüett  Slufna^me  gefunben,  alö  eö  bte  9f?eci^töorbnung  beö  lüirtfc^aftlt^cn 
unb  (ojtalen  Sebenö  enthält. 

3:)a  bte  §au^)tfraflen  in  größeren,  mögltd^ft  etf^ö^^fenben,  aber  febr 
übetfid^tltd)  geftalteten  Sluffäfeen  be^anbelt  würben,  fo  genügte  für  eine  9]?enge 
öon  ©njel^ettcn  berfelben  ÜJJaterte  bei  bem  bctreffenben  ©ttc^toort  nur  bet 
^iniDeiö  auf  bie  bej.  ©teile  beö  §au^3tartt!clö.  Slugerbcm  biencn  furjc  ju* 
fammenfaffenbe  Slrtifel  geiütffermagen  alö  Einleitung  für  bte  S3e^anblung 
größerer  ©ebtete,  tnbem  ^ter  ber  innere  ^ufammen^ang  ber  unter  be* 
(onbercn  ©ttc^tDörtcrn  bargefteüten  2:ctle   beö   ganjen  ©toffö   ^eröortrttt. 


SBtograp^tfc^c  ^^loltjcn  über  bic  IcBcnbcn  unb  tjcrftorSencn  üBcrtretcr  be«  in 
S3ctraci&t  fommcnbcn  ^rcifcö  oon  SSiffcnfctiaftcn  finb  in  fltogcr  3^^^^  i^'^^^ 
in  äu^crfter  Äürjc  gegeben  iporben  unb  bie  bitliogta^^tfc^en  eingaben  für 
jcbcn  ©(^tiftftcücr  l^abcn  in  möglic^ftcr  i>oIIftänbig!cit  2lufnai^mc  gcfunbcn. 

(5in  $au^)tna(!tbru(f  »urbe  auf  bic  ^jraftifd^e  33raud;^ 
barfeit  be^  SBörterbuc^ö  öcicgt.  üDcö^alb  ift  baöüor^an^ 
bcnc  ftatiftif*e  a)2atcrial  unb  bie  »irtfc^aftlid^c  ®efc^^ 
gebung  !Deutf ci^lonbö  ü)ie  aller  bcbeutenben  ^Staaten  in 
einer  *l^ollftänbig!eit  aufgeführt  roorben,  toie  fie  bi^^cr 
in  feinem  anberen  Sbcrfe  erftrcbt  toorben  mar.  ^ufeerbem 
ift  in  jebem  Slbfc^nitt  bie  bej.  i^itteratur  in  größter  ?lu^* 
fül^rlic^fcit  üerjeid^net  iDorben. 

!r)aö  „^anbhJÖrferliUtil'*  fte^t  nidfet  im  !5)icnfte  irgenb  einer  'ißartei. 
(So  ge:^t  nicbt  j>on  abftraft-frei^änblerifd^en  ®runb[äfeen  auö,  fonbcrn  be* 
traci^tet  bie  toiffenfcbaftlic^  crfafeie  (^rfa^rung  unb  baö  fittUc^e  Urteil  al« 
jnaggebenb  foiDO^l  für  bic  ^iti!  toic  für  bic  ßmpfc^lung  ^raftifct^cr  ÜJ^agrcgcln 
ouf  bcm  ©cbiete  bcö  luirtfcbaftlic^cn  unb  gcfcll(ci)aftlti^cn  ßcben«  unb  förbcrt 
alle  ©cftrcbungen  einer  gcfunben  |>ofitiocn  Soital:|politif. 

S)aö  ,,^anh\tf&Yttxhxxttl'\to^a  über  bcn  gegenwärtigen  @tanb  bcr 
85>iffenfc^aft  unb  ©efefgebung  eine  ^utjcrläifigc  Ueberfic^t  unb  burc^  f orgfaltigcn 
9Mc^>n)eiö  ber  Quellen  unb  bcr  ßitteratur  Singerjeige  für  ein  cingc^cnbc« 
©tubium  geben. 

T)xc  S^ottDcnbigfcit  eineö  fold^cn  p^flac^fd^lageiDcrfc«, 
toelc^eö  inmitten  einer  überaus  rcid^en  gaci^littcratur  eine 
bcn  heutigen  ©taub  bcr  @taatött)iffcnfdbaftcn  jufammen* 
faffenbc,  cbenfo  grünblicbe  toie  überfic^tlic^c  'Darftcllung 
giebt,  ift  allgemein  anerfannt  n)orbcn. 

(Eilt  al)iiUit|t;i  IBtxk  iioit  Qltidrtm  ümfanQr  ift  bistitc  tucbec  in  ber  lieut- 
fditn  iiod)  in  ücr  oit$läniiifd)tn  Citterotui  iiorl)anbcn.  Bet  ditjiticrputiht  betreiben 
tnlit  —  luic  au»  htm  Bi>tl)(T9rl)niiicn  trhtUt  —  in  btr  flnrlc0un9  ttß  tljatröd)litlicii 
3nl|aU9  hti  mirtfdmftliriitn  titiH  fo|iolen  (ErfdjtiuunijEH,  bic  in  il)rcm  inneren 
Jiirommenl)an0e  tinb  it)tcr  Qefd)iii)tliitien  (EntraiikelunB  mit  beftänbiacc  Huik|id)t- 
tta^tne  ouf  bie  cutrvred)cnben  )9ettjöltni(rc  famtli^er  ätiltutlanbec  uot- 
9efitl)tt  tnotbcn  |tnb. 

fin?  M^nnbUiöttcrbltfl^"  seht,  toätitenb  e$  bie  oerfaflnnostedjtlidien  nnb 
fornialtiernialtnn0j9rcd)titd)en  ÜloteHcn  au9fd}lie|t,  fouiit  weit  binaup  über  bie 
C5re»|cn  einer  lebiQÜri)  iiernialtun9$ired)tlift)en  6el)onblnnQ  ber  B^O^nmartis  in 
fi  e  11 1  fd)  1  o  n  b  br^cl|enben  niirtfdtnftlidjen  nnb  fo|ialen  (Brbnnno.  Qa^felbe  bietet 
bic  Befomte  mirtfcibaftlidie  (DefettBebnnQ,  eine  betaiUierte  dtatiftib,  bie  iQnnpt- 
eiBebuiffe  ber  parloutentartfd)cn  nnb  litterarifd)en  Qi^huffton  nnb  eine  noUflAnbige 
bibliograpl)ifd)e  iäeberfid)t 

<line  foldtc  Tcid)l)oltt9e  tll|ntrQd)enraninilnn9  nndi  oefdiiditlidier  nnb  oer- 
9leid)enber  Jlettjobe  xft  nidit  nnr  für  bn?  miffenfdioftlidie  Stnbinnt  non  Unlen, 
fonbern  Qiebt  nor  allem  nnd)  ben  ^Beamten  nnb  ollen  benen^  meld)e  ber  9ro|en 
mirtfdioftlidien  nnb  fo|iolen  BimeonnB  unferer  Jeit  ein  SnterefTe  entseoenbrinnen, 
bie  Äittel  für  eine  rofdje  ©rienticrnnij  nnb  ridjtiöe  ßenrtellnng  ber  fr^webenben 
trogen  an  bie  §anb* 

ÜT^aö  „|)anbtoörtcrbucb"  ift  in  6  täuben  in  einem  ©cfamtumfang  öon 
394  ^ogen  erfd^ienen  unb  foftet  brof^iert  120  SU^arf,  elegant  gebunben 
135  a)tof.  Slufecrbcm  »urbe  ein  9?cgiftcr^eft  ausgegeben,  ml6)t^  brof ediert 
1  a)?arf  50  "ißf.  foftet.  3m  ^crbft  1895  tt)irb  ein  (Srgänjungöbanb  jur 
SiuSgabc  gelangen. 

i^toimnonnf^ic  39ucf)t>ru{fctei  (^ermann  ^ol)Ie)  in  Oena.  —  5453 
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